
Stadt Ratzeburg  
 

Ratzeburg, 01.03.2021 

- Finanzausschuss -  
 
 
Hiermit werden Sie 

 
zur 15. Sitzung des Finanzausschusses am Dienstag, 16.03.2021, 18:30 Uhr, 

in der Aula der Lauenburgischen Gelehrtenschule, Bahnhofsallee 22, 23909 Ratzeburg 

 
eingeladen. 
 
Bitte benachrichtigen Sie den Vorsitzenden und die/den zuständigen Vertreter/in, falls Sie 
verhindert sind. 
 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
Öffentlicher Teil 
 
Punkt 1 Eröffnung der Sitzung durch die/den Vorsitzende/n und 

Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit  

 

Punkt 2 Anträge zur Tagesordnung mit Beschlussfassung über die 
Nichtöffentlichkeit von Tagesordnungspunkten  

 

Punkt 3 Beschluss über Einwendungen zur Niederschrift vom 
17.11.2020  

 

Punkt 4 Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
gefassten Beschlüsse vom 17.11.2020  

 

Punkt 5 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse  SR/BerVoSr/249/2021 
Punkt 6 Bericht der Verwaltung   
Punkt 6.1  hier: Schreiben der Kommunalaufsicht zum 3. 

 Nachtragshaushaltsplan 2020  
SR/BerVoSr/250/2021 

Punkt 6.2  hier: Jahresrechnung 2020  SR/BerVoSr/247/2021 
Punkt 7 Jahresbericht 2020 der Stadtbücherei Ratzeburg  SR/BerVoSr/248/2021 
Punkt 8 Fragen, Anregungen und Vorschläge von Einwohnerinnen 

und Einwohnern  
 

Punkt 9 Antrag auf institutionelle Förderung des Ernst Barlach 
Museums  

SR/BeVoSr/420/2021 

Punkt 10 Feuerwehrangelegenheiten; hier: Mögliche Auflösung der 
Tauchergruppe der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg  

SR/BeVoSr/382/2020 

Punkt 11 Personalangelegenheiten; hier: Schaffung einer neuen 
Stelle für den IT-Support an der Lauenburgischen 
Gelehrtenschule Ratzeburg  

SR/BeVoSr/414/2021 

Punkt 12 Haushaltsplan 2021   
Punkt 12.1  hier: Stellenplan 2021  SR/BeVoSr/381/2020/1 
Punkt 12.1.1       Antrag; hier: zusätzliche Unterlagen für die   

 Beratungen zum Stellenplan 2021 
SR/AN/044/2021 

Punkt 12.2  hier: Verwaltungs- und Vermögenshaushalt, 
 Satzungsbeschluss  

SR/BeVoSr/384/2020/1 

Punkt 12.3  hier: Investitionsprogramm 2020 bis 2024  SR/BeVoSr/383/2020/1 
Punkt 13 Anträge   
Punkt 14 Anfragen und Mitteilungen   
 
 
 
 



 
 
Voraussichtlich nichtöffentlicher Teil (Vorschlag der Verwaltung) 
 
Punkt 15 Antrag; hier: Anpassung der Pacht für die Gaststätte im 

Jugend- und Sportheim  
SR/AN/043/2021 

Punkt 16 Anfragen und Mitteilungen   
 

 
Marion Wisbar 
Vorsitzende 
 

 



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 25.02.2021 
 SR/BerVoSr/249/2021 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 
 
 
Verfasser:   Herr Axel Koop  FB/Az: 2/20 00 14 
 
 

Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 
 
Zusammenfassung: 
 
In jeder Sitzung ist über den Ausführungsstand der Beschlüsse der vorherigen Sitzungen zu 
berichten; solange eine Angelegenheit nicht abschließend bearbeitet ist, ist der Bericht 
kontinuierlich fortzuführen und ggf. Hinderungsgründe anzugeben. 
 
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 25.02.2021 
Koop, Axel am 08.02.2021 
 

 
Sachverhalt: 
 
Der Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus den vorvergangenen Sitzungen ist 
als Anlage beigefügt. Der Ausschuss wird um Kenntnisnahme gebeten. 
 
 
 
 

Ö  5Ö  5



Bericht über die Durchführung der Beschlüsse

lfd. Beschluss- zust.
Nr. Datum TOP Bezeichnung Sachstand Status FB/FD

1 01.06.2004 12 neues Haushaltsrecht Die Landtag hat am 19.06.2020 das Gesetz zur Harmonisierung der Haushaltswirtschaft 
der Kommunen (Kommunalhaushalte-Harmonisierungsgesetz) beschlossen. Zwischenbericht 2

18.05.2010 7.3 Fahrplan für die Umstellung des Kernpunkt der Gesetzesänderung ist die verpflichtende Einführung der Doppik für alle 
Rechnungswesens auf betriebs- Kommunen im Lande und damit die Abschaffung des Wahlrechts zwischen kameraler

20.05.2014 9 wirtschaftliche Rechnungslegung und doppelter Buchführung (§ 75 Abs. 4 GO). Das Gesetz sieht vor, dass alle Ämter und
Gemeinden bis zum Haushaltsjahr 2024 auf die Doppik umstellen müssen.

22.10.2019 7 Abschluss einer Rahmen-
vereinbarung für die Einführung der Im Vergleich zur kameralen Haushaltswirtschaft muss mit einmaligen Kosten (Fort-
Doppik bildung der Beschäftigten, Software, Erfassung und Bewertung des restlichen Ver-

mögens, beratende Unterstützung) und höheren laufenden Kosten gerechnet werden.

Der Finanzausschuss hat sich in seiner Sitzung am 22.10.2019 für den Abschluss
einer Rahmenvereinbarung für die Einführung der Doppik im Geleitzugverfahren 
mit weiteren Kommunen/Ämtern ausgeprochen. Die Beschlussfassung über die
Auftragsvergabe erfolgte in der Sitzung der Stadtvertretung am 16.12.2019. Ein erstes
Auftaktgespräch mit dem Auftraggeber fand am 10.02.2020 statt. 

In Folge der Corona-Pandemie fand das erste Treffen aller am Geleitzug teilnehmenden 
Kommunen am 25.08.2020 im Amt Hohe Elbgeest statt; ein zweites Treffen der
Projektarbeitsgruppe fand am 27.10.2020 im Ratsaal des Rathauses statt. Weitere 
Projektarbeitsgruppensitzungen findet zurzeit wegen der weiterhin geltenden Infektions-
schutzmaßnahmen nicht statt.
Die Mitarbeiter:innen werden für die Vermögenserfassung und -bewertung des Anlage-
vermögens geschult. Ein enormer Aufwand verursacht zurzeit die Bewertung sämtlicher
Grund- bzw. Flurstücke anhand des im Schleswig-Holstein geltenden Prinzips für die
Bewertung nach Anschaffungs- und Herstellungskosten. Entsprechend wurden seitens
des Fachbereiches Finanzen personelle und organisatorische Veränderungen einge-
fordert.

2 20.08.2019 10 Verkauf eines Grundstückes an das Der Hauptausschuss ist der Empfehlung des Finanzausschusses gefolgt. Die Ver- Zwischenbericht 6
THW waltung hat die Verhandlungen mit der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) 

aufgenommen und alle erforderlichen Maßnahmen eingeleitet. Das von der BImA an die
GMSH beauftragte K1-Gutachten (Standortgutachten) wurde Ende Dezember fertig-
gestellt. Damit können die bei der Zentrale der BImA eingereichten Unterlagen zum 
vorzeitigen Grunderwerb vervollständigt werden. Die Unterzeichnung des Grundstücks-
kaufvertrages soll im Frühjahr 2021 erfolgen.
 

Ö
  5

Ö
  5



Bericht über die Durchführung der Beschlüsse

lfd. Beschluss- zust.
Nr. Datum TOP Bezeichnung Sachstand Status FB/FD

3 25.02.2020 9.3 Feuerwehrangelegenheiten; hier: Die Einrichtung und Ausweisung einer weiteren Stelle für einen zweiten hauptamtlichen Zwischenbericht 3
Einrichtung einer weiteren Geräte- Gerätewart im Stellenplan 2020 wurde in der Sitzung des Finanzausschusses mehr-
wart-Stelle heitlich abgelehnt. Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung am 09.03.2020 sodann

einstimmig beschlossen, den Tagesordnungspunkt zur erneuten Beratung im Finanz-
ausschuss zurückzustellen. Zur Entscheidung dieser Maßnahme seien die Tätig-
keiten sowohl des feuerwehrtechnischen Mitarbeiters als auch beider Gerätewartstellen
differenziert und ausführlich darzustellen (siehe Stellenplan 2021).

4 17.11.2020 10 II. Satzung zur Änderung der Die Stadtvertretung hat in ihrer vergangenen Sitzung am 14.12.2020 die Änderungs- Abschlussbericht 2
Satzung der Stadt Ratzeburg zur satzung inhaltlich gleichlautend beschlossen. Die Satzung wurde amtlich bekannt-
Erhebung einer Hundesteuer gemacht und kann somit ausgeführt werden.

5 17.11.2020 11 Neufassung der Satzung über die Die Stadtvertretung hat in ihrer vergangenen Sitzung am 14.12.2020 die Neufassung Abschlussbericht 2
Erhebung einer Zweitwohnungs- der Zweitwohnungssteuersatzung gleichlautend beschlossen. Die Satzung wurde amt-
steuer lich bekanntgemacht und kann somit ausgeführt werden. 

6 17.11.2020 13 Auswirkung des Schulverbands- Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17.11.2020 von den Regelungen des Abschlussbericht 2/4
haushaltes auf den Haushalt der § 9 Abs. 6 Ziffer 5 GkZ Gebrauch gemacht und einen Weisungsbeschluss zu den 
Stadt Festsetzungen der Umlagen zur Beschlussfassung in der Stadtvertretung empfohlen. 

Die Mitglieder der Stadt Ratzeburg in der Schulverbandsversammlung des Schulver-
bandes Ratzeburg sollten demnach durch Beschluss der Stadtvertretung angewiesen 
werden, den Schulverbandsumlagen gemäß Entwurf zum 2. Nachtragshaushaltsplan 
2020 sowie zum Haushaltsplan 2021 zuzustimmen.

Diese Beschlussempfehlung wurde in der Sitzung des Hauptausschusses am 30.11.20
dahingehend modifiziert, dass im Beschlusslaut eine Obergrenze („bis zu einer Höhe 
von“) festgelegt worden ist. Die Obergrenze entsprach den zu zahlenden Umlage-
beträgen gemäß den der Beschlussvorlage beigefügten Entwurfshaushalten.

Die Schulverbandsversammlung hat in ihrere Sitzung am 16.12.2021 die Haushalte
einstimmig beschlossen. Die genehmigungsfreien Satzungen wurden amtlich bekannt-
gemacht und können somit ausgeführt werden.



Bericht über die Durchführung der Beschlüsse

lfd. Beschluss- zust.
Nr. Datum TOP Bezeichnung Sachstand Status FB/FD

7 17.11.2020 14.1 III. Nachtragshaushaltsplan 2020 Der vom Finanzausschuss zur Beschlussfassung empfohlene 3. Nachtragshaushalts- Abschlussbericht 2
bis plan 2020 wurde von der Stadtvertretung in der Sitzung am 14.12.2020 beschlossen.

14.3 Die erforderliche Genehmigung für den in der Nachtragshaushaltsatzung festgesetzten
Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(1.271.700 €) sowie für den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
(12.872.000 €) wurde seitens der Kommunalaufsichtsbehörde des Kreises Herzogtum 
Lauenburg am 17.12.2020 erteilt (siehe gesonderte Berichtsvorlage). Die 3. Nachtrags-
haushaltssatzung 2020 wurde amtlich bekanntgemacht.

8 17.11.2020 N 18 Städtebauliche Gesamtmaßnahme Der Hauptausschuss hat am 30.11.2020 den von den vorberatenden Ausschüssen Abschlussbericht 6
"Zukunftsgesaltung Daseinsvor- (Planungs-, Bau- und Umweltausschuss am 02.11.2020 sowie Finanzausschuss am 
sorge", hier: Grundstücks- 17.11.2020) empfohlenen Grundstückskäufen abschließend zugestimmt. Die Ver-
angelegenheiten - Erwerb von waltung wird beauftragt, entsprechende Grundstückskaufverträge mit dem Kreis 
See- und Uferflächen Herzogtum Lauenburg abzuschließen. 

9 17.11.2020 N 19 Verkauf Erbbaurecht Demolierung Die Stadtvertretung hat am 14.12.2020 gleichlautend beschlossen. Das Erbbaurecht Abschlussbericht 6
für das Grundstück "Demolierung 2" wird nicht veräußert. 



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 04.03.2021 
 SR/BerVoSr/250/2021 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 22.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 29.03.2021 Ö 
 
 
Verfasser:   Koop, Axel  FB/Az: 20 11 02/2020 
 
 

Bericht der Verwaltung; hier: Schreiben der 
Kommunalaufsicht zum 3. Nachtragshaushaltsplan 2020 
 
Zusammenfassung: In der Verfügung der Kommunalaufsicht des Kreises Herzogtum 
Lauenburg vom 17.12.2020 wird darum gebeten, dieselbige der Stadtvertretung der Stadt 
Ratzeburg zur Kenntnis zu geben.  
 
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 04.03.2021 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 25.02.2021 
Koop, Axel am 08.02.2021 
 

 
Sachverhalt: 
 
Die Stadtvertretung hat in ihrer Sitzung am 14.12.2020 die 3. Nachtragshaushaltssatzung 
der Stadt Ratzeburg für das Haushaltsjahr 2020 beschlossen.  
 
Die beschlossenen Festsetzungen  
 

- des Gesamtbetrages der Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen (= 1.271.700 €) sowie 

- des Gesamtbetrages der Verpflichtungsermächtigungen (= 12.872.000 €) 
 
bedurften der Genehmigung seitens der Kommunalaufsichtsbehörde des Kreises Herzogtum 
Lauenburg.  
 
Die diesbezügliche Verfügung der Kommunalaufsicht vom 17.12.2020 ist als Anlage bei-
gefügt. Es wird um Kenntnisnahme gebeten. 
 
 
 
 

Ö  6.1Ö  6.1
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 25.02.2021 
 SR/BerVoSr/247/2021 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 
 
 
Verfasser:   Koop, Axel  FB/Az: 20 13 04/2020 
 
 

Bericht der Verwaltung; hier: Jahresrechnung 2020 
 

Zusammenfassung: 
 
Kurzbericht über das Jahresrechnungsergebnis 2020  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 25.02.2021 
Koop, Axel am 08.02.2021 
 

 

Sachverhalt: 
 
Vorbehaltlich der weiteren Arbeiten im Rahmen der Aufstellung der Jahresrechnung 
für das Haushaltsjahr 2020 schließt der erste Entwurf der Jahresrechnung 2020 mit 
einem in der Einnahme- und Ausgabe ausgeglichenen Planergebnis ab: 
 

 
 
Der Verwaltungshaushalt schließt nach derzeitigem Stand mit einem Soll-
Überschuss in Höhe von rd. 2,7 Mio. € ab. Abzüglich der verpflichtenden 
Mindestzuführung in Höhe der ordentlichen Tilgungsleistungen in Höhe von rd. 885 
T€ ergibt sich ein Überschuss in Höhe von 1,82 Mio. € (planmäßig: 1,07 Mio. €), 

Ö  6.2Ö  6.2
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somit eine deutliche Verbesserung in Höhe von rd. 669 T€. Die wesentlichen 
Planabweichungen im Verwaltungshaushalt (+/- 5.000 €) sind in der Anlage 1 näher 
dargestellt. 
 
Dieser Betrag (+669 T€) trägt im Vermögenshaushalt maßgeblich zur Senkung der 
vorgesehenen Kreditaufnahme (1,27 Mio. €) bei. Weitere Verbesserungen im 
Rahmen der Aufstellung der Haushaltsrechnung, insbesondere die Anwendung eines 
strengen Maßstabs bei der Bildung von Haushaltsresten, lassen den Kreditbedarf auf 
0,00 € senken. 
 
2020 ist damit das achte Jahr in Folge, indem eine Netto-Neuverschuldung 
vermieden werden konnte: 
 
Stand am 01.01.2020:      5.782.200 € 
+ Neuaufnahme 0 €    
./. planm. Tilgung 885.716 € 
Stand am 31.12.2020  4.896.484 € 
 
Entwicklung der Schulden zu Beginn des jeweiligen Jahres (01.01.): 
 

 
 
Haushaltsreste 
 
Nach § 18 GemHVO können Ausgabeansätze in das nächste Haushaltsjahr über-
tragen werden, wenn sie im Bereitstellungsjahr nicht verbraucht wurden. Hierin ist 
eine Ausnahmeregelung zu sehen, weil im Normalfall aufgrund der Jährlichkeit des 
Haushaltsplans alle bis zum Jahresende nicht verbrauchten Haushaltsmittel als er-
spart gelten. Zur Flexibilisierung der Haushaltsführung trägt das Instrument der 
Restebildung bei, weil damit eine periodengerechte Verwendung der Mittel erreicht 
wird. 
 
Unterschiedliche Voraussetzungen gelten für die Restebildung im Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt; während im Vermögenshaushalt die Haushaltsmittel bis zur 
Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck -also pauschal und auch über mehrere 
Jahre hinweg- verfügbar bleiben, dürfen Reste im Verwaltungshaushalt nur einmal 
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übertragen werden und das auch nur für im Gesetz genannte Haushaltsstellen oder 
wenn im Haushaltsplan ein Übertragungsvermerk ausgewiesen ist. Darüber hinaus 
dürfen nach § 39 GemHVO im Vermögenshaushalt auch Einnahmereste für Kredit-
aufnahmen, Zuschüsse, Verkaufserlöse und Beiträge gebildet werden. 
 
Unter Zugrundelegung der von den Fachbereichen zur Übertragung vorgelegten 
Anmeldungen wurden je nach Möglichkeit und Erforderlichkeit die in der Anlage 2 
aufgeführten Haushaltsreste gebildet bzw. in Abgang gestellt.  
 
Anlagenverzeichnis: 
Anlage 1 – Planabweichungen Verwaltungshaushalt ab +/- 5.000 €  
Anlage 2 – Haushaltsreste 2020 
 
 
 
 



Seite:1

Planabweichungen 2020, ab +/- 5.000 €, sortiert nach Größe  (Vergleich Planansatz/vorläufiges Rechnungsergebnis) Ratzeburg, 02.02.2021

Bezeichnung RE 2019 Ansatz 2020 vorl. RE 2020 Abweichung

900 0100 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer (erhöhte VZ 4/2020) 5.940.434,00 5.717.500,00 5.957.253,00 239.753,00
900 0210 Vergnügungssteuer für das Halten von Spiel- u. Geschicklichkeitsgeräten 203.435,04 150.000,00 177.925,13 27.925,13
4640 1721 Erstattung Kreis (Kindergarten Domhof) 80.319,77 30.900,00 56.343,38 25.443,38
230 1610 Zuweisung Land (Hygieneprogramm) LG 0,00 0,00 25.176,94 25.176,94
110 1000 Verwaltungsgebühren EMA 99.625,08 56.000,00 79.534,95 23.534,95
230 1627 Erstattung Schulkostenbeiträge für die LG 850.608,96 1.020.000,00 1.039.860,24 19.860,24
900 0611 Zuweisung übergemeindliche Aufgaben (Schlüsselzuweisung) 1.613.424,00 1.683.400,00 1.700.544,00 17.144,00
4645 1722 Kostenanteil anderer Wohngemeinden (KiTa) 71.980,03 81.300,00 96.869,34 15.569,34
350 1781 Zuweisung des Landesverbandes VHS für Deutschkurse 10.069,86 0,00 14.895,04 14.895,04
110 2601 Bußgelder Verkehrsordnungswidrigkeiten 168.369,76 155.000,00 169.793,44 14.793,44
4640 1115 Entgelt für integrative Sonderbetreuung (Kindergarten Domhof) 46.458,24 27.500,00 41.988,47 14.488,47
400 1628 Erstattungen Personalkosten (Alg II/Hartz IV) 219.463,37 217.000,00 228.764,77 11.764,77
900 0410 Schlüsselzuweisungen 3.197.076,00 4.032.200,00 4.041.492,00 9.292,00
830 2200 Konzessionsabgaben (erhöhte VZ für 2020) 548.726,40 485.600,00 493.190,28 7.590,28
900 0030 Gewerbesteuer 6.036.948,72 4.700.000,00 4.707.326,04 7.326,04
290 1720 Zuweisung Kreis (für Schülerbeförderung) 109.130,00 3.200,00 8.607,43 5.407,43

230 1674 Erstattung Wartungskosten Küchenausstattung (Abrechnung erfolgt in 2021) 6.618,11 5.500,00 0,00 -5.500,00
900 0910 Ausgleichsleistungen nach dem Fam.Leist.Ausgleich 532.944,00 595.300,00 587.676,00 -7.624,00
4640 1600 Erstattung Bund Personalkosten für PiA (KiGa Domhof) 7.250,00 15.800,00 1.000,00 -14.800,00
4640 1121 Verpflegungsbeiträge Mittagessen (KiGa Domhof) 27.790,73 36.800,00 21.960,62 -14.839,38
910 2660 Zinsen auf Steueransprüche 20.635,75 35.000,00 20.012,50 -14.987,50
350 1103 Teilnehmerentgelte VHS 60.314,35 60.000,00 43.119,93 -16.880,07
4640 1108 Benutzungsentgelte (KiGa Domhof) 194.045,21 206.000,00 185.852,53 -20.147,47
4361 1400 Mieten, Pachten (Unterbringung von Asylbewerber:innen) 219.013,65 250.000,00 226.846,92 -23.153,08
4640 1720 Zuweisung Kreis (inkl. Landesförderung), KiGa Domhof 146.679,37 381.600,00 329.511,40 -52.088,60
4640 1710 Zuweisung Land (U3-Förderung), KiGa Domhof  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 124.831,19 70.000,00 0,00 -70.000,00
4644 1621 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) - Inselhaus  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 0,00 176.400,00 0,00 -176.400,00
4643 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel)  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 0,00 197.900,00 0,00 -197.900,00
4644 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) - Kinderhaus  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 0,00 255.300,00 0,00 -255.300,00
4642 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel)  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 0,00 296.500,00 0,00 -296.500,00
4645 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel)  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 0,00 325.400,00 0,00 -325.400,00
4641 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel)  (KiTa-Reform erst ab 01.01.21) 0,00 363.000,00 0,00 -363.000,00

Mehrausgaben
630 5439 Gebühr Oberflächenentwässerung (gem. Schlussabrechnung 2019) 309.167,74 334.500,00 382.537,02 48.037,02
2812 7134 Schulkostenbeiträge (Regional- und Gemeinschaftsschulen) 65.963,60 75.500,00 99.912,06 24.412,06
910 8601 Zuführung zum Vermögenshaushalt (Stiftung Altenhilfe) 12.232,31 0,00 11.495,87 11.495,87
4645 7121 Kostenausgleich (§ 25 KiTaG) öff. Träger 143.572,08 195.500,00 202.810,00 7.310,00
080 5316 Mietkosten Verwaltungsräume (Am Markt 6)  15.632,40 16.000,00 23.287,40 7.287,40
4361 5313 Mietkosten (Unterbringung Asylbewerber:innen) 240.392,87 270.000,00 275.386,09 5.386,09

HHSt.
Mehreinnahmen

Mindereinnahmen

Ö
  6.2

Ö
  6.2
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Bezeichnung RE 2019 Ansatz 2020 vorl. RE 2020 AbweichungHHSt.
Minderausgaben
360 6724 Baumpflege- und -/schutzmaßnahmen 5.038,52 5.000,00 0,00 -5.000,00
435 5706 Obdachlosenunterbringung 11.094,74 12.000,00 6.775,92 -5.224,08
592 5113 Unterhaltung Wanderwege 9.214,30 10.000,00 4.038,75 -5.961,25
110 6520 Postgebühren (Briefporto) ruhender Verkehr 9.076,15 15.000,00 8.319,21 -6.680,79
xxx 54xx Sammelnachweis 02 (Bewirtschaftungskosten) 362.252,94 378.300,00 371.561,71 -6.738,29
290 6394 Schülerbeförderung (Kosten für ÖPNV) 75.966,62 77.700,00 70.937,00 -6.763,00
020 5315 Leasingkosten Dienstfahrzeuge 10.611,86 20.000,00 12.746,45 -7.253,55
290 6391 Schülerbeförderung (nicht förd.fähig) 12.559,13 14.100,00 6.802,80 -7.297,20
080 5620 Fortbildung des Personals 34.019,43 30.000,00 22.144,90 -7.855,10
610 6581 Verwahrentgelte (Städtebauförderung) 0,00 27.000,00 18.764,96 -8.235,04
230 5201 Unterhaltung EDV-Anlage (LG) 36.056,30 36.200,00 27.948,29 -8.251,71
020 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 10.622,63 16.800,00 7.564,66 -9.235,34
230 5714 Benutzung Hallenbad (LG) 19.710,00 22.000,00 11.034,56 -10.965,44
020 6520 Postgebühren (Briefporto) 25.646,71 35.000,00 23.226,17 -11.773,83
230 5820 Lehrmittel (LG) 34.433,60 31.000,00 18.462,21 -12.537,79
110 6507 Kosten für Reisepässe und Pers.-Ausweise 60.010,06 59.000,00 46.410,62 -12.589,38
231 5104 Unterhaltung Außenanlagen Sportpl. Fuchswald 12.392,33 20.000,00 7.156,22 -12.843,78
630 5432 Kosten für Ölspurbeseitigungen 5.135,32 15.000,00 2.063,07 -12.936,93
670 6750 Kosten für Straßenbeleuchtung (gem. Beleuchtungsvertrag) 249.745,20 260.000,00 246.597,16 -13.402,84
211 7134 Schulkostenbeiträge (Grundschulen) 38.776,89 60.000,00 46.408,27 -13.591,73
4644 7080 Zuschuss zu den Betriebskosten (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 155.950,10 267.800,00 254.000,57 -13.799,43
080 5630 Betriebliches Gesundheitsmanagement / Corona-Schutzausrüstung 3.121,69 30.000,00 16.036,59 -13.963,41
295 7125 Schulkostenbeiträge (auswärt. sonst. Schulen) 22.373,00 41.900,00 23.945,00 -17.955,00
4640 6024 Verpflegungskosten Mittagessen (KiGa Domhof) 27.456,04 40.900,00 22.046,37 -18.853,63
580 5109 Unterhaltung Park-/Grünanlagen, Uferwege 28.206,02 40.000,00 18.417,76 -21.582,24
4643 7040 Zuschuss zu den Betriebskosten (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 92.418,38 293.600,00 261.314,00 -32.286,00
4645 7017 Zuschuss an Kirchengemeinde St. Petri (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 298.108,78 532.700,00 498.565,14 -34.134,86
4644 7081 Zuschuss zu den Betriebskosten (Inselhaus) (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 130.349,73 225.700,00 185.310,95 -40.389,05
900 8100 Gewerbesteuerumlage 982.839,00 510.100,00 469.052,00 -41.048,00
290 6393 Schülerbeförderung (Steinfeld-Schule Mölln) 0,00 41.600,00 0,00 -41.600,00
4641 7175 Zuschuss zu den Betriebskosten (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 352.348,01 646.100,00 592.807,23 -53.292,77
xxx 4xxx Sammelnachweis 01 (Personalausgaben) 5.522.043,26 5.996.800,00 5.906.696,84 -90.103,16
4642 7175 Zuschuss zu den Betriebskosten (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 192.717,98 494.000,00 401.800,98 -92.199,02
4646 7175 Zuschuss Finanzierung d. Kindertagespflege (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 27.794,32 144.400,00 29.026,01 -115.373,99
xxx 50xx Sammelnachweis 03 (Gebäudeunterhaltung) inkl. 58.600 € Haushaltsrest 356.430,35 463.500,00 334.472,61 -129.027,39
4647 6720 Finanzierungsbeitrag am SQKM (KiTa-Reform erst ab 01.01.2021) 0,00 1.075.100,00 0,00 -1.075.100,00



Anlage

(Haushaltsausgabereste)

 Haushalts-   HH-Reste Anordnungs-     HH-Ansatz Anordnungs- Einsparung Abgang auf
Stelle aus Vorjahren Soll auf HHR 2020 Soll auf Ansatz alte Reste neue Reste auf Ansatz HHR

Gr. Ziffer 50/51 Sammelnachweis 03 (Gebäudeunterhaltung), davon: 82.100,00         82.100,00          463.500,00        275.872,61         - 58.600,00  129.027,39      - 
020.5006 Gebäudeunterhaltung Rathaus U. d. Linden 13.700,00         13.700,00          111.000,00        65.653,68           - 40.000,00  5.346,32          - 
130.5002 Gebäudeunterhaltung Feuerwache 24.000,00         24.000,00          73.000,00          44.438,62           - 10.000,00  18.561,38        - 
300.5000 Gebäudeunterhaltung "Ernst-Barlach-Schule" 29.000,00         29.000,00          56.200,00          16.502,52           - 3.000,00  36.697,48        - 
3211.5000 Gebäudeunterhaltung (Stadtarchiv, Gr. Kreuzstraße) - - 6.100,00            - - 5.600,00  500,00             - 
352.5000 Gebäudeunterhaltung Stadtbücherei 15.400,00         15.400,00          20.600,00          21.719,01           - - 1.119,01 -  - 

Auftragsgebundene Mittel für die lfd. Gebäudeunterhaltung an 
den jeweils genannten Objekten.Insgesamt wurden im 
Sammelnachweis 03 Haushaltsmittel in Höhe von rd. 129.000 
€ eingespart.

231.5104 Unterhaltung Außenanlagen Sportpl. Fuchswald 16.700,00         16.700,00          20.000,00          7.156,22             - - 12.843,78        - 
290.6390 Schülerbeförderung 20.000,00         20.000,00          4.800,00            466,16  - - 4.333,84          - 
4645.7121 Kostenausgleich (§ 25 KiTaG) öff. Träger 5.400,00           5.400,00            195.500,00        181.240,73         - - 14.259,27        - 
468.5100 Unterhaltung Kinderspielplätze - - 23.000,00          12.422,48           - 9.900,00  677,52             - 

Abrechnung der in 2020 entstandenen Mehrleistungen für die 
Sicherstellung der Infektionsschutzauflagen für öffentliche 
Spielplätz

551.5009 Gebäudeunterhaltung (BBN) 2019, Ruderakademie 24.000,00         23.156,90          - - - - - 843,10               
580.5914 Kosten Leistungen Dritter 10.400,00         9.870,19            20.000,00          - - 20.000,00           - 529,81               

Auftragsgebundene Mittel. Die Leistungen wurden teilweise 
erbracht, jedoch noch nicht abgerechnet. Witterungsbedingt 
kam es zu zeitlichen Verzögerungen bei der Ausführung der 
vetraglich vereinbarten Leistungen.

630.5115 Unterhaltung Straßen, Wege, Plätze, Buswartehäuser … 160.000,00       160.000,00        381.500,00        323.952,90         - 57.000,00  547,10             - 
Auftragsgebundene Mittel, u. a. für die Schlussabrechnung 
von Splittmaßnahmen im Stadtgebiet sowie durchzuführende 
Unterhaltungsmaßnahmen in der Heinrich-Hertz-Straße sowie 
in der Otto-Garber-Straße 

630.5116 Unterhaltung Brücken 50.000,00         9.460,59            - - - - - 40.539,41          
630.5118 Verkehrszeichen und Straßenschilder 1.800,00           1.800,00            20.000,00          17.637,57           - - 2.362,43          - 
650.5119 Unterhaltung Ortsdurchfahrt L II O (K60 - Mechower Straße) 7.300,00           7.300,00            7.300,00            4.993,19             - - 2.306,81          - 

377.700,00       335.787,68        823.741,86         - 145.500,00  166.358,14      41.912,32          

Übertragung nichtverbrauchter Haushaltsmittel aus dem Haushaltsjahr 2020 in das Haushaltsjahr 2021

1. Verwaltungshaushalt:

Bezeichnung Übertragung
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(Haushaltsausgabereste)

 Haushalts-   HH-Reste Anordnungs-     HH-Ansatz Anordnungs- Einsparung Abgang auf
Stelle aus Vorjahren Soll auf HHR 2020 Soll auf Ansatz alte Reste neue Reste auf Ansatz HHR

020.9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Rathaus) - - 54.500,00          12.152,23           - 28.101,14  14.246,63        

Auftragsgebundene Mittel für die Beschaffung von Mobiliar; 
die restlichen Mittel (rd. 14 T€) werden eingespart.

020.005.9351 Anschaffung Dokumenten-Managementsystem 50.000,00         - - - 50.000,00           - - - 
Auftragsvergabe und Umsetzung in 2021 geplant

020.009.9351 Umstellung auf Windows 10/Office 2016 5.217,71           5.217,71            - - - - - - 
020.019.9400 Energetische Sanierung Rathaus 5.732,57           - 30.000,00          - - 30.000,00           - 5.732,57            

Kürzung  der Haushaltsreste auf 30.000 € für weitere 
Planungsmaßnahmen 

020.022.9400 Klimatisierung Rathaus 140.000,00       1.950,00            59.000,00          - - 25.000,00           34.000,00        138.050,00        
Kürzung der Haushaltsmittel auf 25.000 € gem. Beschluss des 
Planungs-, Bau- und Umweltausschusses vom 09.12.2019 
(tlw. Aufhebung des Sperrvermerks).

020.023.9400 Einbruchmeldeanlage Rathaus 30.000,00         - - - 30.000,00           - 
Die Maßnahme befindet sich in der Umsetzung; eine 
Abschlagsrechnung seitens der beauftragten Firma wurde 
noch nicht gestellt.

020.024.9400 Brandmeldeanlage Rathaus 46.800,00         11.995,79          - - 34.804,21           - - - 
Die Maßnahme befindet sich in der Umsetzung; eine 
Abschlagsrechnung seitens der beauftragten Firma wurde 
noch nicht gestellt.

020.025.9351 Telearbeitsplätze 18.800,00        8.951,04            - - 9.848,96             - - - 

Übertragung der verbliebenen Haushaltsmittel für die weitere 
Umsetzung der Digitalisierung in der Stadtverwaltung (Erwerb 
von Home-Office-Lizenzen und Hardware)

020.026.9351 Mobile Geräte (Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage) 15.000,00         9.063,50            - - 5.936,50             - - - 
Das Projekt konnte corona-bedingt nur teilweise umgesetzt 
werden. Der Abschluss der Beschaffungsmaßnahme wird in 
2021 angestrebt.

020.027.9351 Umstellung MESO auf VOIS 15.000,00          - - 15.000,00           
Die Umstellung des Fachverfahrens wurde corona-bedingt auf 
2021 verschoben. 

020.029.9351 WLAN-Hotspots - WiFi4EU 24.800,00          6.833,73             - 17.966,27  
Übertragung der Haushaltsmittel für die Schlussabrechnung 
der Maßnahme 

110.9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Ordnungsamt) 1.000,00           1.000,00            2.000,00            397,52  - 1.602,48  - - 
Abwicklung der Maßnahme erfolgt in 2021. Die Mittel werden 
für die Beschaffung mobiler Drucker benötigt.

110.002.9350 Solarbetriebe Geschwindigkeitsanzeige - - 2.000,00            - - 2.000,00             
Bei der Maßnahme kam es zu zeitlichen Verzögerungen durch 
die Einholung diverser Vergleichsangebote. Die Maßnahme 
soll in 2021 zur Umsetzung kommen. 

Übertragung nichtverbrauchter Haushaltsmittel aus dem Haushaltsjahr 2020 in das Haushaltsjahr 2021

2. Vermögenshaushalt:

Bezeichnung Übertragung
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 Haushalts-   HH-Reste Anordnungs-     HH-Ansatz Anordnungs- Einsparung Abgang auf
Stelle aus Vorjahren Soll auf HHR 2020 Soll auf Ansatz alte Reste neue Reste auf Ansatz HHRBezeichnung Übertragung

110.003.9350 Transport- und Kühlboxen für Tierkadaver - - 1.300,00            489,52  - 810,48  
Die Maßnahme wurde noch nicht schlussgerechnet; die 
Lieferung einer Kühlbox steht noch aus. Die verbleibenden 
Haushaltsmittel sind daher zu übertragen.

130.9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Feuerwehr) 138.000,00        109.854,48         - 15.077,30  13.068,22        

Aufgrund des sachbezogenen Sperrvermerks für 
Beschaffungsmaßnahmen der Tauchergruppe wurde der 
Haushaltsansatz im 3. Nachtragshaushalt 2020 um 10.000 € 
gekürzt. Die zu übertragenden Mittel (rd. 15 T€) wurden 
bereits im Sommer 2020 durch Aufträge gebunden. Eine 
Lieferung der Ware erfolgte bislang noch nicht.

130.014.9350 Beschaffung Tanklöschfahrzeug LF 20/40 - - 420.000,00        145.762,68         - 274.237,32  

Auftragsgebundene Mittel gemäß Vergabebeschluss der 
Stadtvertretung vom 23.09.2019. Die Beschaffungsmaßnahme 
ist noch nicht abgeschlossen. Mit einer Lieferung des 
Fahrzeuges wird Anfang 2021 gerechnet.

130.015.9350 Persönliche Schutzausrüstung (PSA) 6.399,57           3.781,86            - - - - - 2.617,71            
130.016.9400 Sanierung Bootshaus Seestraße 7.436,89           7.180,18            - - - - - 256,71               
130.017.9400 Regen- u. Schmutzwasserleitung, Ölabscheider 103.097,44       64.635,46          - - 38.461,98           - - - 

Auftragsgebundene Haushaltsmitttel für die Umsetzung und 
Schlussabrechnung der o. a. Maßnahme.

130.018.9350 Doppelspinde für Schwarz-weiß- Trennung 23.000,00         22.942,92          - - - - - 57,08  
230.9350 Erwerb von beweglichen Sachen (LG) 1.622,27           1.622,27            39.300,00          19.044,02           - 20.000,00  255,98             - 

Übertragung der Haushaltsmittel gem. Beschluss der 
Stadtvertretung vom 14.12.2020

230.011.9351 Sofortausstattungsprogramm DigitalPakt Schule (LG) - - 36.600,00          21.733,00           - 14.867,00  - - 
Umsetzung und Abrechnung der Maßnahme erfolgt Anfang 
2021

331.001.9350 Bühnenelemente -   - 6.000,00            - - 6.000,00             - - 
In 2019 wurde eine Teilbeschaffung (1/3) vorgenommen. 
Aufgrund der haushaltswirtschaftlichen Sperre erfolgte in 2020 
keine Freigabe der Haushaltsmittel, zumal die 
Gesamtabwicklung der Beschaffung in 2021 wirtschaftlicher 
ist. 

352.002.9400 Energetische Sanierung Bücherei 17.048,24         - - - - - - 17.048,24          
4602.012.9400 Lüftungsanlage Dusch- u. Umkleideräume 15.036,01         3.592,21            - - 11.443,80           - - - 

Auftragsgebunde Haushaltsmittel für die Umsetzung der 
Maßnahme

4602.013.9400 Erneuerung der Fenster- und Außentürelemente 37.558,31         37.558,31          - 165,77  - - 165,77 -  - 
4641.006.9400 Erneuerung der Einbauküche (KiTa Wilde 13) 20.000,00         13.667,01          - - 6.332,99             - - - 

Corona-bedingt kam es zu Verzögerungen bei der Umsetzung 
der Maßnahme; der Abschluss erfolgt in 2021.

468.9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Kinderspielplätze) 8.500,00           8.500,00            20.000,00          16.012,31           - - 3.987,69          - 
468.001.9400 Einrichtung einer Parcour-Anlage - - 120.000,00        - 120.000,00         - 

Ein Förderbescheid liegt noch nicht vor. Die Umsetzung der 
Maßnahme wird in 2021 angestrebt. 
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 Haushalts-   HH-Reste Anordnungs-     HH-Ansatz Anordnungs- Einsparung Abgang auf
Stelle aus Vorjahren Soll auf HHR 2020 Soll auf Ansatz alte Reste neue Reste auf Ansatz HHRBezeichnung Übertragung

551.001.9400 Erweiterung der Ruderakademie 4.017,22           4.017,22            900.000,00        887.809,77         - 12.190,23  0,00 -  - 
Die im Haushaltsjahr 2020 zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel wurden nahezu vollständig verbraucht. Für die 
Sicherstellung der Gesamtfinanzierung ist die Übertragung der 
verbleibenden Haushaltsmittel nötig.

560.003.9500 Rundlaufbahn Riemannsportplatz 620.000,00       620.000,00        20.000,00          2.000,95             - - 17.999,05        - 
Die Maßnahme konnte kostengünstiger umgesetzt werden. 
Die verbleibenden Haushaltsmittel (rd. 18 T€) wurden 
eingespart.

560.004.9500 Neubau und Rückbau Brunnenanlage Riemannsportplatz - - 85.000,00          - - 85.000,00           - - 
Die Auftragsvergabe für die Maßnahme erfolgte in der Sitzung 
des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 07.12.2020. 
Die Maßnahme wird daher erst in 2021 zur Umsetzung 
kommen.

610.9407 Ortsplanung 20.000,00         16.755,57          30.000,00          - - - 30.000,00        3.244,43            
Die nicht verbrauchten Haushaltsmittel werden eingespart.

610.006.9402 Erneuerung der Domhalbinsel 208.500,00       52.572,53          - - 3.027,47             - - 152.900,00        
Anpassung/Korrektur der Gesamtveranschlagung gem. 
aktualisierter Kosten- und Finanzierungsplanung

630.051.9500 Südliche Sammelstraße, IV. u. V.  BA 307.789,80       12.522,34          - - 226.455,20         - 68.812,26          
Teilübertragung der Haushaltsmittel für lfd. Prozess 
(Rückstellungscharakter)

630.069.9500 Erneuerung/Neubau von Radwegen in Ratzeburg 127.649,30       30.523,48          - - 97.125,82           - - 
Übertragung der verbleibenden Haushaltsmittel gem. 
Beschluss des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses vom 
07.12.2020  (Optimierungskonzept der 
Radverkehrseinrichtungen)

630.088.9500 Einrichtung/Umbau von Behindertenparkplätzen 40.000,00         - - - - - - 40.000,00          
Wie bereits in den Beschlussvorlagen zu den 
Haushaltsberatungen 2020/2021 erörtert, wurden die 
verbleibenden Haushaltsmittel in Abgang gebracht.

630.091.9400 Ausbau Domstraße 110.017,37       110.017,37        800.000,00        783.587,07         - 16.412,93  0,00  - 
Die im Haushaltsjahr 2020 zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel wurden nahezu vollständig verbraucht. Für die 
Sicherstellung der Gesamtfinanzierung ist die Übertragung der 
verbleibenden Haushaltsmittel nötig.

630.092.9500 Erweiterung Gehweg Henri-Dunant-Straße 73.827,85         22.002,83          - - - - - 51.825,02          
Wie bereits in den Beschlussvorlagen zu den 
Haushaltsberatungen 2020/2021 erörtert, wurden die 
verbleibenden Haushaltsmittel in Abgang gebracht.

630.093.9500 Ausbau der Wohnwege Friedrich-Ebert-Straße 5.000,00           5.000,00            17.000,00          16.713,70           - - 286,30             - 
880.9320 Erwerb von Grundstücken (Teilflächen B-Plan 81) - - 130.000,00        1.485,38             - 128.514,62  - - 

Aufgrund diverser Verzögerungen kam es bislang nicht zu den 
vorgesehenenen Grundstückserwerben der im B-Plan 81 
ausgewiesenenTeilflächen (Randstreifen für die Erschließung 
von Hinterliegergrundstücken).

880.002.9400 Neubau eines Schlichthauses 102.194,94       53.393,25          1.010.000,00     - 48.801,69           1.010.000,00      - - 
Der Nachtrag (Mehrkosten für die Umplanung) wurde erst in 
der Stadtvertretung am 14.12.2020 beschlossen. Die 
Umsetzung der Maßnahme soll in 2021 beginnen.

2.171.245,49    1.128.462,85     2.011.889,90      562.238,62         1.822.779,77      113.678,10      480.544,02        
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(Haushaltseinnahmereste)

 Haushalts-   HH-Reste Anordnungs-     HH-Ansatz Anordnungs- Einsparung Abgang auf
Stelle aus Vorjahren Soll auf HHR 2020 Soll auf Ansatz alte Reste neue Reste auf Ansatz HHR

020.028.3670 Kostenbeteiligung RZ-WB (Großformatscanner) - - 3.500,00            - - 3.500,00             - - 
Anteilige Kostenerstattung erfolgt erst in 2021 

020.029.3615 Zuweisung EU-Mittel (WiFi4EU) - - 15.000,00          - - 15.000,00           
Die Auszahlung der EU-Fördermittel erfolgt erst nach 
Endabrechnung der durchgeführten Maßnahmen.

130.014.3620 Zuweisung Kreis (Tanklöschfahrzeug LF 20/40) - - 82.500,00          - - 82.500,00           - - 
Das Projekt ist noch nicht abgeschlossen. Die 
Fördermittelzusage wurde für 2021 verlängert.

468.001.3615 Zuweisung EU-Mittel (Parcour-Anlage) - - 66.000,00          - - 55.400,00           10.600,00        - 
Übertragung der Haushaltsmittel für die Finanzierung der 
Parcour-Anlage (55% der förderfähigen Kosten).

551.001.3611 Zuweisung Land (FAG-Mittel), Ruderakademie Ratzeburg - - 400.000,00        - 400.000,00         - -   
Bislang hat sich lediglich der Bund an den Kosten für die 
Maßnahme beteiligt. Die zugesicherten Landesmittel werde in 
2021 zur Auszahlung kommen.

610.006.3600 Erneuerung der Domhalbinsel (Zuweisung Bund) 36.600,00         - - - 34.040,74           - - 2.559,26            
Der Zahlungseingang erfolgte erst im Januar 2021.

610.006.3650 Erneuerung der Domhalbinsel (Ver- und Entsorger) 54.600,00         - - - 3.590,64             - - 51.009,36          

Anteilige Kostenbteiligung der beteiligten Unternehmen; die 
bauliche Umsetzung der Maßnahme wird in 2021 begonnen

630.033.3615 Uferpromenade 'Reeperbahn', Zuweisung EU-Mittel 40.000,00         34.942,83          - - - - 5.057,17            
630.090.3610 Ausbau der Bushaltebuchten B208/Bahnhofsallee, Land 21.400,00         21.400,00          18.600,00          18.600,00           - - - - 
630.091.3650 Ausbau Domstraße (Zuweisung verbundener Unternehm.) 432.000,00        432.000,00         

Die Abschlagszahlungen der verbundenen Unternehmen sind 
in 2021 vorgesehen.

910.3778 Darlehen private Unternehmen (Kreditaufnahme) - - 1.271.700,00     - - - 1.271.700,00   - 
Durch den positiven Jahresabschluss 2020 kann die 
vorgesehene Kreditaufnahme gänzlich eingespart werden. Die 
Übertragung eines Haushaltseinnahmerestes 
(Restkreditermächtigung) ist nicht erforderlich.

152.600,00       56.342,83          18.600,00           37.631,38           988.400,00         1.282.300,00   58.625,79          

Bezeichnung Übertragung

3. Vermögenshaushalt:
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Dem Finanzausschuss (zuständiger Fachausschuss für Angelegenheiten der Stadtbücherei 
Ratzeburg) ist jährlich der jeweilige Jahresbericht der Stadtbücherei zur Kenntnisnahme vor- 
zulegen;  der Bericht für das Jahr 2020 ist daher dieser Vorlage als Anlage beigefügt.  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 

➢ Jahresbericht 2020 der Stadtbücherei Ratzeburg 
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Statistischer Arbeitsbericht 
 

Öffnung  2019  2020 

 
Geöffnete Tage im Jahr 243      221 
Wöchentliche Öffnungsstunden                        31        31 
Öffnungsstunden             1.518   1.346 
 
Öffnungszeiten:                Mo., Di. 9.30-12.30 und 14.30-18.00 Uhr  
 Do.                      9.30-12.30 und 14.30-18.00 Uhr  
 Fr.   9.30-18.00 Uhr 
 Sa.                     9.30-12.30 Uhr 
 
Besuche physisch direkt in der Bücherei      43.488               42.449 
            pro Öffnungstag:              181       192 
 
Besuche an der Medienrückgabebox          3660 
 
Besucher bei Veranstaltungen:            619 
 
Besuche virtuell (Homepage + 2 Datenbanken):         4.731               25.994 
           pro Tag:                13          71 
 

Bestand am 31. Dezember 2019 2020 
 

 
Medieneinheiten insgesamt 23.459                           21.078 
Sachliteratur   6.468                          5.654 
Belletristik   4.813                           4.038 
Kinder- und Jugendliteratur   8.328                       7.753 
Hörbücher          674         647 
Hörspiele/Kinder      668                                 819 
Musik-CDs      845                                 573 
Konsolenspiele      196                                 113 
Spiele           188           163 
DVDs           761         799 
Zeitschriftenhefte      518         519 
 
 
Zeitungs- und 
Zeitschriftenabonnements       37         34 
 
 
Zugang an Medien   1.803   1.762 
 
Abgang an Medien   2.192   4.125 
 
 
Onleihe (Digitales Medienangebot im Verbund 97.043                                132.459 
mit 112 Bibliotheken in Schleswig-Holstein) 
 

 



Ausleihe     2019 2020
  

 
Entleihungen an Leserschaft insgesamt                                                        98.476                               76.613 
 
Sachliteratur 12.872  9.334 
Schöne Literatur 16.664                                12.935 
Kinder- und Jugendliteratur 29.769                                25.311 
 davon erzählende Literatur 22.253                                19.044 
 davon Sachliteratur   7.516  6.267 
Hörbücher   6.069  2.952 
Kinderhörspiele   6.448  4.660 
Musik-CDs   3.078  1.145 
Computerspiele      842     565 
Spiele       980  1.020 
DVDs    4.809  2.504 
Zeitschriften   7.606  3.619 
Onleihe (digitale Ausleihe)   6.855                                10.025 
Leihverkehr   2.484  2.543 
(Medien aus externen Büchereien entliehen; regional und überregional) 
 
 
Physische Entleihungen je Öffnungstag     377    301 
 
Elektronische Medienausleihe pro Tag       18      27 
 
Entleihungen (physisch + elektronisch) pro Leser       53       47 
 
Physische Besuche je Öffnungstag     181     211 
 
Virtuelle Besuche pro Tag       13       71 
 
 

Entleihungen 
 

  
 Entleihungen 2015:              110.847 Entleihungen 
 Entleihungen 2016:              105.242 Entleihungen 
 Entleihungen 2017: 99.298 Entleihungen 
 Entleihungen 2018:   102.412 Entleihungen 
 Entleihungen 2019: 98.476 Entleihungen 
 Entleihungen 2020: 76.613 Entleihungen 
 

Leser  2019 2020 
 

 
Aktive Leser insgesamt 1.971   1.630 
   davon Erwachsene   1.276                               1.050 
   davon Kinder und Jugendliche (bis 17 Jahre)    695                                    553 

   davon Onleihe-Leser       245 
 
Neuanmeldungen   453                                           287 



Öffentlichkeitsarbeit 

 
Insgesamt 38 Veranstaltungen mit 619 Teilnehmern und Teilnehmerinnen: 
 

• Vorlesestunde und Bilderbuchkino: Lese-Club für 4-7jährige Kinder, jeden ersten Dienstag im 
Monat: nur im Januar, Februar, März 

 

•  Tüftelei / Maker-Space-Angebote: bis zum 17. März möglich 
 

• ,, Haltet die Uhren an! Ich will euch etwas erzählen...‘‘ mit der Märchenerzählerin Birte 
Bernstein zum Tag voller Märchen in Kooperation mit dem Schleswig-Holsteinischen 
Heimatbund und dem Schleswig-Holsteinischen Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur  
 

• Ratzeburger Lese-Regatta für Kinder ab dritter Klasse: Leseförderaktion in den Sommerferien 
mit einer Abschlussveranstaltung und Verleihung der Lesemedaillen 
 

• Stadtbücherei Open-Air auf der Bühne im Innenhof des Rathauses jeweils eine Kinder- und 
Erwachsenenveranstaltung einmal mit dem Schauspieler Rainer Rudloff und einmal mit der 
Märchenerzählerin Birte Bernstein 
 

• E-Mediensprechstunden 
 

• Teilnahme mit einer Station bei der Stadtrallye im Rahmen der Interkulturellen Wochen in 
Kooperation mit dem Diakonischen Werk Herzogtum Lauenburg 
 

• Ausstellung ,,Demokratie butten vör din Döör‘‘ und ,,Du Jude!‘‘ jeweils in Kooperation mit 
der Partnerschaft für Demokratie der Stadt Ratzeburg und dem Amt Lauenburgische Seen 
 

• ,,Tausch dich schlau!‘‘ eine Aktion zum Tag der Bibliotheken in Kooperation mit dem 
Familienzentrum Ratzeburg des Diakonischen Werkes Herzogtum Lauenburg 
 

• Schulanfängeraktion: Übergabe einer Überraschungstüte mit 
 Elternbrief nach Vorzeigen der Schultüte 
 

• Täglicher Bücherflohmarkt  
 

• 13 Patenschaften für Zeitschriftenabonnements 
 

• Seniorensprechstunde in Kooperation mit dem Seniorenbeirat der Stadt Ratzeburg 
 

• Virtuelle Geburtstagsrallye mit ActionBound 
 
Zusammenarbeit mit Schulen, Kindergärten 

 

• 6 Büchereiführungen mit 103 Teilnehmern (angeboten werden Bibliotheksführerscheine für 
Kindergärten und Grundschulen und je nach Klassenstufe orientierte Büchereieinführungen 
für alle Schultypen) 
 

• Dezembergeschichten: ein Adventskalender zum Zuhören und Mitmachen  
 

• 5x Bilderbuchkino und Kamishibai für Kindergärten 



• 77 entliehene Themenkisten und Klassensätze an Schulen und Kindergärten mit insgesamt 
1679 Medien. 

 
• Ausbildung: 2 Praktikanten der Verwaltung  

 

• Fortbildungen für die Mitarbeiterinnen: 61 Stunden 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 



Jahresbericht 2020 der Stadtbücherei Ratzeburg 
 
Wie gut, dass auch die Stadtbücherei Ratzeburg mit ihrem Dienstleistungsangebot eine hybride 
Bibliothek darstellt. Denn genau das hat sich im Jahr der Corona bedingten Schließungen bewährt 
und ausgezahlt!  
 
Als sie zwei Mal vollständig schließen und die Ausleihe einstellen musste, konnten die Nutzerinnen 
und Nutzer auf das attraktive und unkompliziert zu handhabende digitale Angebot der ,,Onleihe 
zwischen den Meeren‘‘ zurückgreifen. Hier werden elektronische Medien angeboten: ePaper, 
eMagazine, eBooks, eAudios, eVideos sowie eLerningprogramme zum Downloaden und Streamen 24 
Stunden an sieben Tagen die Woche. 
Mit Unterstützung des Landes Schleswig-Holstein konnte die Onleihe* sowie der, nur in öffentlichen 
Bibliotheken angebotene, Streamingdienst filmfriend mit Spiel- und Dokumentarfilmen zeitweise 
kostenfrei angeboten werden. 
 

* Für die Corona bedingten Schließzeiten haben in einer einmaligen Aktion das Land 
Schleswig-Holstein, die Leih- und Ergänzungsbibliothek Flensburg sowie alle Büchereien 
Schleswig-Holsteins, die wie Ratzeburg am Onleihe-Verbund beteiligt sind, zusätzliche Gelder 
für den vermehrten Einkauf von elektronischen Medien für die ,,Onleihe zwischen den 
Meeren‘‘ zur Verfügung gestellt. Diese Gelder belaufen sich auf 140.000€. Der Bestand an 
elektronischen Medien wuchs somit um 36,5%. 

 
Die Stadtbücherei hatte in 2020 insgesamt 31 den Corona-Virus bedingte Schließtage. Das sind im 
Vergleich zum Vorjahr 172 weniger Öffnungsstunden in denen keine Ausleihe, keine Verlängerungen 
und keine direkten Besuche gezählt werden konnten. 
 
Nach der Wiederöffnung konnte an 23 weiteren Ausleihtagen ein Medien-Abholservice für die 
Nutzer und Nutzerinnen angeboten werden.  
 
Die Stadtbücherei kann für das Berichtsjahr 1630 aktive Leser und Leserinnen verzeichnen mit 287 
Neuanmeldungen. Das ist ein Rückgang an aktiven Lesern um 17%. 
 
Die Ausleihzahlen an physischen Medien sind zurück gegangen um 27%. Die Ausleihe digitaler 
Medien ist dagegen gestiegen um 46%. Insgesamt sind 76.613 Ausleihen zu verzeichnen – ein 
Rückgang um 22%.  
 
Es wurden in 2020 trotz der Schließzeiten 46.728 physische Besuche gezählt – eine Steigerung um 
7,5%. Das ist entgegen der zu erwartenden rückläufigen Zahlen zum einen damit zu begründen, dass 
laut Deutscher Bibliotheksverband seit 2020 zusätzlich zu den bisherigen Besuchszahlen die Anzahl 
der Veranstaltungsbesucher und die Besuche an der Medienrückgabebox dazu gezählt werden 
müssen.  
Besuche direkt in der Bücherei: 42.449; Veranstaltungen: 619; Medienrückgabebox: 3660. 
Zum anderen waren die Monate Januar, Juli, Oktober viel stärker besucht als im Jahr davor; die 
Besuchszahlen in den anderen Monaten blieben teilweise gleichwertig und auch der Dezember, trotz 
Schließtagen, hatte ähnlich hohe Besuchszahlen wie in 2019. 
Pro Öffnungstag gab es 192 physische Besuche direkt in der Stadtbücherei. 
Virtuelle Besuche auf der Homepage und den beiden Datenbanken, Brockhaus und ,,Onleihe 
zwischen den Meeren‘‘, belaufen sich auf 25.994 – eine Steigerung um 449%. Hier ist eindeutig und 
zeitgemäß erkennbar, dass die Stadtbücherei den Ausbau ihres digitalen Angebotes forcieren muss. 
 
Mit 66.588 physischen Entleihungen im letzten Jahr wurden an jedem Öffnungstag im Durchschnitt 
301 Medien ausgegeben und 211 Besuche insgesamt gezählt. Einen ,,Run‘‘ auf die Stadtbücherei 
konnte in den Tagen vor den jeweils angekündigten vollständigen Schließungen beobachtet werden.  



In der Zeit bis zum zweiten Shutdown musste das Dienstleistungsangebot der Bücherei trotz 
Wiederöffnung stark eingeschränkt bleiben: kein längerer Aufenthalt in den Räumlichkeiten zum 
Zeitungs- und Zeitschriftenlesen, keine Kinder- und Jugendbuchwochenveranstaltungen, keine 
Maker-Space-Nutzung, keine Vorlesestunden, keine Führungen, keine PC-Nutzung, keine Nutzung 
des Kopierers, keine direkten Begegnungen und Gespräche. 
Auch die besonderen Programme zur Feier des 25jährigen Bestehens der Bücherei an ihrem 
aktuellen Standort in der ehemaligen Turnhalle der Lauenburgischen Gelehrtenschule, Unter den 
Linden 1, mussten ausfallen. 
 
Für das Jahr 2021 und die unmittelbare Zukunft wünschen wir uns, dass die Stadtbücherei als Dritter 
Ort, erweitert mit einer digitalen Strategie, für gerechte Teilhabe und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, als demokratischer Ort der Bereitstellung von Informationen zur Aufklärung und 
Meinungsbildung, als kultureller und außerschulischer Lernort für ein reges Miteinander, regen 
Austausch von Kenntnissen, Fähigkeiten und Meinungen ihren Aufgabenstellungen wieder 
vollumfänglich nachkommen kann! 
 
Im Auftrag 
 
 
Dajana Stolz 
 
 
Ratzeburg, 08.02.2021 
 



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 26.02.2021 
 SR/BeVoSr/420/2021 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

11.03.2021 Ö 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 22.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 29.03.2021 Ö 

 
 
Verfasser: Martin Gutzeit  FB/Aktenzeichen:  
 
 

Antrag auf institutionelle Förderung des Ernst Barlach 
Museums 
 
Zielsetzung: 
 
Angemessene Förderung von Einrichtungen.  
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 
Der ASJS empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/ der Hauptausschuss 
empfiehlt/ die Stadtvertretung beschließt, dem Eil-Antrag der Ernst-Barlach 
Gesellschaft Hamburg e.V. auf Förderung für das multimediale Museum 2021 in 
Höhe von 10.000 € stattzugeben und die Mittel im Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2021 bereitzustellen.  
  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 26.02.2021 
Koop, Axel am 25.02.2021 
Colell, Maren am 25.02.2021 
 

 
Sachverhalt: 
 

Die Stadtvertretung Ratzeburg hat in ihrer 12. Sitzung am 16.12.2019 mehrheitlich 
beschlossen, den Antrag der Ernst-Barlach-Gesellschaft Hamburg e.V. für die 
Umsetzung der geplanten Maßnahmen  zum Erhalt und der Modernisierung des 
Barlach-Museums Ratzeburg (Schaffung eines multimedialen Museums) mit einer 
einmaligen Zuwendung von  5.000,00 € zu unterstützen (siehe Protokollauszug zur 
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Seite 2 von 2                                                                                                     zur Vorlage vom 04.03.21 

 
 
 

 

Niederschrift vom 16.12.2020). 
 
Im August 2020 konnte das neue multimediale Museum in Ratzeburg erfolgreich 
eröffnen. Durch Eintritt der Covid 19-Pandemie und der damit verbundenen zu 
ergreifenden Maßnahmen sind dem Museum erhebliche Mehrkosten entstanden, die  
nicht durch Eintrittsgelder ausgeglichen werden konnten -wie von der Projektleiterin 
Frau Stockhaus im anliegenden Eilantrag geschildert. Danach hat die Ernst Barlach 
Gesellschaft e.V. insgesamt  statt geplant 29.200,- Euro Eigenanteil für Teil 1 und 
Teil 2 des Projektes „Barlach 2020-Denkraum multimedial“ 41.171,- Euro aufwenden 
müssen. Zudem fallen zusätzlich zu den laufenden Betriebskosten des Museums 
etwa 8.000,- Euro an Wartungskosten pro Jahr an. 
 
Es wird um eine Förderung in Höhe von 10.000,00 € gebeten.  
  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Haushalt: 
10.000,00 €  
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 

• Eil-Antrag der Ernst-Barlach-Gesellschaft auf institutionelle Förderung des 
Ernst Barlach Museums Ratzeburg 

• Pressespiegel Barlach Reloaded - Ernst Barlach Museum Ratzeburg 

• Protokollauszug aus der Niederschrift der 12. Sitzung der Stadtvertretung am 
16.12.2020 

 
 
 
 



Ernst Barlach Gesellschaft Hamburg  
 

Ernst Barlach Gesellschaft Hamburg e.V. 
Geschäftsstelle: Mühlenstraße 1 – D 22880 Wedel  

Telefon: +49 (0) 41 03 - 91 82 91 – Mobil: +49 (0) 170 52 500 13  
Internet: ernst-barlach.de - Email: heike.stockhaus@ernst-barlach.de 

Ernst Barlach Gesellschaft Hamburg – Mühlenstraße 1 – 22880 Wedel 
 
Stadt Ratzeburg 
Der Bürgermeister 
Herr Gunnar Koech 
Unter den Linden 1 
23909 Ratzeburg  
 

Wedel, 25.11.2020 
 
Ernst Barlach Museum Ratzeburg 
Eil-Antrag auf Förderung für das neue multimediale Museum 2021 
 
Sehr geehrter Herr Koech,  
 
im August 2020 konnte das neue multimediale Ernst Barlach Museum in Ratzeburg mit großer Medi-
en- und Besucherresonanz erfolgreich eröffnet werden, trotz erheblicher Schwierigkeiten durch die 
Covid 19 Pandemie, die uns ja auch seit Anfang November erneut vollständig blockiert.  
 
Die Finanzierung der Museumsneugestaltung war auch ohne Covid 19 schon ausgesprochen schwie-
rig, wie Ihnen und den zuständigen Haushaltsgremien bekannt ist. Dennoch ist die Ernst Barlach Ge-
sellschaft nicht vor der Verantwortung zurückgeschreckt und hat einerseits durch Einsparungen und 
andererseits durch die Erhöhung ihrer Eigenmittel das geplante Projekt gegen alle Widerstände ver-
wirklicht. Dass die Pandemie Einschränkungen so gravierend werden würden, war zu dem Zeitpunkt 
der Entscheidung im Januar nicht abzusehen. Ebenso wenig war abzusehen, dass die Besucherströme 
vor diesem Hintergrund so sehr einbrechen würden.  
 
Jetzt haben wir zwar ein fantastisches Museum, das für die Stadt Ratzeburg als erstes multimediales 
und digitales Künstlerhaus in ganz Deutschland eine kulturelle Attraktion darstellt, aber wir sind au-
ßerstande, die enormen Mehrausgaben durch Eintrittsgelder nur ansatzweise zu kompensieren. Zu-
gleich sind wir für die dauerhafte Pflege und Wartung der Geräte und Software ebenso wie für ge-
schultes Personal vor erhebliche Zusatzkosten gestellt.  
 
Insgesamt hat die Ernst Barlach Gesellschaft, statt geplant 29.200,- Euro Eigenanteil für Teil 1 und 
Teil 2 des Projektes „Barlach 2020-Denkraum multimedial“,  41.171,- Euro aufgewendet, siehe Über-
sicht nachfolgend. Zudem fallen an Wartungskosten pro Jahr allein etwa 8.000,- Euro an, zusätzlich 
zu den laufenden Betriebskosten des Museums.  
 
Deshalb möchten wir die Stadt Ratzeburg bitten, uns in dieser schwierigen Situation zu helfen und 

uns im Jahr 2021 mit Euro 10.000,- zu unterstützen. 
 
Dass das Ernst Barlach Museum zweifelsfrei ein kulturelles Highlight für die gesamte Region ist, von 
der auch die Stadt langfristig profitiert, wird durch den beiliegenden Presse- und Medienspiegel zur 
Neueröffnung im August deutlich. Auch für 2021 planen wir medienwirksame Aktionen u. a. mit dem 
Hamburger Abendblatt als Medienpartner, was die Popularität des Hauses und seinen Mehrwert für 
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die Stadt weiterhin unterstreichen wird. Zudem übernimmt das Museum mit dem seit August 2019 
fortlaufendem Projekt BARLACH GoYoung eine wichtige kulturelle Bildungs- und Integrationsaufgabe 
und etabliert sich nachhaltig als außerschulischer Lernort fächerübergreifend für Geschichte, WiPo, 
Deutsch, Kunst, Philosophie etc.  
 
Wir danken für die Aufnahme unseres Eil-Antrages in die aktuelle Haushaltsplanung für 2021 und 
hoffen, dass die Stadt Ratzeburg uns in dieser schwierigen Situation unterstützt. Jederzeit stehen wir 
Ihnen für alle Rückfragen zur Verfügung und freuen uns über die wohlwollende Prüfung unseres An-
trages. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heike Stockhaus 
Projektleitung 
 
 
Überblick Einnahmen/Ausgaben Neugestaltung Ernst Barlach Museum 2020 
 

Einnahmen/ Eigenanteil und Ausgaben Teil 1 Betrag 
Förderung Kulturstiftung des Landes S-H  20.000,00 € 
Förderung Sparkassenstiftung S-H 5.000,00 € 
Förderung Ministerium Bildung, Wissenschaft, Kultur S-H 10.000,00 € 
Eigenanteil Ernst Barlach Gesellschaft e.V.  16.147,00 € 
Summe Einnahmen Förderungen/ Eigenanteil 51.147,00 € 
Summe Ausgaben Teil 1 gesamt 51.147,00 € 
     

 

Einnahmen/ Eigenanteil und Ausgaben Teil 2 Betrag 
Förderung Investitionsprogramm I-Bank - Freie Szene S-H (zugesagt) 39.799,00 € 
Förderung LLUR 51.060,63 € 
Förderung AktivRegion Kreis Herzogtum Lauenburg  5.673,40 € 
Förderung Drägerstiftung Lübeck  5.000,00 € 
Förderung Ministerium Bildung, Wissenschaft, Kultur S-H (zugesagt) 7.000,00 € 
Förderung Treuhandstelle Hamburg  2.000,00 € 
Förderung Stadt Ratzeburg  5.000,00 € 
Förderung Kreis Herzogtum Lauenburg  10.000,00 € 
Förderung Förderverein Altes Vaterhaus  6.000,00 € 
Eigenanteil Ernst Barlach Gesellschaft e.V.  25.024,12 € 
Summe Einnahmen Förderungen/ Eigenanteil 156.557,15 € 
Summe Ausgaben  Teil 2 gesamt 156.557,15 € 

 



PRESSE– UND MEDIENSPIEGEL  

 
 
 
 

 
 
 

BARLACH RELOADED 
 

IM  
 

ERNST BARLACH MUSEUM RATZEBURG 
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Presse und Medien Ausstellung BARLACH RELOADED, Projekt  BARLACH  2020                                     Seite 2  

 

9.8.2020 — NDR Schleswig-Holstein Magazin 
«Multisensorisches Barlach Museum in Ratzeburg»  

 

https://youtu.be/3T5lzceJFVk 



 

7.8.2020 — NDR Kultur, Radiobeitrag in der Sendung “Klassisch in den Tag” mit Philipp Schmidt 
(Reichweite/Unique Visits 300.000)        
«Barlach Reloaded»  

 

Dauer: 4:15 min 
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29.7.2019 — LN Nachrichten (Reichweite/Unique Visits 179.000)  
«Barlach for future»  

 

https://www.ln-online.de/Nachrichten/Kultur/Kultur-im-Norden/Ernst-Barlach-Museum-Ratzeburg-wird-modernisiert 
 

Presse und Medien Ausstellung BARLACH RELOADED, Projekt  BARLACH  2020                                     Seite 4  



 

29.7.2019 — LN Nachrichten online (Reichweite/Unique Visits 1.900.000)        
«Barlach for future»  

 

https://www.ln-online.de/Nachrichten/Kultur/Kultur-im-Norden/Ernst-Barlach-Museum-Ratzeburg-wird-modernisiert 
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15.07.2020 — Hamburg Magazin (Reichweite/Unique Visits 74.360)        
«Barlach Reloaded»  

 

https://www.hamburg-magazin.de/artikel/neue-multimediale-ernst-barlach-museum-barlach-reloaded 
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05.08.2020 — Hamburger Abendblatt (Reichweite/Unique Visits 7.305.000)        
«In Ratzeburg Ernst Barlach neu entdecken»  

 

https://www.abendblatt.de/abonnement/treueprogramm/angebote/leser-events/article229619014/Tagestour-nach-Ratzeburg.html 
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10.08.2020 — Hamburger Abendblatt (Reichweite/Unique Visits 7.305.000)        
«Ratzeburger Barlach-Museum im neuen Gewand»  

 

https://www.abendblatt.de/kultur-live/article230133212/Ratzeburger-Barlach-Museum-erscheint-in-neuem-Gewand.html 
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13.08.2020 — Schweriner Volkszeitung (Reichweite/Unique Visits 1.630.000)  
«In Gedanken baden»  

 

https://www.svz.de/regionales/mecklenburg-vorpommern/In-der-Ausstellung-Barlach-Reloaded-in-Ratzeburg-koennen-Bescuher-Ernst-Barlach-
multimedial-erleben-id29264032.html 
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14.08.2020 — Frankfurter Allgemeine Zeitung (Reichweite/Unique Visits 23.400.000) 
«Die Schwerelosigkeit des Existenziellen»        
 

https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/kunst/neue-dauerausstellung-zu-ernst-barlach-in-ratzeburg-16901942-p2.html 
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14.08.2020 — Lübecker Nachrichten (Reichweite/Unique Visits 179.000)  
«Topstar und Zeitgenosse»  

 

https://www.ln-online.de/Nachrichten/Kultur/Kultur-im-Norden/Ernst-Barlach-in-Ratzeburg-Topstar-und-Zeitgenosse 
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17.08.2020 — shz Zeitungsverlag (Auflage: 182.469) 
 

«Im Ratzeburger Museum Barlach mit allen Sinnen erleben»        
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21.08.2020 — taz - die Tageszeitung 
«Tote Tage in Virtual-Reality»  

 

https://taz.de/!5702907/ 
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16.08.2020 — Unser Lübeck  
«Vernissage: BarlachReloaded»  

 

https://www.unser-luebeck.de/veranstaltungskalender/Eventdetail/114953/vernissage-barlachreloaded 
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Protokollauszug  
 
 

Neu: Top  7 –12. Sitzung der Stadtvertretung am 16.12.2019 
 
Förderantrag der Ernst-Barlach-Gesellschaft Hamburg 

 
Frau Stockhaus, Vertreterin der Ernst-Barlach-Gesellschaft erläutert anhand einer 15-
minütigen Power Point Repräsentation (siehe Anlage zur Niederschrift) , dass das Ernst-
Barlach-Museum eine Deckungslücke im Kostenfinanzierungsplan von 15.000 € habe und 
die Stadt Ratzeburg um eine einmalige Förderung mit 15.000 € bitte. Dieses Defizit hätte sich 
kurzfristig (vor 14 Tagen) ergeben, man hätte mit einer höheren Förderung durch den Kreis 
gerechnet. Der Kreis habe aber nun an die Stadt Ratzeburg verwiesen. 
 
Es schließt sich eine rege Diskussion an.  
 
Die Stadtvertretung kommt überein, dass man  das Museum erhalten und fördern wolle, sich 
aber über die Höhe der Zuwendung noch beraten wolle, d bisher nicht alle möglichen 
Förderer angesprochen worden seien (so wie z.B. der Förderverein Ernst-Barlach-Museum  „ 
Altes Vaterhaus“ in Ratzeburg e.V.)  
 
Auf Antrag der FRW-Fraktion unterbricht der Vorsitzende die Sitzung um 19:17 Uhr für 9 
Minuten.  
Herr Winkler stellt den Antrag, die Ernst-Barlach–Gesellschaft für das vorgestellte Anliegen 
mit 5.000,00 € zu fördern.  
 
Der Vorsitzende lässt über den weitest gehenden Antrag abstimmen:  
 
Die Stadt Ratzeburg unterstützt den Antrag  der Ernst-Barlach-Gesellschaft Hamburg 
für die Umsetzung der geplanten Maßnahmen zum Erhalt und der Modernisierung des 
Barlach-Museums Ratzeburg und beschließt eine einmalige Zuwendung von 15.000,00 
€. 
 
 Ja: 2 Nein: 22 Enthalten: 4  Befangen: 1 
 
Der Vorsitzende lässt über den Antrag von Herrn Winkler abstimmen.  
 
Die Stadt Ratzeburg unterstützt den Antrag  der Ernst-Barlach-Gesellschaft Hamburg 
für die Umsetzung der geplanten Maßnahmen zum Erhalt und der Modernisierung des 
Barlach-Museums Ratzeburg und beschließt eine einmalige Zuwendung von 5.000,00 
€. 
 
Ja: 14 Nein: 9 Enthaltung  5 Befangen: 1 
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 04.03.2021 
 SR/BeVoSr/382/2020 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 22.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 29.03.2021 Ö 

 
 
Verfasser: Denkewitz, Sarena  FB/Aktenzeichen: 328-27 
 
 

Auflösung der Tauchergruppe der Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg 
 
Zielsetzung: 
Auflösung der Tauchergruppe der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg zur Einsparung 
von freiwilligen Ausgaben. 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt,  
der Hauptausschuss empfiehlt,  
die Stadtvertretung beschließt 
 
a) die sofortige Auflösung der Tauchergruppe. 
b) das vorhandene Inventar der Tauchergruppe, welches nicht für den Einsatz  
           bzw. Betrieb der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg benötigt wird, über  
           Zollauktion zu versteigern.  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 04.03.2021 
Denkewitz, Sarena am 14.12.2020 
 

 
Sachverhalt: 
 

Die Unterhaltung einer Tauchergruppe ist eine freiwillige Leistung der Stadt 

Ratzeburg. Eine Verpflichtung zur Unterhaltung nach dem Brandschutzgesetz 

(BrSchG) besteht nicht. Dieses wurde auch durch den Kreis Herzogtum Lauenburg 

und dem Kreisfeuerwehrverband bestätigt. Innerhalb des Kreises Herzogtum 

Lauenburg unterhält nur die Stadt Ratzeburg eine Tauchergruppe. 
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Laut Internetseite der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg wurde die Tauchergruppe, 

aufgrund eines tödlich verlaufenden Badeunfalls, im Dezember 1994 gegründet.  

1994 umfasste die Tauchergruppe insgesamt  

- 3 Taucher,  

- 2 neubeschaffte Tauchgeräte und  

- einen VW Transporter. 

 

2020 umfasst die Tauchergruppe insgesamt  

- 23 Taucher (davon 16 Erstmitgliedschaft und 7 Zweitmitgliedschaft),  

- 6 Tauchgeräte, 

- 2 Tauchertelefone, 

- Hebesäcke, 

- Ponton (Buchholz), 

- Nass- und Trockentauchanzüge,  

- sowie einen Gerätewagen Wasserrettung. 

 

Für die Ausbildung, die Fortbildung und den Einsatz der Feuerwehrtaucher gilt die 

Feuerwehr-Dienstvorschrift (FwDV) 8 „Tauchen“. 

Die Feuerwehrtaucher Ratzeburg  

- werden einmal jährlich zur Sicherstellung der körperlichen Eignung als 

Taucher/in arbeitsmedizinisch untersucht (G 31), 

- haben drei Feuerwehrlehrtaucher, um die interne Ausbildung sicher zu stellen, 

- stellen fachlich und vielfältig geschulte Taucheinsatzleiter, 

- haben drei geschulte und qualifizierte Gerätewarte, um die ständige 

Einsatzbereitschaft sicher zu stellen, 

- verfügen über qualitativ hochwertige PSA (z.B.: Trockentauchanzüge) um 

ganzjährige und kontaminierend sichere und gesundheitsunschädliche 

Tauchgänge durchzuführen, 

- haben eine überdurchschnittliche Gewässerkunde (durch wöchentliche 

Übungstauchgänge, Mitglieder verschiedener Wehren und hohes Fachwissen 

in der Freiwilligen Feuerwehr) 

- tauchen nach den gängigen Rechtsvorschriften und sind dementsprechend 

sicher und versichert, 

- können rechtskonforme Eistauchgänge aufgrund der vorhandenen 

(Feuerwehr-)Ausrüstung durchführen. 

 

Die Aufgaben der Feuerwehrtaucher Ratzeburg bestehen grundsätzlich aus 

- Einsätzen zur Rettung und Bergung von Personen oder Tieren, 

- Einsätzen zur Bergung von Gegenständen,  

- technischen Maßnahmen 

• An- und Abschlagen von Seilen an Gegenständen,  

• Befestigen und Lösen von Schrauben,  

• Meißeln, Sägen, …, 

• Arbeiten mit technischem Gerät im/unter Wasser  

(hierzu zählt u. a. die Bergung von Baumstämmen in der Verbindung 

RZ-See zum Küchensee) 

• fachgerechter Einsatz von schwerem Hebewerkzeug (Auftriebskörper) 

unter Wasser, 
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• sicheres Auffinden von Gegenständen unter Wasser  

(u. a. möglich durch die Telefonverbindung zum Taucher) 

• Einsatz von schwerem Gerät zum Schneiden und Spreizen unter 

Wasser durch die HLF Beladung, 

• Einsatz von Winde und Mehrzweckzug („Greifzug“). 

 

Für das Jahr 2019 entstanden für die Erhaltung der Einsatzbereitschaft der 

Taucher folgende Kosten: 

 
Kosten für  Betrag Fördermittel Betrag abzüglich 

Fördermittel 

Beschaffung Geräte 
und Ausrüstung 

21.163,01 € 7.443,92 € 13.719,09 € 

Unterhaltung 
Tauchgeräte 

4.863,33 € 0 € 4.863,33 € 

Unterhaltung 
Gerätewagen 

554,93 € 0 € 554,93 € 

Aus- und 
Fortbildung/ 
Untersuchung 
Personal 

6.159,64 € 
 

0 € 6.159,64 € 

Gesamtkosten 32.740,91 € 7.443,92 € 25.296,99 € 

 

Bei dem Erhalt der Tauchergruppe sind zusätzliche Investitionen nötig, die der 

Finanzausschuss bereits aus dem Investitionsplan gestrichen hat. 

    

Für das Jahr 2020 waren folgende Investitionen geplant: 

 

1. Die Ersatzbeschaffung eines Einsatzbootes mit einem Gesamtbetrag  

von 100.000,00 €. 

Begründung 2019: Das vorhandene Feuerwehreinsatzboot (Wilhelm Kahmke, 

Baujahr: 1998) ist aufgrund des technischen Zustands abgängig. Die 

Gesamtkosten für die Neubeschaffung eines Einsatzbootes betragen aktuell 

ca. 95.000,00 €. Die Ausschreibungskosten betragen ca. 5.000,00 €. Ein 

vergleichbares Boot wurde 2019 bei der Kreisfeuerwehr Nienburg angeschafft.   

 

Diese Investition wurde durch den Finanzausschuss gänzlich gestrichen. 

 

2. Die Ersatzbeschaffung eines Gerätewagens für die Taucher mit einem 

Gesamtbetrag von 190.000,00 €. 

Begründung 2019: Der vorhandene GW Taucher (Baujahr: 1996) hat die 

Altersgrenze erreicht und ist abgängig. Die veranschlagten 

Ausschreibungskosten könnten bei Zusammenlegung der Ausschreibung für 

das HLF 20 ggf. geringer ausfallen. Zur Ansatzbildung erfolgte eine 

telefonische Preisabfrage, da schriftliche Angebot nicht zugesandt werden 

konnten.        

 

Auch diese Investition wurde durch den Finanzausschuss gänzlich gestrichen. 
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Durch die Auflösung der Tauchergruppe würden Raumkapazitäten an der 

Feuerwache frei werden. 

 Diese Räume könnten für andere dringende Bedarfe der Feuerwehr, wie z.B. 

Schwarz-Weiß-Trennung, zukünftig eingesetzt werden. 

Für ein besseres Raumverständnis ist der Grundriss der Wache als Anlage 

beigefügt. 

Die Räume: R.031, R.030 und zur Hälfte R.022 würden nach der Auflösung frei 

werden. Das ergibt einen Raumgewinn von ca. 130 m². Zusätzlich steht mit der 

Auflösung der Tauchergruppe ein Bootstrailer Stellplatz mit ca. 60 m² und der Ponton 

in Buchholz zur Disposition.   

 

Die Taucher der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg hatten im Jahr 2019 

insgesamt  

12 Einsätze: 

  
Anzahl 
Taucher 

Fahrzeuge Innerhalb 
Ratzeburg 

Außerhalb 
Ratzeburg 

Ergebnis 

5 Gerätewagen  1 (Geesthacht) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

6 Gerätewagen  1 (Mölln) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

6 Gerätewagen 
und  
1 Boot 

 1 (Nusse) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

9 Gerätewagen 
und  
1 Boot 

 1 (Buchhorst) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

8 Gerätewagen 
und  
1 Boot 

 1 (Geesthacht) Abbruch, da eine 
entsorgte Puppe im 
Wasser trieb 

5 Gerätewagen 
und 2 Boote 

1 ( Großer 
Küchensee) 

 Abbruch, da die 
Bootsführer das Bootes 
schwimmen gewesen 
waren und daher keine 
Gefahr mehr bestand 

7 Gerätewagen  1 
(Schnakenbek) 

Abbruch, da Personen 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

5 Gerätewagen  1 (Geesthacht) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
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Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

6 Gerätewagen  1 (Seedorf) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

6 Gerätewagen  1 (Nusse) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg gerettet 
werden konnte 

6 Gerätewagen 1 
(Ratzeburger 
See) 

 Abbruch, da das 
angeblich gekenterte 
Boot wieder 
aufgerichtet war 

7 Gerätewagen  1 (Geesthacht) Abbruch, da Person 
vor Eintreffen der 
Freiwilligen Feuerwehr 
Ratzeburg bereits tot 
geborgen wurde 

Einsätze 
gesamt: 

 2 10  

 

Die Statistiken der anderen Jahre weisen ein vergleichbares Bild auf. 

 

Anhand der Gesamteinsatzzahlen, der Einsätze innerhalb der Stadt Ratzeburg, der 

Einsatzverläufe sowie der Tatsache, dass es sich bei der Vorhaltung einer 

Tauchergruppe um eine freiwillige Leistung handelt, die nicht im originären 

Aufgabenbereich der Feuerwehr liegt, wird der Kosten-Nutzen-Faktor in Frage 

gestellt und daher die Auflösung der Tauchergruppe empfohlen. 

 

Bei einer Auflösung der Tauchergruppe entfallen für die Stadt Ratzeburg die Kosten 

für die laufende Unterhaltung (Untersuchungsgebühren der Taucher, Wartung und 

Pflege der Tauchgeräte und Fahrzeuge, Investitionen für Neuanschaffungen, …).  

 

Zudem werden rund 190 m² Fläche in der Wache Robert-Bosch-Straße 1 bis 3 frei. 

 

Für das in der Vergangenheit angeschaffte Taucherequipment hat sich der Kreis 

Herzogtum Lauenburg vorbehalten die Fördermittel zurückzufordern.  

Dieser Forderungsbetrag könnte durch den Verkauf des vorhandenen Inventars zum 

Teil oder gegebenenfalls vollständig gedeckt werden. 

Für eine rechtskonforme Abwicklung wird der Verkauf des Taucherequipments über 
die Plattform Zollauktion empfohlen.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Haushalt: 
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Minderausgaben auf den Haushaltsstellen: 
130.5203 – Unterhaltung und Ergänzung der Geräte und Ausrüstung 
130.5500 – Haltung von Fahrzeugen 
130.5621 – Aus- und Fortbildung 
130.9350 – Erwerb von beweglichen Sachen  
 
 
Anlagenverzeichnis: 

- Grundriss Feuerwehr 2020 Robert-Bosch-Straße 
 
 
 
mitgezeichnet haben: 
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 26.02.2021 
 SR/BeVoSr/414/2021 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

11.03.2021 Ö 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 08.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 22.03.2021 Ö 

 
 
Verfasser: Colell, Maren  FB/Aktenzeichen:  
 
 

Personalangelegenheiten; hier: Schaffung einer neuen 
Stelle für den IT-Support an der Lauenburgischen 
Gelehrtenschule Ratzeburg 
 
Zielsetzung: 
Gewährleistung des Schul-IT-Supports für die Lauenburgische Gelehrtenschule der Stadt 
Ratzeburg 
 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Schulen, Jugend und Sport (ASJS) empfiehlt, der Finanzausschuss 
empfiehlt, der Hauptausschuss empfiehlt und die Stadtvertretung beschließt,  
   
ab dem 01.04.2021 9 Wochenarbeitsstunden IT-Support an der Lauenburgischen 
Gelehrtenschule zu gewährleisten. Eine Kooperation der IT-Betreuung mit dem 
Schulverband Ratzeburg ist anzustreben. 
 
 
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Jakubczak, Lutz am 16.02.2021 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 26.02.2021 
Koop, Axel am 12.02.2021 
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Sachverhalt: 
 

Mit dem DigitalPakt Schule wollen Bund und Länder für eine bessere Ausstattung der 
Schulen mit digitaler Technik sorgen und zudem den Lehrpersonen ein mobiles Lehren und 
allen Schülerinnen und Schülern gleichberechtigt ein mobiles, auch außerschulisches 
digitales Lernen ermöglichen.  

Dafür wurden bisher der Stadt Ratzeburg für die Lauenburgische Gelehrtenschule 
277.201,06 € aus dem Digitalpakt zugewiesen, hinzu kommen 15% Eigenanteil der Stadt 
Ratzeburg.   

Daraus können unter anderem und unter Erfüllung bestimmter Voraussetzungen  
 

• Aufbau, Erweiterung und Verbesserung der strukturierten Verkabelung in 
Schulgebäuden und auf dem Schulgelände für die Versorgung aller unterrichtlich und 
für sonstige pädagogische Zwecke genutzten Räume und Einrichtungen mit 
LAN/WLAN inklusive der passiven und aktiven Netzwerkkomponenten, 

• Server in Schulen zu unmittelbar pädagogischen Zwecken und zur IT-Administration 
(bei allgemeinbildenden Schulen gilt dies nur unter der Voraussetzung, dass die 
technisch realisierbare Internetbandbreite und die Zahl der vorhandenen Endgeräte 
eine Anbindung an das Schulportal SH oder – falls diese nicht in Betracht kommt – 
auch im Übrigen eine stärker zentralisierte Lösung durch den Schulträger oder das 
Land mit vertretbarem Aufwand nicht zulassen), 

• Anzeige- und Präsentationsgeräte zur pädagogischen Nutzung in der Schule und die 
damit verbundenen mobilen oder stationären Endgeräte als Steuerungsgeräte, 

• digitale Arbeitsgeräte, insbesondere zur pädagogischen Nutzung im technisch-
naturwissenschaftlichen Bereich oder für die berufliche Ausbildung, 

• schulgebundene mobile Endgeräte (Laptops, Notebooks und Tablets mit Ausnahme 
von Smartphones)  

 
finanziert werden. 

 

Damit die technische Infrastruktur und die Endgeräte in einem funktionsfähigen Zustand 
sind, ist eine regelmäßige Wartung von Netzen und Geräten notwendig. Bislang wurde diese, 
ungeachtet der eigentlichen Hauptaufgabe, sozialpädagogische Kompetenzen und Inhalte an 
die Schülerinnen und Schüler zu vermitteln, häufig von engagierten Lehrkräften 
übernommen, obgleich der IT-Support Aufgabe der Schulträger ist. 

Aufgrund der stetig steigenden Endgerätezahlen in allen Schularten sowie der komplexer 
werdenden Infrastrukturen wird die technische Betreuung anspruchsvoller und 
zeitintensiver. 
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Unabhängig vom DigitalPakt Schule ist es die komplexe Aufgabe des Schulträgers, Betrieb, 
Support und Wartung der IT in den Schulen sicherzustellen. So ist der  Schulträger 
verantwortlich für die Zentrale übergreifende Steuerung, die  Abstimmung von Prozessen 
zwischen den Beteiligten (Schule, Dienstleister etc.), das  Qualitätsmanagement, die  
Fortschreibung des Medienentwicklungsplan, den  Betrieb der zentralen  (Schul-) Server, den  
Betrieb (technisch) der lokalen Netze (LAN/WLAN in den Schulen) und den  Betrieb der 
lokalen Systeme (PCs in den Schulen).. 

Wenn mit dem DigitalPakt und mit einer Breitband-Anbindung der Schulen leistungsfähige 
Infrastrukturen verfügbar werden, sollte dies für neue und nachhaltige Ansätze bei Service 
und Support genutzt werden.  

Deswegen sieht der DigitalPakt die Möglichkeit vor, die Entwicklung effizienter und 
effektiver Strukturen für die professionelle Administration und Wartung digitaler 
Infrastrukturen als regionales oder landesweites Projekt zu fördern. Die Lösungen sollen 
über die einzelne Schule und den einzelnen Schulträger hinausgehen, um die Kosten zu 
senken und die Lehrkräfte von der Systemadministration zu entlasten. Gefördert werden 
Vorhaben bis zur Inbetriebnahme dieser Supportstrukturen. Der Regelbetrieb ist wieder 
Aufgabe der Schulträger. 

Um einen Support der Lauenburgischen Gelehrtenschule zu gewährleisten, sollte die 
Digitalisierung durch eine/n Sachverständigen begleitet werden, der/die die Infrastruktur 
aller Objekte kennt und mitverantwortlich ist für die Angleichung der Schulen an die 
geforderten Standards. Als kompetente/r Ansprechpartner/in übernähme er/sie – auch nach 
2024 (Ende der Umsetzungsfrist des Digitalpaktes) bei allen IT-Angelegenheiten die 
Administration und wäre Koordinierungsstelle  zwischen Schule und Verwaltung und würde 
alles Erforderliche betreffs Konfiguration, Wartung, Neu- und Ersatzbeschaffung, 
Reparaturen, Problembehebungen usw. (also:  allround-support) veranlassen.    

Aus dem Vorstehenden begründet sich auch der Beschluss der Schulverbandsverwaltung 
vom 16.12.2020,  

…ab dem 01.01.2021 im Stellenplan des Schulverbandes eine Stelle für die Schul- IT-
Administration mit 30 Wochenarbeitsstunden einzurichten. Vorbehaltlich, dass sich die Stadt 
Ratzeburg an dieses Modell anschließen möchte, könnte die Stelle auf insgesamt 39 
Wochenarbeitsstunden angehoben und über einen Kostenausgleich zwischen den 
Schulträgern kompensiert werden.  

Mittlerweile haben sich auf die Stellenausschreibung des Schulverbandes für den IT-Support 
für die drei Schulverbands-Schulen in Höhe von 30 Wochenarbeitsstunden  15 
InteressentInnen beworben.  

Für die Besetzung der IT-Support-Stelle der Stadt Ratzeburg für die Lauenburgische 
Gelehrtenschule gibt es nunmehr drei Möglichkeiten, wie im Folgenden dargestellt:  

1. Der/die vom Schulverband ausgewählte BewerberIn für die IT-Suportstelle des 
Schulverbandes Ratzeburg erklärt sich bereit, für den IT-Support an der 
Lauenburgischen Gelehrtenschule mit 9 Wochenarbeitsstunden auf 39 
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Wochenarbeitsstunden aufzustocken. Die Stadt würde dann einen Kostenausgleich in 
entsprechender Höhe an den Schulverband zahlen.  

2. Die Stadt Ratzeburg schreibt  eine Teilzeitstelle für den IT-Support an der 
Lauenburgischen Gelehrtenschule mit zunächst  9 Wochenarbeitsstunden öffentlich 
aus. Im Falle einer Besetzung der Stelle  wäre der Stellenplan der Stadt Ratzeburg (in 
einem Nachtrag) anzupassen. 

3. Die Stadt Ratzeburg beauftragt einen  externen Dienstleister mit dem IT-Support an 
der Lauenburgischen Gelehrtenschule mit zunächst 9 Wochenarbeitsstunden.  

 

In einem am 11.02.2021 geführtem Gespräch zwischen der Schulleitung und Frau Colell  
betonte die Schulleitung, dass sie die veranschlagte Stundenzahl von 9 
Wochenarbeitsstunden IT-Support durch den Schulträger für die Lauenburgische 
Gelehrtenschule für nicht ausreichend halte.  Hier sollten zumindest zunächst 15 
Wochenarbeitsstunden angesetzt werden.   

 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen 
auf den Haushalt: 
 
(Annahme Alternative 1 und 2, 9h, EG 10 Stufe 3, sozialversichert)  
Personalkosten = ca. 15.210,00 brutto)  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
 
 
 
mitgezeichnet haben: 
 
 
 



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 04.03.2021 
 SR/BeVoSr/381/2020/1 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 22.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 29.03.2021 Ö 

 
 
Verfasser: Weindock, Ralf  FB/Aktenzeichen: 030 03/2021 
 
 

Haushaltsplan 2021; hier: Stellenplan 2021 
 
Zielsetzung: 
 

Nach den gesetzlichen Vorschriften ist der Stellenplan ein wesentlicher Bestandteil 
des Haushaltsplanes und ist demzufolge im Rahmen der Beratungen zum Haushalts- 
plan für das Haushaltsjahr 2021 zu beschließen.  
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Finanzausschuss empfiehlt der Stadtvertretung, den Stellenplan 2021 
    gemäß Entwurf (10.02.2021) zur Vorlage zu beschließen. 
 
2. Der Hauptausschuss beschließt, 

    a) die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses mit keinem eigenen 
        Beschlussvorschlag zu ergänzen. 
 

        alternativ: 
 

    b) die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses mit folgendem eigenen 
        Beschlussvorschlag zu ergänzen: 
        ………………………………………………………………………………………........ 
 
3. Die Stadtvertretung beschließt auf Empfehlung des Finanzausschusses und 
    des Hauptausschusses - ohne / mit Ergänzung -, den Stellenplan 2020 gemäß 
    Entwurf (10.02.2021) zur Vorlage.  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 04.03.2021 
Jakubczak, Lutz am 18.02.2021 
 

 
Sachverhalt: 
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Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 17.11.2020 beschlossen, die Beratungen 
zum Haushaltsplan 2021 mit sämtlichen Unterpunkten (darunter auch der Stellenplan 2021) 
von der Tagesordnung abzusetzen, da das vorgelegte Zahlenmaterial angesichts der 
Corona-Pandemie und deren wirtschaftlichen Folgen sowie der ebenso noch nicht abseh-
baren Größenordnungen aufgrund veränderter Rahmenbedingungen (u. a. KiTa-Reform) 
noch nicht genug aussagekräftig sei, um eine Beschlussempfehlung für den Haushalt 2021 
auszusprechen. Um die Planungen auf eine verlässlichere Basis stellen zu können, sollte der 
Haushaltsentwurf stattdessen erst Anfang 2021 beraten werden. Demgemäß wurden die 
diesbezüglichen Beratungen auch in der Sitzung des Hauptausschusses am 30.11.2020 und 
in der Sitzung der Stadtvertretung am 14.12.2020 von der Tagesordnung abgesetzt. 
 

Da der Stellenplan 2021 jedoch auch einige dringende Personalmehrbedarfe ab 2021 ent-
hält, hat die Stadtvertretung in Ihrer Sitzung am 14.12.2020 gleichzeitig noch einen III. 
Nachtragsstellenplan 2020 beschlossen, der lediglich die erforderliche Stundenaufstockung 
um 9,00 Wochenstunden für den Fachbereich Finanzen (zu lfd. Nr. 22) und den dringenden 
Bedarf für eine weitere Stelle als Stadtplaner/in für den Fachdienst Hochbau und Planung 
(zu lfd. Nr. 93) beinhaltet. 
 

Der dieser Vorlage -auf Basis des III. NT-Stellenplanes 2020- nunmehr beigefügte neue 
Entwurf (Stand 10.02.2021) des Stellenplan 2021 enthält darüber hinaus zwischenzeitlich 
weitere (aktuell) eingetretene Veränderungen in der gegenwärtigen Personalplanung und -
entwicklung sowie in sechs Fällen vorzunehmende Anpassungen für die Eingruppierung von 
Tarifbeschäftigten nach den tarifrechtlichen Eingruppierungsmerkmalen aufgrund von in 
2020 durchgeführten Stellenbewertungen (Erst- und Neubewertungen) durch ein externes 
Stellenbewertungsunternehmen. 
 

Bei Berücksichtigung der von der Verwaltung vorgebrachten Personalmehrbedarfe und -/ 
Einsparungen ergibt sich -abweichend vom III. Nachtragsstellenplan 2020- eine halbe Stelle 
mehr (+19,50 Wochenstunden zu lfd. Nr. 46). Die Anzahl der in Vollzeit gerechneten Stellen 
erhöht sich somit von bisher 83,93 auf sodann 84,43 Vollzeitstellen. Die ausführlichen Be-
gründungen zu den einzelnen Mehrbedarfen sind in der dieser Vorlage als Anlage bei-
gefügten Aufstellung dargestellt. 
 

Die jeweiligen Veränderungen sind im beigefügten Entwurf farblich (gelb) wie folgt gekenn-
zeichnet: 
 

Eingruppierungen (Höhergruppierungen) gemäß Stellenbewertungen: 

Zu lfd. Nr. 2 (Assistenz des Bürgermeisters (Vorzimmer) 
Der Stelleninhaberin sind Tätigkeiten zugewiesen, die zu 100 Prozent gründliche sowie im 
Wege der Gesamtbetrachtung gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordern. Zudem 
ist das Tätigkeitsmerkmal der selbständigen Leistungen mit einem Zeitanteil von 50% aller 
Arbeitsvorgänge erfüllt. Die Eingruppierung erfolgt daher in die Entgeltgruppe 9a nach 
der Entgeltordnung, Anlage 1, Teil A I.3. der durchgeschriebenen Fassung des TVöD für den 
Bereich Verwaltung im Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
(TVöD-V) vom 07. Februar 2006 in der Fassung der Änderungsvereinbarung Nr. 14 vom 30. 
August 2019. 
 

Zu lfd. Nr. 17 (Betriebswirtin) 
Durch zwischenzeitliche Umbesetzung der bisherigen Stelleninhaberin (lfd. Nr. 16) per 
Organisationsverfügung wurde die bislang unbesetzte Stelle nunmehr zum 01.01.2021 mit 
einer Betriebswirtin (Bachelor of Arts) besetzt und die „Projektsteuerung Doppik“ somit 
sichergestellt werden kann. 
 

Zu lfd. Nrn. 30, 31 und 32 (Verkehrsüberwachung „ruhender Verkehr“) 
Den Stelleninhaberinnen sind Tätigkeiten zugewiesen, die zu 100% schwierige Tätigkeiten 
erfordern. Nach der Entgeltordnung, Teil A (Allgemeiner Abschnitt), Abschnitt I, Ziffer 3., sind 
Beschäftigte der Entgeltgruppe 3 mit schwierigen Tätigkeiten in die Entgeltgruppe 4, 
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Fallgruppe 2, eingruppiert. Die Eingruppierungen erfolgen daher in die Entgeltgruppe 4, 
Fallgruppe 2, nach der Entgeltordnung, Anlage 1, Teil A I.3. der durch-geschriebenen 
Fassung des TVöD für den Bereich Verwaltung im Bereich der Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeberverbände (TVöD-V) vom 07. Februar 2006 in der Fassung der 
Änderungsvereinbarung Nr. 14 vom 30. August 2019. 
 

Zu lfd. Nr. 39 (Empfangsbereich Bürgerservice) 
Dem Stelleninhaber sind Tätigkeiten zugewiesen, die zu 100% gründliche sowie gründliche 
und vielseitige Fachkenntnisse erfordern. Zudem ist das Tätigkeitsmerkmal der selbstän-
digen Leistungen mit einem Zeitanteil von 9,5% aller Arbeitsvorgänge erfüllt, was jedoch 
keinen Einfluss auf das Bewertungsergebnis hat. Die Eingruppierung erfolgt daher in die 
Entgeltgruppe 6, Fallgruppe 2, nach der Entgeltordnung, Anlage 1, Teil A I.3. der 
durchgeschriebenen Fassung des TVöD für den Bereich Verwaltung im Bereich der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD-V) vom 07. Februar 2006 in der 
Fassung der Änderungsvereinbarung Nr. 14 vom 30. August 2019. 
 

Zu lfd. Nr. 43 (Sachbearbeitung Sozialhilfe im Fachdienst Soziales) 
Der Stelleninhaberin sind Tätigkeiten zugewiesen, die zu 100% gründliche sowie gründliche  
und vielseitige Fachkenntnisse erfordern. Zudem ist das Tätigkeitsmerkmal der selbstän-
digen Leistungen mit einem Zeitanteil von 84% aller Arbeitsvorgänge erfüllt. Die Ein-
gruppierung erfolgt daher in die Entgeltgruppe 9a nach der Entgeltordnung, Anlage 1, 
Teil A I.3. der durchgeschriebenen Fassung des TVöD für den Bereich Verwaltung im 
Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD-V) vom 07. Februar 
2006 in der Fassung der Änderungsvereinbarung Nr. 14 vom 30. August 2019. 
 

Für die Stellen Nr. 30-32, 39 und 43 lagen bislang keine Stellenbewertungen vor, so dass 
diese nunmehr erstmalig bewertet worden sind. Die Gleichstellungsbeauftragte und der 
Personalrat der Stadt Ratzeburg wurden beteiligt und haben den vorstehenden Höher-
gruppierungen zugestimmt. 
 

Die aus den Höhergruppierungen resultierenden Personalmehrkosten für das Jahr 2021 be-
tragen rd. 24.800,00 € und sind in den Personalkosten (SN 01) bereits enthalten. 
 

Zu lfd. Nr. 46 (Sachbearbeitung Sozialhilfe im Fachdienst Soziales) 
Die Stelleninhaberin wurde am 01.06.1998 bei der Stadt Ratzeburg in unbefristeter 
Vollzeitbeschäftigung (39 Wochenstunden) eingestellt und ist seither als Sozialhilfe-
Sachbearbeiterin tätig. Nach der Inanspruchnahme von gesetzlichen Elternzeiten hat die 
Stelleninhaberin im Januar 2015 ihre Arbeit als Sozialhilfesachbearbeiterin wieder 
aufgenommen, und zwar zunächst in befristeter Teilzeit nach § 11 Abs. 1 Sätze 2, 3 TVöD 
mit gegenwärtig 19,50 Wochenstunden (§ 11 Abs. 1 begründet zugleich das gesetzliche 
Rückkehrrecht in die Vollzeitbeschäftigung nach Beendigung der befristeten Teilzeitbe-
beschäftigung). Da die Stelleninhaberin nunmehr eine erneute Befristung beantragt hat, und 
zwar gleichzeitig mit der Option einer Stundenaufstockung im Rahmen der Homeoffice-
Möglichkeit bis hin zur Rückkehr in die Vollzeitbeschäftigung, schlägt die Verwaltung vor, die 
seinerzeit im Stellenplan 2015 lediglich mit 19,50 Wochenstunden (0,5 Stelle) ausgewiesene 
Stelle nunmehr grundsätzlich wieder in Vollzeit einzurichten. 
 

Zu lfd. Nrn. 48-50 (Sachbearbeitung Sozialhilfe im Fachdienst Soziales) 
Die seit dem 01.01.2005 im Wege der Personalgestellung zum Jobcenter abgeordneten 
Beschäftigten der Stadt Ratzeburg (im Rahmen der Sozialhilfesachbearbeitung zur da-
maligen ARGE -Arbeitsgemeinschaft für Beschäftigung und Grundsicherung im Kreis 
Herzogtum Lauenburg) sind nunmehr abschließend zum 01.01.2021 in den Dienst der Kreis-
verwaltung Herzogtum Lauenburg, und damit auch in den dortigen Stellenplan, übernommen 
worden. Damit entfällt ab 2021 auch eine weitere Ausweisung der Stellen im Stellenplan der 
Stadt Ratzeburg und können somit künftig wegfallen (entsprechende kw-Vermerke waren 
vorhanden). 
 

Personalmehrbedarfe 2021: 
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Zu lfd. Nr. 36 (Zweite Stelle „Hauptamtl. Gerätewart/in“ FF Ratzeburg) 
Es besteht weiterhin der Bedarf an einer/einem zweiten hauptamtl. Gerätewart/in (siehe aus-
führliche Begründung lt. Auflistung Stellenbedarfe gem. Anlage). 
Mehrkosten: 46.400,00 € (+ 39 Stunden = 1 Vollzeitstelle, EG 5 TVöD). 
 

Zu lfd. Nr. 85 (weitere Sachbearbeitung Bauverwaltung/Liegenschaften) 
Mehrkosten: 52.400,00 € (+ 39 Stunden = 1 Vollzeitstelle, EG 8 TVöD) 
 

Zu lfd. Nr. 91 (Zweite Hausmeisterstelle) 
Mehrkosten: 24.400,00 € (+ 39 Stunden = 1 Vollzeitstelle, EG 5 TVöD)  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Haushalt: -siehe Sachverhalt-  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 

➢ Stellenplan 2021 (Entwurf vom 10.02.2021) 

➢ Stellenplan 2021 (Ursprungsentwurf vom 04.11.2020) 

➢ Aufstellung/Begründung Personalmehrbedarfe 2021 
 
 
 
 



Begründung des zusätzlichen Stellenbedarfs 2021 

Fachbereich 2 

Hier soll keine Stellenmehrung erfolgen. Durch die Besetzung der bereits vorhandenen Stelle 17 
(Betriebswirt/in) kann die Projektsteuerung Doppik abgesichert werden. Auf der Basis der 
Entgeltgruppe 11 entstehen Mehrkosten in Höhe von ca. 75.200,00 €. 
 

Um die aufwändige Erfassung im Rahmen der Einführung der Doppik sicherzustellen, ist geplant, die 
Stelle 22 mit einer vollen Stundenzahl (von 30 auf 39 Wochenstunden) aufzustocken. Hierdurch 
entstehen Mehrkosten in Höhe von ca. 11.300,00 € 
 

Fachbereich 3 

Hier besteht der Bedarf einer weiteren Stelle Feuerwehrgerätewart. 
 

Das Tätigkeitsfeld des Gerätewarts 
umfasst folgende Aufgabenbereiche 
und Arbeitsminuten:  
Bereich  
Atemschutz  24.610  
Fahrzeuge  110.895  
Ausstattung und Geräte  41.305  
Sonstige Aufgaben  79.665  
PSA  14.200  
Gesamtminuten  270.675  
 

Die Ermittlung der Aufgabenbereiche und Arbeitsminuten erfolgte auf der Grundlage von Daten der 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt). Derzeit müssen diese Aufgaben 
durch eine Gerätewartstelle (92.664 Arbeitsminuten inklusive Urlaubs-/Krankheits- und Feiertage) 
abgedeckt werden. In den Arbeitsminuten sind noch keine Abwesenheitszeiten für die Teilnahme an 
Einsätzen während der Arbeitszeit erfasst. Da die Einrichtung der 2. Gerätewartstelle für 2020 nicht 
erfolgte, konnten und können nicht mehr alle Aufgabenbereiche vollständig abgedeckt werden. Um 
die Einsatzfähigkeit der Fahrzeuge und Gerätschaften sicherzustellen, musste u. a. auch der 
feuerwehrtechnische Sachbearbeiter die Aufgaben vom Gerätewart übernehmen, sodass auch in 
diesen Tätigkeitsfeldern Vakanzen entstanden.  
 

Probleme entstehen derzeit bei 
- den Prüfungen der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV)  

- den Feuerwehrfahrzeugen (Überführungsfahrten, Einhaltung und Terminierung der Prüfungen, 
sowie Dokumentation nach DGUV)  

- Atemschutz (Einhaltung der monatlichen und halbjährlichen Prüfungen der Atemschutzgeräte)  

- Inventarisierung und Vermögenserfassung  

Dokumentation der Fahrleistungsberichte, Kilometerstände der Fahrzeuge/Betriebsstunden 
der Boote)  

Feuerwehrtechnischen Ausrüstung (vollständige Inventarisierung und Ausgabe der 
persönlichen Schutzausrüstung)  

Fortschreibung der Inventarisierung  

- Datenpflege in FOX 112 (Erfassung der Prüftermine TÜV, AU, sowie Kilometerstände/ 
   Betriebsstunden, etc.)  
- Haustechnik (Eigenkontrolle der Abscheideanlage, sowie Hallenreinigung)  

- Einweisung und Anleitung der Kameradinnen/ Kameraden (Pumpen, sowie Aggregate)  

- Brandschutzerziehung und -aufklärung  
 

Da der Aufwand an Arbeitsminuten in sämtlichen Bereichen für eine Stelle überschritten wird, 
überschneiden sich die Tätigkeitsfelder auch in den Stellenbeschreibungen bei beiden Geräte-
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wartstellen. Dennoch gibt es Unterschiede, sodass durch Schaffung einer 2. Gerätewartstelle mehr 
Aufgaben vollständig abgedeckt werden können und somit der Dienstbetrieb der Feuerwehrwache 
sichergestellt wird.  
 

Für die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes ist es unabdinglich, dass alle Fahrzeuge, Geräte und 
Ausrüstungsgegenstände, die vorgeschriebenen Prüfungen nach DGUV erhalten. Eine Fremdvergabe 

an Dritte (z. B. Bauhof, KFV) wurde bereits angefragt und ist nicht möglich. Die Kontrolle der 
Abscheideanlage kann durch eine Firma erfolgen. Die Kosten sind höher als die hiesigen 
Personalkosten. 
Zusätzliche Personalkosten: ca. 46.400,00 € 

 

 

Fachbereich 6 
 

Fachdienst 61  (Hochbau und Planung) 

Im Fachdienst Hochbau und Stadtplanung besteht dringender Bedarf für eine weitere Stelle 
Stadtplaner/in. Durch die Vielzahl der in der Vergangenheit angeschobenen Projekte ist die 
Bewältigung dieser Aufgaben durch eine einzelne Person nicht mehr gewährleistet. 
Allein im Rahmen der Städtebauförderung liegen 18 laufende Projekte vor, die aufgrund des 
personellen Engpasses auf Dauer nicht dem jeweiligen Thema entsprechend bearbeitet werden 
können. Hinzu kommt der reguläre tägliche Arbeitsanfall, wie Bearbeitung von Bauanträgen, Beratung 
von Bauvorhaben, Sitzungsvor- und Nachbereitung, Haushalts- und Kassenangelegenheiten. Aufgrund 
des immensen Umfangs der Projekte muss von einer langfristigen Überlastung des Aufgabengebiets 
ausgegangen werden. 
 

Der Dienststelle liegt eine Überlastungs-/Gefährdungsanzeige der Stelleninhaberin sowie ein 
Initiativantrag des Personalrats vom 26.08.2020 auf Stellenmehrung vor. Über einen solchen 
Initiativantrag nach § 56 Mitbestimmungsgesetz ist gem. Abs. 5 unverzüglich zu entscheiden. Aufgrund 
der derzeitigen Lage auf dem Fachkräftemarkt verspricht eine befristete Ausschreibung im Rahmen 
der Befugnisse des Bürgermeisters (6 Monate) keinerlei Aussicht auf Erfolg, so dass mit dem 
Personalrat eine Übereinkunft erzielt werden konnte, die Beratungen zum Stellenplan 2020 
abzuwarten. Dennoch besteht akuter Handlungsbedarf. 
Die Mehrkosten für eine weitere Stelle Stadtplanung nach EG 11 belaufen sich auf ca.69.400,00 € 

 

Fachdienst 60  (Bauverwaltung/Liegenschaften) 

Mit der Organisationsverfügung vom 20.04.2017 wurden innerhalb des Fachbereiches Stadtplanung, 
Bauen und Liegenschaften –FB6– die Fachdienste Liegenschaften und Bauverwaltung durch 
Zusammenlegung zu dem neuen Fachdienst „Liegenschaften und Bauverwaltung“ neu gegliedert. 
Anlass war das Ausscheiden des Leiters des Fachdienstes Liegenschaften aus dem Dienst. Zweck war 
die Kompensierung des Verlusts bei gleichzeitiger Einsparung von Haushaltsmitteln. Die Stelle war 
seinerzeit mit der Entgeltgruppe 11 (EG11) dotiert und ist danach im Stellenplan nach EG 9 
umgewandelt worden, eine vorhandene EG9-Stelle wurde nach EG 6 herabgestuft. Die heutige Stelle 
FDL 60 ist derzeit im Stellenplan mit Entgeltgruppe 9c angegeben; der Stelleninhaber hat eine 
Höhergruppierung nach EG 11 beantragt. 
 

Die gesamte Verwaltungstätigkeit des Fachdienstes Bauverwaltung/ Liegenschaften ruht z.Z. auf den 
Schultern des FDL und einer Verwaltungsangestellten in Vollzeit sowie einer weiteren 
Verwaltungsangestellten in Teilzeit (30 Wochenstunden). Es sollen somit heute von 3 Personen (EG9, 
EG 6 und EG 6) Arbeiten erledigt werden, die noch 2015 durch 4 Personen bewältigt wurden. Eine 
verwaltungsfachliche Begleitung bzw. Unterstützung der ansonsten technisch geprägten Fachdienste 
im Fachbereich durch den FD 60 findet nur äußerst marginal statt. 
 

Nach 2017 wurde dann unter Einarbeitung einer neuen (aus einem anderen Fachbereich kommenden) 
Mitarbeiterin (28 Wochenstunden) sowie der Mitarbeiterin aus dem Liegenschaftsbereich (Erhöhung 
von 30 auf 39 Wochenstunden) durch den Fachdienstleiter versucht, eine adäquate Bewältigung der 
anliegenden Arbeiten zu erreichen. Dies war nur bedingt möglich. Nach Einarbeitung und Erlangung 
einer gewissen Routine wurde eine Kollegin dann in den Bereich „Soziales“ versetzt und 2019, nach 



einer kurzen Vakanz, dem Fachdienst wieder eine neue Kollegin (30 Wochenstunden) nach deren 
Rückkehr aus dem Erziehungsurlaub zugewiesen. Nach der erneuten Schwächung des Fachdienstes 
durch die Dienststelle gelingt es bis heute nicht, die Erledigung der anliegenden Arbeiten in allen 
Bereichen des Fachdienstes anspruchsgerecht zu bewerkstelligen. Dies ist auch zukünftig mit der 
vorhandenen Personalausstattung und bei einem regelmäßigen Ausfall der einen oder auch der 
anderen Mitarbeiterin durch Krankheit nicht zu erwarten.  
 

Der Fachdienstleiter hat gegenüber der Fachbereichsleitung eindringlich seine Arbeitsüberlastung 
deutlich gemacht und wird dies auch gegenüber der Dienststelle in Form einer entsprechenden 
Gefährdungs-/ Überlastungsanzeige bekanntgeben. 
 

In die jüngere Vergangenheit geblickt, muss festgestellt werden, dass der Bereich Bauverwaltung/ 
Liegenschaften in den letzten 15 Jahren kontinuierlich verkleinert und geschwächt wurde – von 
insgesamt 6,5 Stellen in 2006 über 5 Stellen in 2011, 4 Stellen in 2015 auf heute 2,77 Stellen (2020). 
 

Derzeit verhält es sich so, dass der Fachdienstleiter alle höherwertigen Tätigkeiten allein zu bewältigen 
hat, den hohen Arbeitsanfall aber trotz hohen Arbeitseinsatzes nicht bewältigen kann – objektiv nicht, 
aber auch nicht aus seiner eigenen Sicht und nicht zu seiner eigenen Zufriedenheit. Vorausschauende 
und tiefergreifende Tätigkeiten sind derzeit nicht möglich. Im Gegenteil – derzeit kann, wenn 
überhaupt, nur noch auf den Arbeitsanfall reagiert werden 
 

Es ist aus Sicht des Fachdienstes wie auch des Fachbereichs unabdingbar, dass hier eine zusätzliche 
Arbeitskraft benötigt wird und eingestellt werden muss. Um die notwendige Unterstützung bieten zu 
können, sollte die Stelle mit EG 8 resp. 9 dotiert sein. In der Anlage befindet sich eine kurze 
Beschreibung der etwaigen Tätigkeiten einer einzurichtenden Stelle. 
 

Die Fachbereichsleitung bittet deshalb darum, schnellstmöglich tätig zu werden und dem Fachdienst 
60 zusätzliches, den Anforderungen genügendes Personal zur Verfügung zu stellen. 
 

Zusätzliche Personalkosten bei EG 8: ca.52.400,00 € 
 
Kurze Beschreibung der einzurichtenden Stelle: 
 

Allgemeine Verwaltungstätigkeiten/ allgemeine Verwaltungsangelegenheiten  
- Allgemeine Verwaltungsaufgaben für den Fachbereich 
- Verwaltungsakte von Erlass bis Klageverfahren 
- Erarbeiten von Satzungen, Richtlinien und Dienstanweisungen (ohne Kalkulation von 

Gebühren und Beiträgen) 
- Mitwirkung bei Bürgerversammlung / Anhörungen 
- Sitzungsdienst: Beratungsvorlagen, Sitzungsnachbereitung 

 

Veranlagung von Ausbaubeiträgen 
- Mitwirkung bei der Festlegung der beitragsfähigen Grundstücke, Kostenermittlung, 

Aufstellung des Beitragsverteilplanes mit Prüfung Eckgrundstücksvoraussetzung, übergroße 
Grundstücke 

- Durchführung des Beitragserhebungsverfahrens, Mitwirkung beim Widerspruchsverfahren 
- Mitwirkung beim Erlass von Gebühren- und Beitragssatzungen 
- Vorbereitung bei Zahlungserleichterung wie z.B. Stundung, Erlass 

 

Haushalts-, Kassen- u. Rechnungsangelegenheiten 
- Mitarbeit bei den Haushaltsvoranschlägen, Nachträge und Übertragung der Haushaltsreste 
- Rechnungsanordnungen  

Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur Ausführung von Bauvorhaben 
- Submissionen durchführen 
- Bürgschaften verwalten 

 
Benennung von Straßen und Plätzen, Grundstücks- und Gebäudenummerierung 
 
 



Mitwirkung bei Grundstücksangelegenheiten 
- Veräußerung Kauf von Grundvermögen/Vermarktung sowie sonstige Grundstücksrelevanten 

Angelegenheiten 
- Rechte der Gemeinde am Grundeigentum Dritter 
- Miet- und Pachtverträge  
- Vermittlung von städt. Wohnungen und von Wohnungen mit Belegungsrechten der Stadt 
- Bestellung von Erbbaurechten und anderen Rechten 
- Grundbuchangelegenheiten 

 
Fachdienst 60  (Bauverwaltung/Liegenschaften) 
Es wird eine weitere Hausmeisterstelle benötigt. 
 

Vorabinformation: In der Vergangenheit wurde auf der Basis der geringfügigen Beschäftigung eine 
Hausmeistervertretung geregelt. Hierbei stellte sich heraus, dass die zur Verfügung stehenden 
Wochenstunden jedoch bei weitem nicht ausreichten und es sammelten sich Überstunden an. Um 
diesen arbeitsrechtlich nicht vertretbaren Zustand zu ändern wurde gemeinsam mit der 
Arbeitsagentur eine einvernehmliche Lösung gefunden, die es erlaubt, die entstandenen Überstunden 
abzubauen. 
 

Die Aufgaben des im Stellenplan aufgeführten Hausmeisters beziehen sich hauptsächlich auf das 
Rathaus. Andere Gebäude müssen wegen fehlender Zeitkapazitäten in Wartung und Pflege 
vernachlässigt werden. Dazu gehören: 
 

Kita Domhof 
Ernst-Barlach Realschule (VHS) 
Montessori Kita Inselhaus 
Sämtliche Gebäude der Flüchtlingsunterbringung (zur Zeit 31 Wohnungen) 
Außenstelle MC 
Jugend- und Sportheim 
 

Seit geraumer Zeit ist in öffentlichen Gebäuden besonders auf die Trinkwasserhygiene (Legionellen) zu 
achten. So sind mindestens alle 72 Stunden sämtliche Entnahmestellen bis zum Erreichen der 
Temperaturkonstanz zu spülen, damit das in den Leitungen befindliche Wasser ausgetauscht wird. Hier 
sind die Kita und die VHS als besonders sensible Bereiche zu nennen. 
 

Weiterhin sind in sämtlichen Gebäuden die Sicherheitsanlagen (z.B. Rauchschutztüren) regelmäßig zu 
überprüfen (monatlich) und zu warten. 
Hinzu kommt die Notwendigkeit einer Urlaubs- und Krankheitsvertretung. 
 

Die Einstellung der bisherigen Vertretungskraft in ein sozialversicherungspflichtiges Beschäfti-
gungsverhältnis würde durch das Jobcenter für 36 Monate mit einem Zuschuss von 50 % der 
Personalkosten unterstützt werden (Eingliederungszuschuss). Die Personalkosten würden sich auf ca. 
3.600,00 € monatlich (EG 5 Stufe 3) belaufen, abzüglich der 50% Förderung durch das Jobcenter (ca. 
24.300,00 €) belaufen sich die Kosten (städtischer Anteil) auf ca. 24.400,00 € jährlich für die ersten 3 
Jahre. 
 

Auch für diese Stelle liegt der Dienststelle ein Initiativantragnach § 56 Mitbestimmungsgesetz des 
Personalrats vor. 
 

Erläuterung zum Initiativantrag nach § 56 MBG: 
 

Das Initiativrecht des Personalrats basiert auf dem Gedanken der Gleichberechtigung zwischen 
Dienststelle und Personalrat. Danach kann der Personalrat Anträge auf Durchführung von Maßnahmen 
an die Dienststelle richten. Dieses Initiativrecht erstreckt sich auf alle personellen, sozialen, 
organisatorischen und sonstigen innerdienstlichen Angelegenheiten. Bei Ablehnung des Antrags wird 
in der Regel die Einigungsstelle angerufen, die im Rahmen ihrer Befugnisse nach § 54 MBG über die 
Angelegenheit. 



Im Falle des Stellenbedarfs im Fachdienst 61 liegt eine Gefährdungs-/Überlastungsanzeige vor. 
Inwieweit eine solche Anzeige unter die bindende Beschlussfassung der Einigungsstelle nach § 54 Abs. 
4 Ziff. 4 MBG fällt, sei hier dahingestellt. 
 

 

Im Auftrag 

gez. Jakubczak 



Stadt Ratzeburg 

Der Bürgermeister 

Fachbereich Zentrale Steuerung                                                                                                                                              Ratzeburg, 10.02.2021 

 

 

 

 

Anlage zur Vorlage Stellenplan 2021 der Stadt Ratzeburg 
 

In der letzten Sitzung der Stadtvertretung wurde die Verwaltung um eine Übersicht des zukünftigen Stellenbedarfs gebeten. Hierzu wurden verwaltungsintern 

die einzelnen Fachbereiche aufgefordert, ihre Bedarfe zu melden und zu begründen. Dieser Aufforderungen sind die Fachbereiche in verschiedener Form 

nachgekommen, die Inhalte wurden durch den FB 1 zusammengefasst. 

Die Inhalte werden durch die Verwaltungsleitung vollumfänglich unterstützt. 

 

 

Fachbereich 1 (Zentrale Steuerung) Herr Jakubczak 
 

In diesem Fachbereich sind z.Zt. sämtliche Stellen besetzt, ein zusätzlicher Bedarf an Stellen ist, außer im IT- Bereich, derzeit nicht vorhanden. 

Durch die berechtigten steigenden Ansprüche der Schulen in naher Zukunft ein Mehrbedarf an IT- Betreuung zu erwarten. Der städtische Stellenplan wird hier 

durch die Lauenburgischen Gelehrtenschule berührt. Derzeit kann der konkrete zeitliche Bedarf in einem laufenden Betrieb zwar noch nicht benannt werden, 

eine entsprechende Vorlage liegt Ihnen vor. 

Darüber hinaus wird immer häufiger die Möglichkeit der Arbeit im Homeoffice in Anspruch genommen. Auch dafür ist eine zusätzlicher zeitlicher 

Betreuungsaufwand anzunehmen. 

 

Die Stelle betriebliches Gesundheitsmanagement ist zwar im Stellenplan als Vollzeitstelle ausgewiesen, allerdings tatsächlich lediglich für 30 Std. wöchentlich 

besetzt worden. Hier zeichnet sich bereits jetzt ab, dass der volle wöchentliche Zeitanteil benötigt wird, um die Aufgabenerfüllung, unabhängig der Covid 19 

Pandemie, zu sichern. Allein die Gefährdungsanalysen der einzelnen Arbeitsplätze nehmen einen so großen Zeitanteil in Anspruch, dass von einer lang 

andauernden Abarbeitung ausgegangen werden muss. Die Anpassung der Stundenzahl an die Ausweisung im Stellenplan ändert diesen jedoch nicht. 

Ö
  12.1

Ö
  12.1



 

 

Fachbereich 2 (Finanzen) Herr Koop 
 

Die im Stellenplan (Stand: 3. NT-HH 2020) vakante Stelle Nr. 17 (Betriebswirt/in) konnte zum 01.01.2021 intern besetzt werden. Die Stellen Nr. 16 (39 Std., 

Haushaltssachbearbeitung) und 19 (20 Std., Steuern und Abgaben) sind unbesetzt und werden kurzfristig ausgeschrieben . Bei Wiederbesetzung dieser Stellen 

ergäbe sich eine Soll-/Ist-Verhältnis von 1:1. Mit diesem Personal dürfte dann eine angemessene Stellenbemessung erreicht werden, um die derzeitigen 

Aufgaben des Fachbereiches sachgerecht zu bewältigen. 

Perspektivischer Ausblick 

Durch die Einführung der Doppik entstehen vorübergehend bis zur geplanten Umstellung des Buchführungssystems zum 01.01.2024 diverse und komplexe 

Vorarbeiten, u. a. muss das gesamte Anlage- und Umlaufvermögen wertmäßig erfasst und bewertet werden. Auch heterogene Besonderheiten, wie 

Verflechtungen zwischen den einzelnen Körperschaften, Beteiligungen etc. müssen im Sinne der gesetzlichen Anforderungen an einem Gesamthaushalt 

berücksichtigt werden. Für diese Aufgaben wird die Stelle Nr. 17 (Betriebswirtin) projektleitend und koordinativ eingesetzt. Die Einbindung und Mitwirkung 

einzelner Fachbereiche wird vorausgesetzt.  

Perspektivisch entstehen ab 2024 (u. a. Beginn des doppischen Echtbetriebs) folgende zusätzliche Aufgaben im FB 2: 

- Rückkehr zu einer zentralen Buchhaltung, da eine dezentrale Buchhaltung mit einer hohen Fehlerquote behaftet ist. Ein- und Ausgangsrechnungen 

werden dann nur noch dezentral vom zuständigen (Produkt-)Verantwortlichen (vor-)kontiert und sachlich und rechnerisch gezeichnet. Anschließend 
kommt der Beleg in die zentrale Buchhaltung, wo eine Plausibilitätsprüfung der vorgenommenen Kontierung erfolgt. Gleichzeitig wird von den 

Fachkräften der Buchhaltung geklärt, ob der Beleg an die Anlagenbuchhaltung abgegeben werden muss. Eine Trennung der Anordnung vom Vollzug ist 

weiterhin zu gewährleisten. Der Mehraufwand im Bereich der Stadtkasse kann zum aktuellen Zeitpunkt nicht beziffert werden. Ob die jetzige 

Stellenbemessung hierfür auskömmlich sein wird, wird sich erst im Echtbetrieb zeigen. Im interkommunalen Vergleich dürfte davon auszugehen sein, 

dass eine Personalaufstockung in diesem Bereich erforderlich wird (+ 1 Vollzeitstelle). 

 

- Aufbau/Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung, Prozesse und Steuerung (Controlling sowie ggf. Risikomanagement). Die Wahrnehmung 

dieser Aufgaben könnte über die Stelle Nr. 17 (Betriebswirt/in) erfolgen. 

 

 



- Grundsteuerreform 2025. Das geltende Modell für die Erhebung der Grundsteuer ist verfassungswidrig und darf nur noch übergangsweise bis Ende 

2024 angewandt werden. Schleswig-Holstein wird sich voraussichtlich dem Bundesmodell für die Neufassung der Grundsteuer anschließen und auf die 

Nutzung der Länderöffnungsklausel verzichten. Nach derzeitigem Kenntnisstand dürften bei der kommunalen Betrachtungsweise keine zusätzlichen 

Zeitanteile entstehen, da die neuen Bewertungsrichtlinien vom Finanzamt zu beachten sind. Die Kommunen erheben wie bisher auf Grundlage eines 

Vorbescheids des Finanzamtes (Bemessungsmaßstab x Hebesatz). Lediglich mit erhöhten Nachfragen und Widersprüchen von Steuerpflichtigen ist zu 

rechnen.  

 

- Mögliche Einführung der Kurabgabe. Die politisch zurzeit diskutierte Einführung einer Kurabgabe würde – bei paralleler Erhebung der bisherigen 
Tourismusabgabe – zu Mehraufwand im Bereich „Steuern und Abgaben“ führen.  Schätzungsweise könnte dies zu einer Aufstockung der Stelle Nr. 20 

(zurzeit 20 Wochenstunden) führen (+10 Stunden). Bei Abschaffung der Tourismusabgabe und der ersatzweisen Einführung der Kurabgabe dürften 

keine zusätzlichen Zeitanteile entstehen.  

 

 

- Umsatzbesteuerung von Leistungen der öffentlichen Hand (§2b UStG). „Das Steuerrecht ist so kompliziert und undurchschaubar wie Nebel mit 

Sichtweite unter 50 Meter“ (Heinrich List, ehemaliger Präsident des Bundesfinanzhofs). Die Neuregelegungen der Umsatzbesteuerung der öffentlichen 

Hand führen zu enormen Anforderungen mit diversen Problemkreisen (ggf. Betriebsprüfungen, Abgrenzungsfragen im Bereich der Auftragsverwaltung 

(BgA, Zweckbetrieb etc.), steuerliche Umsatz- und Gewinnermittlung sowie Aufbau eines internen Kontrollsystems für steuerrelevante Sachverhalte). 

Für die Identifikation und Erfassung aller internen und externen Einflussfaktoren sowie der Randbedingungen im rechtlichen und steuerlichen Umfeld 
wird beschlussgemäß die Fa. TREUKOM beauftragt. Mittelfristig werden aber auch hier Personalentwicklungsmaßnahmen (Weiterentwicklung und 

Qualifizierung des vorhandenen Personals) sowie voraussichtlich auch eine Ergänzung des vorhandenen Personals durch Neueinstellung bzw. 

Stundenaufstockung erfolgen müssen. Die Fa. TREUKOM wird nach erfolgter Durchführung der beauftragten Leistungen Empfehlungen zu personellen 

Maßnahmen aussprechen. (+ n.n. Stellen). 

 

- Mögliche Rückführung des Eigenbetriebs in den Kernhaushalt der Stadt. Bilanztechnisch ist das Vermögen von Eigenbetrieben nach den Grundsätzen 

des Handelsgesetzbuches (HGB) zu bewerten. Die Bewertung von Vermögensgegenständen nach den Maßregeln der GemHVO-Doppik weicht in aller 

Regel hiervon ab. In der Folge ist das Vermögen des Eigenbetriebs zu überprüfen und die Bewertung unter Umständen anzupassen. Dies kann mit 

bilanztechnischen Anpassungen (z. B. Sonderabschreibung) verbunden sein. Vorteile für die Rückführung des Eigenbetriebs wären, dass die im 

Eigenbetrieb anfallenden Verwaltungskosten sich deutlich minimieren ließen, u. a. dadurch, dass kein Wirtschaftsplan aufgestellt wird, kein 
Werkausschuss gebildet oder kein separater Jahresabschluss erstellt werden muss. Im Querschnittsbereich (insb. Finanzen, Personal, IT etc.) ließen sich 

die Aufgaben und deren Erledigung leichter bündeln; die Flexibilität bei der Gesamtfinanzierung der Aufgaben nimmt zu. Der für die Reintegration 

verbundene Arbeitsaufwand dürfte nur von vorübergehender Natur sein (ggf. temporäre Stundenaufstockung). Lediglich durch die Abwicklung der 

Buchhaltung im Hause entstünde im FB 2 zusätzlicher Personalbedarf, der jedoch zum aktuellen Zeitpunkt nicht bemessen werden kann.  

 



 

 

 

 

Fachbereich 3 (Bürgerdienste) Frau Denkewitz  
   

     

       

       

Fachbereich 3 - Bürgerdienste           

Lfd. Nr. St.Plan 

2020 Amts-/ Funktionsbezeichung Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 

Stellenplan 

2021 

23 Verw.-Angestellte 0,82 12 

Ab 13.07.2021 in Mutterschutz und 

anschließende Elternzeit     

       

FD Ordnungswesen             

Lfd. Nr. St.Plan 

2020 Amts-/ Funktionsbezeichung Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 
Stellenplan 

2021 

24 Verw.-Angestellte 1 9a keine Zulage nach 9 c 
EG: 9a ? Siehe 
Stelle 42 

25 Verw.-Angestellte 1 9a keine     

26 Verw.-Angestellte 0,82 9a keine     



neu n.n. 0,5 ? 

Kontrolle nach den Richtlinien für 

die Sicherung von Arbeitsstellen an 

Straßen nach Gewährung von 

Anträgen der StVO, wenn diese 

Aufgabe nicht über den 

Straßenkontrolleur (FB 6)abgedeckt 
werden kann     

27 Verw.-Angestellter 0,75 9a 

künftig Mehrstunden, wenn 

Besetzung 4. Überwachungskraft, 

da Fallzahlensteigerung     

28 Verw.-Angestellte/r 1 8 

ggf. 9 a nach Stellenbewertung und 

Aufhebung der Befristung     

29 Flüchtlingskoordinatorin                

30 

Verkehrsüberwacherin 

(ruhender Verkehr) 0,5 4       

31 

Verkehrsüberwacherin 

(ruhender Verkehr) 0,5 4       

32 
Verkehrsüberwacherin 
(ruhender Verkehr) 0,5 4       



33 Verkehrsüberwacherin   
450,00 

€ 

künftig unbefristet 19,5 

Wochenstunden                                                

(4. Überwachungskraft)                                          

- zur Absicherung der Präsenz der 

Ordnungskräfte im Stadtgebiet,             

- Überwachung des ruhenden 

Verkehrs,                                                      

- Vollziehung der neuen 

Stadtverordnung und                               
- Generierung von Mehreinnahmen     

         

Freiwillige Feuerwehr       

Lfd. Nr. St.Plan 

2020 Amts-/ Funktionsbezeichung Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 

Stellenplan 

2021 

34 hauptamtl. Gerätewart 1 5 keine     

35 

Feuerwehrtechnischer 

Sachbearbeiter 1 6 Stellenbewertungsverfahren läuft     

36 2. hauptamtlicher Gerätewart 1 5 

Besetzung aufgrund der 

anfallenden Aufgaben sofort 
notwendig, Begründung liegt 

bereits vor     

       

       

FD Bürgerservice             

         

Standesamt        



Lfd. Nr. St.Plan 
2020 Amts-/ Funktionsbezeichung Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 

Stellenplan 
2021 

37 Standesbeamter 1 9c keine     

38 Standesbeamtin 1 9c evtl. Stundenreduzierung     

neu 3. Standesamtsstelle   9c 

zur Aufrechterhaltung des 
Dienstbetriebs bei Urlaubs- und 

Krankheitsvertretung                                                                                              

ab 2022 (OZG) Umsetzung 

Digitalisierung 

Personenstandswesen - 

elektronische Sammelakte 

Verlängerung 

des Minijobs ab 
01.04.2021, 

sowie Schaffung 

einer 0,5 Stelle 

(17 bis 19,5 

Wochenstunden) 

in 2021   

Empfangsbereich        

Lfd. Nr. St.Plan 

2020 Amts-/ Funktionsbezeichung Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 

Stellenplan 

2021 

39 Verw.-Angestellter 1 6 keine     

neu Telefonist/in 0,5 ? 
zur Sicherstellung der telefonischen 
Erreichbarkeit des Rathauses     

Einwohnermeldeamt       

Lfd. Nr. St.Plan 

2020 Name Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 

Stellenplan 

2021 

40 Verw.-Angestellter 1 7 keine     

41 Verw.-Angestellter 1 7 keine     



       

FD Soziales             

Lfd. Nr. St.Plan 

2020 Amts-/ Funktionsbezeichung Beschäftigte EG  Änderung  Bemerkung 

Änderung für 

Stellenplan 

2021 

42 Verw.-Angestellter 1 9a keine Zulage nach 9c   

43 Verw.-Angestellte 0,85 9a keine 

30 

Wochenstunden   

44 Verw.-Angestellte 0,5 9c 

Mehrstunden im Rahmen von 
Homeoffice von 15 auf 19,5                                                               

Übernahme eines weiteren 

Buchstabens der FDL (ca. 30 Fälle) 

zusammen mit Stelle Nr. 46 , damit 

die Systemarbeiten im 

vorhandenen Fachprogramm 

umfänglich umgesetzt werden 

können und somit wird das 

Abarbeiten der Fälle weiterhin 

optimiert wird. 

befristete 

Teilzeit bis 

31.05.2021 

ab 01.06.2021 

in Vollzeit, 

wenn keine 

Verlängerung 

Teilzeit 

45 Verw.-Angestellte 1 9a keine     



46 Verw.-Angestellte 0,5 9c 

Mehrstunden im Rahmen von  

Homeoffice von 19,5 auf 25                                                      

Übernahme eines weiteren 

Buchstabens der FDL (ca. 30 Fälle) 

zusammen mit Stelle Nr. 44, damit 

die Systemarbeiten im 

vorhandenen Fachprogramm 

umfänglich umgesetzt werden 

können und somit wird das 

Abarbeiten der Fälle weiterhin 
optimiert wird. 

befristete 

Teilzeit bis 
31.12.2021 

ab 01.01.2022 

in Vollzeit, 

wenn keine 

Verlängerung 
der Teilzeit 

47 Verw.-Angestellter 1 9a keine Zulage nach 9c   

29 Flüchtlingskoordinatorin 1 S8b keine     

 

 

 

 

Fachbereich 4 (Schulen, Sport, Familie, Jugend und Senioren) Frau Colell 
 

Für die Lauenburgische Gelehrtenschule wird eine Kraft für die Betreuung des IT- Bereichs benötigt. Hierzu ist eine gesonderte Vorlage gefertigt worden. 

 

Aufgrund des erhöhten Arbeitsaufwands durch den Digitalpakt wird eine Unterstützung des Verwaltungsbereichs (0,5 Stelle) empfohlen. 

Durch Einrichtung dieser Stelle könnte eine Entlastung der Stelle Bauunterhaltung im Rahmen der Bewirtschaftung der Grundstücke/ Gebäude erfolgen, so dass 

die Rechnungsbearbeitung nicht mehr durch die Bauunterhaltung selbst erfolgen muss. Hierfür wird derzeit ein Zeitrahmen von 10 Wochenstunden 

angenommen. Eine Überlastung in diesem Bereich wird bereits seit mehreren Jahren der Dienststelle dargelegt. 

Allein die Anzahl der zu betreuenden Objekte: 

Lauenburgische Gelehrtenschule 

Gemeinschaftsschule Lauenburgische Seen 

Grundschule Vorstadt/ St. Georgsberg 



Förderzentrum Pestalozzischule 

Kita Domhof 

Kita AWO 

Kita Kirchengem. St. Georgsberg 

Kita Montessori (Insel) 

Jugend- und Sportheim 

Ruderakademie 

 

unterstreicht den Aufwand der Bewirtschaftung nachvollziehbar. 

 

 

 

 

Fachbereich 6 (Stadtplanung , Bauen und Liegenschaften) Herr Wolf 
 

 

Im Zuge der Vorbereitungen der Stellenplanberatungen zum Haushalt 2021 wurde bereits als Anlage zur Beschlussvorlage vom 06.11.2020 eine detaillierte 

Begründung zu den zusätzlichen Stellenbedarfen 2021 vorgelegt; u.a. wird dort auch die Notwendigkeit der Stelle im Fachdienst 60 ausführlich begründet. 

 

Insgesamt spiegeln die damaligen Beschreibungen gut wider. Es geht mit dem Wiedereinrichten der Stelle wie schon beschrieben vor allem darum, dem hohen 

Arbeitsanfall zu begegnen und den FDL 60 auch bei höherwertigen Tätigkeiten zu entlasten. 

 

In der Zwischenzeit die Personalsituation im FD 60 weiter (durch langfristige oder häufig wiederkehrende Ausfälle, Gefährdungsanzeige FDL 60) massiv 

verschlechtert. 

 

In der Ursprungsvorlage zum Stellenplan 2021 wurde auch die Notwendigkeit der weiteren Hausmeisterstelle ausführlich begründet. 

In dieser Angelegenheit soll kurz im Hinblick auf die durch den/ die Hausmeister auszuführenden Tätigkeiten ergänzt werden: 

 



In der im November 2018 dem FB 1 durch FDL 60 zugelieferten Aufgabenauflistung im Rahmen des Dienst- und Geschäftsverteilungsplanes für die Stelle des 

Hausmeisters (Kennnummer 60.4) sind im Grunde alle erforderlichen Tätigkeiten des Hausmeisters dargelegt . Aus heutiger Sicht kämen als Außenstellen, die 

zumindest „versorgt“ werden müssen noch hinzu: 

- Stadtarchiv Große Kreuzstraße 9 (mit nach wie vor Einlagerungen in der E.-Barlach-Schule) 

- Büroaußenstellen des FB 4 und der Wirtschaftsbetriebe im Gebäude Am Markt 6 (MC) – vornehmlich zur Versorgung (Post, Verbrauchsmaterialien, 

u.a.) 

- Jugend- Sportheim in der Riemannstraße 

 
Sinngemäß sind die Tätigkeiten des o.a. Dienst- und Geschäftsverteilungsplanes auf alle Liegenschaften anzuwenden. Grundsätzlich lässt sich aber bei allen 

betreuten Liegenschaften folgender, nicht ganz unerheblicher und teilweise zeitaufwändiger Punkt hinzufügen: 

„-  Überwachung der Arbeitsmittel und Sicherheitseinrichtungen gem. Unfallverhütungsvorschriften und Arbeitsstättenrichtlinien“. 
 

Hinsichtlich der ungefähren Aufteilung der Arbeiten auf die Liegenschaften und unter der Maßgabe, dass der heutige bzw. ein Hausmeister mit dem Rathaus 

und der Bücherei im Grunde voll ausgelastet ist, ist folgende (ungefähre) Aufteilung anzustreben: 

 

Hausmeister 1: 

- Rathaus         30 Std./Woche 

- Bücherei        5 Std./Woche 
- Urlaubs-/Krankheitsvertretung Hausmeister 2     4 Std./Woche 

Hausmeister 2: 

- Kindertagesstätte Domhof      15 Std./Woche 

- E.-Barlach-Schule mit Nebengebäuden (KiTa Montessori, Rest-Archiv) 15 Std./Woche 

- Alle weiteren Außenstellen (mind. „Versorgung“)   5 Std./Woche 

- Urlaubs-/Krankheitsvertretung Hausmeister 1     4 Std./Woche 

 

Bewusst nicht erwähnt sind hier die Mietobjekte zur Flüchtlingsunterbringung, die vornehmlich nicht der Hausmeisterbetreuung unterliegen können. Hier sind 

entweder Dritte (Handwerker, Dienstleister) oder der städt. Bauhof einzusetzen und nur im absoluten Notfall auf die Hausmeister zurückzugreifen. Hinsichtlich 

der Betreuung des neu zu errichtenden „Schlichthauses“ an der Seedorfer Straße ist zu gg. Zeit zu entscheiden . 
 

 

 

Im Zuge der Vorbereitungen der Stellenplanberatungen zum Haushalt ist es erfreulicherweise dazu gekommen, dass eine zusätzliche Vollzeitstelle im 

Fachdienst Hochbau und Planung noch in 2020 geschaffen werden konnte, die nun glücklicherweise zum 15.03.2021 besetzt werden kann. Entgegen dieser 



positiven Nachricht wird die Besetzung einer befristeten Elternzeitvertretung für die FDL 61 über den bei Fachkräften äußerst begrenzten Arbeitsmarkt nicht 

möglich sein. 

 

Bei den Bewerbungsgesprächen hat sich neben der für die neue Stelle ausgewählten Bewerberin noch eine weitere Bewerberin vorgestellt. Diese weitere 

Bewerberin wäre ebenfalls unmittelbar in die enge Wahl gekommen, kann aber aufgrund ihrer familiären Situation nur 20 Std./Woche arbeiten und das 

voraussichtlich auch in den kommenden Jahren. 

 

Der Bewerberin wurde sogleich die Vertretung von 61 für die Elternzeit (voraussichtlich bis Juni 2022) angeboten, ggf. mit der Aussicht auch nach dem 
Wiedereintritt von Frau Koop, der voraussichtlich in Teilzeit (rd. 25 Std./Woche) sein wird, weiter in Teilzeit beschäftigt bleiben zu können. Mit der Bewerberin 

könnte sich eine gute Möglichkeit bieten, auf Dauer die absehbare Personallücke im FD 61 (zunächst Elternzeit dann Teilzeit) zu schließen. 

 

Eine befristete Anstellung nur für die Elternzeit hat die Bewerberin jedoch zunächst abgelehnt. Insofern wäre es hier zielführend, wenn es eine Möglichkeit 

gäbe, auf Dauer eine Teilzeitstelle im FD 61 mit 20 Std./Woche zu schaffen. Ich habe mich mit der Bewerberin dahingehend verständigt, dass wir in der 12. KW 

telefonieren, damit ihr noch eine evtl. Kündigung zum Quartal ermöglicht wird. 

 

 

 

 
 

Im Auftrag 

 

gez. Jakubczak 

 

 

 



A)                                            Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  04.11.20200) Seite:  1

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II.NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Bürgermeister/

Gemeindeorgane

1 1 Bürgermeister 1 - A 16 1 - A 16 1 - A 16

2 2 Assistenz Bürgermeister - 1 7 - 1 7 - 1 9a Eingruppierung in EG 9a gem.

Ergebnis Stellenneubewertung

3 3 Presse- und - 1 9b - 1 9b - 1 9b

Öffentlichkeitsarbeit

Fachbereich 1

Zentrale Steuerung

4 4 Oberamtsrat 1 - A 13 1 - A 13 1 - A 13 Fachbereichsleitung/

Büroleitender Beamter

Fachdienst 1 - Personal/Organisation

5 5 Verw.-Angestellter - 1 10 - 1 10 - 1 10 Fachdienstleitung

6 6 Verw.-Angestellter - 1 11 - 1 11 - 1 11 IT-Administrator

7 7 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8

8 8 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8

9 9 Verw.-Angestellter - 1 9a - 1 9a - 1 9a IT-Mitarbeiter

10 10 Verw.-Angestellte - 1 10 - - - - 1 10 Betriebliches Gesundheits-/

Eingliederungsmanagement

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021

Ö  12.1Ö  12.1



A)                                            Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021   (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  2

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Stadtbücherei

11 11 Diplom-Bibliothekarin - 0,67 9b - 0,67 9b - 0,67 9b (ab 01/2020 mit 26 W.-Std.)

12 12 Diplom-Bibliothekarin - 0,82 9c - 0,82 9c - 0,82 9c Büchereileitung
(ab 01/2020 mit 32 W.-Std.)

13 13 Verw.-Angestellte - 1 5 - 1 5 - 1 5

14 14 Verw.-Angestellte - 0,50 5 - 0,50 5 - 0,50 5 19,50 Wochenstunden

Fachbereich 2 -Finanzen-

15 15 Verw.-Angestellter - 1 12 - 1 12 - 1 12 Fachbereichsleitung

16 16 Verw.-Angestellte - 1 9b - 1 9b - 1 9b Haushaltssachbearb./
Anlagenbuchhaltung

17 17 Betriebswirt/in - 1 11 - - - - 1 11 (Projektsteuerung Doppik)
(zzt. unbesetzt)

Steuern und Abgaben

18 18 Verw.-Angestellte - 1 7 - 1 7 - 1 7

19 19 Verw.-Angestellte - 0,51 7 - 0,51 7 - 0,51 7 20 Wochenstunden
(zzt. unbesetzt)

Stadtkasse

20 20 Verw.-Angestellte - 1 9a - 1 9a - 1 9a Kassenverwalterin

21 21 Verw.-Angestellte - 0,77 6 - 0,77 6 - 0,77 6 30 W.-Std. ab 03/2011

22 22 Verw.-Angestellte - 0,77 7 - 0,77 7 - 1 7 zzt. 30 W.-Std.
(stellv. Kassenverwalterin) (Vollstreckungsaußend.)

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR



A)                                             Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  3

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandelb

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 3 - Bürgerdienste

23 23 Verw.-Angestellte - 1 12 - 0,82 9b - 1 12 Fachbereichsleitung

 (Befristete Teilzeit im Rahmen der Elternzeit vom 01.09.2020 bis 31.08.2021 mit 32 W.-Std.) (ab 01.09.2021 in Vollzeit)

Fachdienst Ordnungswesen

24 24 Verw.-Angestellte - 1 9c - 1 8 - 1 9c Fachdienstleitung
(Zulage nach EG 9c)

25 25 Verw.-Angestellter - 1 9a - 1 8 - 1 9a

26 26 Verw.-Angestellte - 0,82 9a - 1 9a - 0,82 9a (ab 15.07.2017 mit
32 W.-Stunden)

27 27 Verw.-Angestellter - 0,75 9a - 0,75 9a - 0,75 9a 29,25 Wochenstunden

28 28 Verw.-Angestellter - 1 8 - - - - 1 8 ruhender Verkehr /OWiG-Angele-

genheiten (befristet 3 Jahre)

29 29 Flüchtlingskoordinatorin - 1 S 8b - 1 S 8b - 1 S 8b je 50% für städtische und

schulische Angelegenheiten

30 30 Verkehrsüberwacherin - 0,50 3 - 0,50 3 - 0,50 4 19,50 Wochenstunden

(ruhender Verkehr) (Ergebnis Stellenneubewert.)

31 31 Verkehrsüberwacherin - 0,50 3 - 0,50 3 - 0,50 4 19,50 Wochenstunden

(ruhender Verkehr) (Ergebnis Stellenneubewert.)

32 32 Verkehrsüberwacherin - 0,50 3 - 0,50 3 - 0,50 4 19,50 Wochenstunden

(ruhender Verkehr) (Ergebnis Stellenneubewert.)

33 33 Verkehrsüberwacherin - - - - - - - - - (zzt. 450,--€-Basis für Über-

wachung Leinenpflicht Hunde)

Freiwillige Feuerwehr RZ

34 34 Hauptamtl. Gerätewart - 1 5 - 1 5 - 1 5

35 35 Feuerwehrtechnischer

Sachbearbeiter - 1 6 - 1 6 - 1 6 (ab Februar 2020 unbefristet)

(ku nach Stellenneubewert.)

36 36 Hauptamtl. Gerätewart - - - - - - - 1 5 (Zweite Gerätewart-Stelle)

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021



A)                                           Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021   (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  4

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachdienst Bürgerservice

37 37 Personenstandswesen - 1 9c - 1 9c - 1 9c Fachdienstleitung
(Standesbeamter)

38 38 Standesbeamtin - 1 9c - 1 9a - 1 9c

Empfangsbereich (Bürgerservicebüro) (ab 01/2019 mit 39 W.-Std.)

39 39 Verw.-Angestellter - 1 5 - 1 5 - 1 6 (Ergebnis Stellenneubewert.)

Einwohnermeldewesen

40 40 Verw.-Angestellter - 1 7 - 1 7 - 1 7

41 41 Verw.-Angestellte/r - 1 7 - 1 7 - 1 7

Fachdienst Soziales

42 42 Verw.-Angestellter - 1 9c - 1 9a - 1 9c Fachdienstleitung

(Zulage nach EG 9c)

43 43 Verw.-Angestellte - 0,85 8 - 0,85 8 - 0,85 8 (ab 2020 mit 30 W.-Std.)

(ku nach Stellenneubewert.)

44 44 Verw.-Angestellte - 0,50 9c - 0,50 9a - 0,50 9c zzt. 15 Wochenstunden

(Zulage nach EG 9c )

45 45 Verw.-Angestellte - 1 9a - 1 9a - 1 9a SB Wohngeld/BuT

46 46 Verw.-Angestellte - 0,50 9c - 0,50 9c - 0,50 9c zzt. 19,50 Wochenstunden

47 47 Verw.-Angestellter - 1 9c - 1 9a - 1 9c (Zulage nach EG 9c)

48 48 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8 Abordn. Jobcenter (kw)

(Zulage nach EG 9c)

49 49 Verw.-Angestellter - 1 6 - 1 6 - 1 6 Abordn. Jobcenter (kw)
(Zulage nach EG 8)

50 50 Verw.-Angestellter - 1 9b - 1 9b - 1 9b Abordn. Jobcenter (kw)

(Zulage nach EG 11)

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021

Beschäftigte GR

 (Befristete Teilzeit im Rahmen der Elternzeit vom 01.06.2020 bis 31.05.2021 mit 15 W.-Std.)

 (Befristete Teilzeit im Rahmen der Elternzeit vom 01.01.2021 bis 31.12.2021 mit 19,50 W.-Std.)

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020



A)                                             Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  5

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II.NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 4

Verwaltung

51 51 Oberamtsrätin 1 - A 13 1 - A 13 1 - A 13 Fachbereichsleitung

Schule und Sport

52 52 Verw.-Angestellte - 0,72 9c - 0,72 9c - 0,72 9c 28 Wochenstunden

53 53 Stadtoberinspektorin 1 - A 10 1 - A 10 1 - A 10

54 54 Bautechniker/-Ingenieur - 1 10 - 1 10 - 1 10 (zugl. Energienamangement)

55 55 Verw.-Angestellte - 0,82 7 - 0,82 7 - 0,82 7 32 Wochenstunden

56 56 Verw.-Angestellter - 1 9b - - - - 1 9b (neue Stelle ab 08/2020)

Lauenb. Gelehrtenschule

57 57 Schulsekretärin - 1 5 - 1 5 - 1 5

58 58 Schulsekretärin - 0,77 5 - 0,77 5 - 0,77 5 30 Wochenstunden

59 59 Schulsozialarbeiter - 1 10 - 1 10 - 1 10

60 60 Schulsozialarbeiterin - 0,50 S 15 - 0,50 S 15 - 0,50 S 15 19,50 Wochenstunden

Stadtjugendpflege

61 61 Stadtjugendpfleger - 0,51 S 12 - 1 S 15 - 0,51 S 12 (ab 01.07.2020 mit 20 W.-

Std. und Gr. S 12)

62 62 Erzieher - 1 S 8b - 1 S 8b - 1 S 8 b Abordnung Diakonie

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021



A)                                      Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  6

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020       ATZ = Altersteilzeit

Kindergarten "Domhof"

63 63 Kindergartenleiterin - 1 S 15 - 1 S 15 - 1 S 15

64 64 Erzieherin - 0,90 S 8a - 0,90 S 8a - 0,90 S 8a 35 Wochenstunden

65 65 Sozialpädag. Assistentin - 1 S 3 - 1 S 3 - 1 S 3

66 66 Erzieher - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a

67 67 Erzieherin/stellv. Leiterin - 1 S 13 - 1 S 13 - 1 S 13 (ständige Vertreterin)

68 68 Sozialpädag. Assistentin - 0,68 S 3 - 0,68 S 3 - 0,68 S 3 26,34 Wochenstunden

69 69 Erzieherin - 0,65 S 8a - 0,65 S 8a - 0,65 S 8a 25,33 Wochenstunden

(+ 4,0 Std. Elternzeitvertr.)

70 70 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a

71 71 Erzieherin - 0,67 S 8a - 0,67 S 8a - 0,67 S 8a 26 Wochenstunden

(+ 4,0 Std. Elternzeitvertr.)

72 72 Küchenhilfe - 0,32 1 - 0,32 1 - 0,32 1 (ab 08/2017 mit 12,5 W.-Std.)

73 73 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a zzt. 31 Stunden

(16.07.2016-16.07.2021)

74 74 Erzieherin - 0,50 S 8a - 0,50 S 8a - 0,50 S 8a

75 75 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a

76 76 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 3 - 1 S 8a (Übernahme ab 08/2020 als

Erzieherin mit EG S 8a)

77 77 Erzieher/in - 0,69 S 8a - 0,69 S 8a - 0,69 S 8a (ab 08/2017 mit 27 W.Std.)

78 78 Erzieher/in - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a (gem. geänderter Rahmen-

bedingungen für die Personal-

79 79 Sozialpädag. Assistent/in - 0,50 S 3 - 0,50 S3 - 0,50 S 3 bedarfsberechnung KiTa's)

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021



A)                                         Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  7

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 6

Stadtplanung, Bauen

und Liegenschaften

80 80 Dipl.-Ingenieur - 1 14 - 1 14 - 1 14 Fachbereichsleitung

81 81 Verw.-Angestellte - 1 7 - 1 7 - 1 7

Fachdienst Bauverwaltung/Liegenschaften

82 82 Verw.-Angestellter - 1 9c - 1 9b - 1 9c Fachdienstleitung 

83 83 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 (ab 04/2017 in Vollzeit)

(ku nach Stellenneubewert.)

84 84 Verw.-Angestellte - 0,72 6 - 0,72 6 - 0,77 6 (ab 06/2019 mit 30 W.-Std.)

(ku nach Stellenneubewert.)

85 - Verw.-Angestellte/r - - - - - - - 1 8 neue SB-Stelle ab 01/2021

86 85 Bauingenieurin - 1 10 - 1 10 - 1 10 (Krankheitsvertretung ab

15.06.2017)

87 86 Raumpflegerin - 0,54 2 - 0,54 2 - 0,54 2 21 Wochenstunden

88 87 Raumpflegerin - 0,55 2 - 0,55 2 - 0,55 2 21,27 Wochenstunden

89 88 Raumpflegerin - 0,54 2 - 0,54 2 - 0,54 2 21 Wochenstunden

90 89 Hausmeister - 1 5 - 1 5 - 1 5

91 - Hausmeister - - - - - - - 1 5 (Zweite Hausmeisterstelle)

- kw -

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR



A)                                             Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021   (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  8

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachdienst Hochbau und Planung

92 90 Bauingenieurin - 1 12 - 1 12 - 1 12 Fachdienstleitung

93 91 Bauzeichnerin - 0,54 6 - 0,54 6 - 0,77 6 (ab 2020 mit 30 W.-Std.)

94 92 Bauzeichnerin - 0,62 6 - 0,62 6 - 0,62 6 (ab 2019 mit 24 W.-Std.)

95 - Bauingenieur/in - - - - - - - 1 11 Stadtplanung u. a.

Fachdienst Tiefbau

96 93 Bauingenieur - 1 12 - 1 12 - 1 12 Fachdienstleitung

97 94 Landschaftspfleger (Ing.) - 1 11 - 1 11 - 1 11

98 95 Bautechniker - 1 9b - 1 9b - 1 9b (je 50% Hoch- u. Tiefbau)

(kw ab 01.08.2022)

99 96 Bautechniker - 1 9b - 1 9b - 1 9b

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung

im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung

am 30.06.2020
Stellenplan 2021



A)                                                Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021   (Entwurf:  04.11.2020) Seite:  9

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

II. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung

2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Dienstleistungen für Dritte

(RZ-Witschaftsbetriebe) (Stadtamtmann A 11)

100 97 Geschäftsführung zugl. 1 - A 13 1 - A 11 1 - A 13 (ab 04/2019 mit zzt. 36 W.-Stunden)

stellv. Werkleitung -ku nach Stellenneubewertung-

Gesamtzahl der

Planstellen

Anzahl in

Vollzeitstellen

Gesamt : ( + 4,23 Vollzeitstellen)

Darin enthaltene Planstellen der Einrichtungen:

Stadtbücherei - 4 - - 4 - - 4 -      Lfd. Nr. 11 - 14

Freiw. Feuerwehr RZ - 2 - - 2 - - 3 -      Lfd. Nr. 34 - 36

Abordnungen Jobcenter - 3 - - 3 - - 3 -      Lfd. Nr. 48 - 50

Lbg. Gelehrtenschule - 4 - - 4 - - 4 -      Lfd. Nr. 57 - 60

Stadtjugendpflege - 1 - - 1 - - 1 -      Lfd. Nr. 61

Abordnungen Diakonie - 1 - - 1 - - 1 -      Lfd. Nr. 62

städt. Kindergarten - 17 - - 17 - - 17      Lfd. Nr. 63 - 79

Gesamtzahl der

Stellen

Anzahl in

Vollzeitstellen

Gesamt : (Zweiter FF-Gerätewart)

Nachrichtlich Auszubildende:  1 x Ausb.-Beginn 08/2019

Verw.-Angestellte/r - 3 - - 1 - - 4 -  2 x Ausb.-Beginn 08/2020

 1 x Ausb.-Beginn 08/2021

Erzieherin (PiA-Förderung) - 1 - - - - - 1 -  Ausb.-Beginn 01.08.2019

26,67 26,66 27,67

-

- 26,67 - - 26,66 - - 27,67 -

- 32 - - 32 - - 33

4,93 82,004,93 77,77

Zahl der Stellen

-

-

-

-74,26

am 30.06.2020

GRB Beschäftigte

-

945 -

Vermerke

Anzahl und Bewertung tatsächliche Besetzung
Stellenplan 2021

im Vorjahr 2020

79,19

90

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte

82,70 86,93

GR B Beschäftigte

5

GR

5 86

4,93



A)                                            Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  10.02.2021) Seite:  1

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III.NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Bürgermeister/

Gemeindeorgane

1 1 Bürgermeister 1 - A 16 1 - A 16 1 - A 16

2 2 Assistenz Bürgermeister - 1 7 - 1 7 - 1 9a Eingruppierung in EG 9a gem.
Ergebnis Stellenneubewertung

3 3 Presse- und - 1 9b - 1 9b - 1 9b
Öffentlichkeitsarbeit

Fachbereich 1

Zentrale Steuerung

4 4 Oberamtsrat 1 - A 13 1 - A 13 1 - A 13 Fachbereichsleitung/
Büroleitender Beamter

Fachdienst 1 - Personal/Organisation

5 5 Verw.-Angestellter - 1 10 - 1 10 - 1 10 Fachdienstleitung

6 6 Verw.-Angestellter - 1 11 - 1 11 - 1 11 IT-Administrator

7 7 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8

8 8 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - 1 8

9 9 Verw.-Angestellter - 1 9a - 1 9a - 1 9a IT-Mitarbeiter

10 10 Verw.-Angestellte - 1 10 - - - - 1 10 Betriebliches Gesundheits-/
Eingliederungsmanagement

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR

Ö
  12.1

Ö
  12.1



A)                                            Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021   (Entwurf:  10.02.2021) Seite:  2

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Stadtbücherei

11 11 Diplom-Bibliothekarin - 0,67 9b - 0,67 9b - 0,67 9b (ab 01/2020 mit 26 W.-Std.)

12 12 Diplom-Bibliothekarin - 0,82 9c - 0,82 9c - 0,82 9c Büchereileitung
(ab 01/2020 mit 32 W.-Std.)

13 13 Verw.-Angestellte - 1 5 - 1 5 - 1 5

14 14 Verw.-Angestellte - 0,50 5 - 0,50 5 - 0,50 5 19,50 Wochenstunden

Fachbereich 2 -Finanzen-

15 15 Verw.-Angestellter - 1 12 - 1 12 - 1 12 Fachbereichsleitung

16 16 Verw.-Angestellte - 1 9b - 1 9b - 1 9b Haushaltssachbearb./
Anlagenbuchhaltung

17 17 Betriebswirtin - 1 11 - - - - 1 11 Projektsteuerung Doppik
(Stellenbesetzung ab 01/2021)

Steuern und Abgaben

18 18 Verw.-Angestellte - 1 7 - 1 7 - 1 7

19 19 Verw.-Angestellte - 0,51 7 - 0,51 7 - 0,51 7 20 Wochenstunden
(zzt. unbesetzt)

Stadtkasse

20 20 Verw.-Angestellte - 1 9a - 1 9a - 1 9a Kassenverwalterin

21 21 Verw.-Angestellte - 0,77 6 - 0,77 6 - 0,77 6 30 W.-Std. ab 03/2011

22 22 Verw.-Angestellte - 1 7 - 0,77 7 - 1 7 ab 12/2020 mit 39 W.-Std.
(stellv. Kassenverwalterin) (zugl. Vollstreckungsaußend.)

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021
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Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandelb

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 3 - Bürgerdienste

23 23 Verw.-Angestellte - 1 12 - 0,82 9b - 1 12 Fachbereichsleitung
 (Befristete Teilzeit im Rahmen der Elternzeit vom 01.09.2020 bis 31.08.2021 mit 32 W.-Std.) (ab 01.09.2021 in Vollzeit)

Fachdienst Ordnungswesen

24 24 Verw.-Angestellte - 1 9c - 1 8 - 1 9c Fachdienstleitung
(Zulage nach EG 9c)

25 25 Verw.-Angestellter - 1 9a - 1 8 - 1 9a

26 26 Verw.-Angestellte - 0,82 9a - 1 9a - 0,82 9a (ab 15.07.2017 mit
32 W.-Stunden)

27 27 Verw.-Angestellter - 0,75 9a - 0,75 9a - 0,75 9a 29,25 Wochenstunden

28 28 Verw.-Angestellter - 1 8 - - - - 1 8 ruhender Verkehr /OWiG-Angele-
genheiten (befristet 3 Jahre)

29 29 Flüchtlingskoordinatorin - 1 S 8b - 1 S 8b - 1 S 8b je 50% für städtische und
schulische Angelegenheiten

30 30 Verkehrsüberwacherin - 0,50 3 - 0,50 3 - 0,50 4 19,50 Wochenstunden
(ruhender Verkehr) (Ergebnis Stellenneubewertung)

31 31 Verkehrsüberwacherin - 0,50 3 - 0,50 3 - 0,50 4 19,50 Wochenstunden
(ruhender Verkehr) (Ergebnis Stellenneubewertung)

32 32 Verkehrsüberwacherin - 0,50 3 - 0,50 3 - 0,50 4 19,50 Wochenstunden
(ruhender Verkehr) (Ergebnis Stellenneubewert.)

33 33 Verkehrsüberwacherin - - - - - - - - - (zzt. 450,--€-Basis für Über-
wachung Leinenpflicht Hunde)

Freiwillige Feuerwehr RZ

34 34 Hauptamtl. Gerätewart - 1 5 - 1 5 - 1 5

35 35 Feuerwehrtechnischer
Sachbearbeiter - 1 6 - 1 6 - 1 6 (ab Februar 2020 unbefristet)

(ku nach Stellenneubewert.)

36 36 Hauptamtl. Gerätewart - - - - - - - 1 5 (Zweite Gerätewart-Stelle)

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR
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Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachdienst Bürgerservice

37 37 Personenstandswesen - 1 9c - 1 9c - 1 9c Fachdienstleitung
(Standesbeamter)

38 38 Standesbeamtin - 1 9c - 1 9a - 1 9c

Empfangsbereich (Bürgerservicebüro) (ab 01/2019 mit 39 W.-Std.)

39 39 Verw.-Angestellter - 1 5 - 1 5 - 1 6 (Ergebnis Stellenneubewertung)

Einwohnermeldewesen
40 40 Verw.-Angestellter - 1 7 - 1 7 - 1 7

41 41 Verw.-Angestellte/r - 1 7 - 1 7 - 1 7

Fachdienst Soziales

42 42 Verw.-Angestellter - 1 9c - 1 9a - 1 9c Fachdienstleitung
(Zulage nach EG 9c)

43 43 Verw.-Angestellte - 0,85 8 - 0,85 8 - 0,85 9a (ab 2020 mit 30 W.-Std.)
(Ergebnis Stellenneubewertung)

44 44 Verw.-Angestellte - 0,50 9c - 0,50 9a - 0,50 9c zzt. 15 Wochenstunden
(Zulage nach EG 9c )

45 45 Verw.-Angestellte - 1 9a - 1 9a - 1 9a SB Wohngeld/BuT

46 46 Verw.-Angestellte - 0,50 9c - 0,50 9c - 1 9c zzt. 19,50 Wochenstunden
(Rückkehr in Vollzeitbeschäftig.)

47 47 Verw.-Angestellter - 1 9c - 1 9a - 1 9c (Zulage nach EG 9c)

48 48 Verw.-Angestellte - 1 8 - 1 8 - - 8 Abordnung Jobcenter (kw)
(Übernahme 2021 durch Kreis)

49 49 Verw.-Angestellter - 1 6 - 1 6 - - 6 Abordnung Jobcenter (kw)
(Übernahme 2021 durch Kreis)

50 50 Verw.-Angestellter - 1 9b - 1 9b - - 9b Abordnung Jobcenter (kw)
(Übernahme 2021 durch Kreis)

 (Befristete Teilzeit im Rahmen der Elternzeit vom 01.06.2020 bis 31.05.2021 mit 15 W.-Std.)

 (Befristete Teilzeit im Rahmen der Elternzeit vom 01.01.2021 bis 31.12.2021 mit 19,50 W.-Std.)

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021

Beschäftigte GR
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Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III.NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 4

Verwaltung

51 51 Oberamtsrätin 1 - A 13 1 - A 13 1 - A 13 Fachbereichsleitung

Schule und Sport

52 52 Verw.-Angestellte - 0,72 9c - 0,72 9c - 0,72 9c 28 Wochenstunden

53 53 Stadtoberinspektorin 1 - A 10 1 - A 10 1 - A 10

54 54 Bautechniker/-Ingenieur - 1 10 - 1 10 - 1 10 (zugl. Energienamangement)

55 55 Verw.-Angestellte - 0,82 7 - 0,82 7 - 0,82 7 32 Wochenstunden

56 56 Verw.-Angestellter - 1 9b - - - - 1 9b (neue Stelle ab 08/2020)

Lauenb. Gelehrtenschule

57 57 Schulsekretärin - 1 5 - 1 5 - 1 5

58 58 Schulsekretärin - 0,77 5 - 0,77 5 - 0,77 5 30 Wochenstunden

59 59 Schulsozialarbeiter - 1 10 - 1 10 - 1 10

60 60 Schulsozialarbeiterin - 0,50 S 15 - 0,50 S 15 - 0,50 S 15 19,50 Wochenstunden

Stadtjugendpflege

61 61 Stadtjugendpfleger - 0,51 S 12 - 1 S 15 - 0,51 S 12 (ab 01.07.2020 mit 20 W.-
Std. und Gr. S 12)

62 62 Erzieher - 1 S 8b - 1 S 8b - 1 S 8 b Abordnung zur Diakonie

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR
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Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020       ATZ = Altersteilzeit

Kindergarten "Domhof"

63 63 Kindergartenleiterin - 1 S 15 - 1 S 15 - 1 S 15

64 64 Erzieherin - 0,90 S 8a - 0,90 S 8a - 0,90 S 8a 35 Wochenstunden

65 65 Sozialpädag. Assistentin - 1 S 3 - 1 S 3 - 1 S 3

66 66 Erzieher - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a

67 67 Erzieherin/stellv. Leiterin - 1 S 13 - 1 S 13 - 1 S 13 -ständige Vertreterin-

68 68 Sozialpädag. Assistentin - 0,68 S 3 - 0,68 S 3 - 0,68 S 3 26,34 Wochenstunden

69 69 Erzieherin - 0,65 S 8a - 0,65 S 8a - 0,65 S 8a 25,33 Wochenstunden
(+ 4,0 Std. Elternzeitvertr.)

70 70 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a

71 71 Erzieherin - 0,67 S 8a - 0,67 S 8a - 0,67 S 8a 26 Wochenstunden
(+ 4,0 Std. Elternzeitvertr.)

72 72 Küchenhilfe - 0,32 1 - 0,32 1 - 0,32 1 (ab 08/2017 mit 12,5 W.-Std.)

73 73 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a zzt. 31 Stunden
(16.07.2016-16.07.2021)

74 74 Erzieherin - 0,50 S 8a - 0,50 S 8a - 0,50 S 8a

75 75 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a

76 76 Erzieherin - 1 S 8a - 1 S 3 - 1 S 8a (Übernahme ab 08/2020 als

Erzieherin mit EG S 8a)

77 77 Erzieher/in - 0,69 S 8a - 0,69 S 8a - 0,69 S 8a (ab 08/2017 mit 27 W.Std.)

78 78 Erzieher/in - 1 S 8a - 1 S 8a - 1 S 8a (gem. geänderter Rahmen-
bedingungen für die Personal-

79 79 Sozialpädag. Assistent/in - 0,50 S 3 - 0,50 S3 - 0,50 S 3 bedarfsberechnung KiTa's)

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR



A)                                         Stellenplan der Stadt Ratzeburg 2021  (Entwurf:  10.02.2021) Seite:  7

Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachbereich 6

Stadtplanung, Bauen

und Liegenschaften

80 80 Dipl.-Ingenieur - 1 14 - 1 14 - 1 14 Fachbereichsleitung

81 81 Verw.-Angestellte - 1 7 - 1 7 - 1 7

Fachdienst Bauverwaltung/Liegenschaften

82 82 Verw.-Angestellter - 1 9c - 1 9b - 1 9c Fachdienstleitung 

83 83 Verw.-Angestellte - 1 6 - 1 6 - 1 6 (ab 04/2017 in Vollzeit)
(ku nach Stellenneubewert.)

84 84 Verw.-Angestellte - 0,72 6 - 0,72 6 - 0,77 6 (ab 06/2019 mit 30 W.-Std.)
(ku nach Stellenneubewert.)

85 - Verw.-Angestellte/r - - - - - - - 1 8 (zweite) SB-Stelle ab 2021

86 85 Bauingenieurin - 1 10 - 1 10 - 1 10 (Krankheitsvertretung ab
15.06.2017)

87 86 Raumpflegerin - 0,54 2 - 0,54 2 - 0,54 2 21 Wochenstunden

88 87 Raumpflegerin - 0,55 2 - 0,55 2 - 0,55 2 21,27 Wochenstunden

89 88 Raumpflegerin - 0,54 2 - 0,54 2 - 0,54 2 21 Wochenstunden

90 89 Hausmeister - 1 5 - 1 5 - 1 5

91 - Hausmeister - - - - - - - 1 5 (Zweite Hausmeisterstelle)
- kw -

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021
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Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Fachdienst Hochbau und Planung

92 90 Bauingenieurin - 1 12 - 1 12 - 1 12 Fachdienstleitung

93 91 Bauzeichnerin - 0,54 6 - 0,54 6 - 0,77 6 (ab 2020 mit 30 W.-Std.)

94 92 Bauzeichnerin - 0,62 6 - 0,62 6 - 0,62 6 (ab 2019 mit 24 W.-Std.)

95 - Bauingenieurin - - - - - - - 1 11 Stadtplanung u. a.
(Besetzung ab 03/2021)

Fachdienst Tiefbau

96 93 Bauingenieur - 1 12 - 1 12 - 1 12 Fachdienstleitung

97 94 Landschaftspfleger (Ing.) - 1 11 - 1 11 - 1 11

98 95 Bautechniker - 1 9b - 1 9b - 1 9b (je 50% Hoch- u. Tiefbau)
(kw ab 01.08.2022)

99 96 Bautechniker - 1 9b - 1 9b - 1 9b

GRB Beschäftigte

Zahl der Stellen

tatsächliche Besetzung
am 30.06.2020

Stellenplan 2021

Vermerke

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte GR B

Anzahl und Bewertung
im Vorjahr 2020

Beschäftigte GR
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Lfd. Lfd. Stellenplan

Nr. Nr.     kw = künftig wegfallend

III. NT- Amts- / Funktionsbe- B = Beamte      ku = künftig umwandeln

St. Pl. St. Pl. zeichnung
2021 2020      ATZ = Altersteilzeit

Dienstleistungen für Dritte

(RZ-Witschaftsbetriebe) (Stadtamtmann A 11)

100 97 Geschäftsführung zugl. 1 - A 13 1 - A 11 1 - A 13 (ab 04/2019 mit zzt. 36 W.-Stunden)

stellv. Werkleitung -ku nach Stellenneubewertung-

Gesamtzahl der (+ 1,0 Nr. 36 / 2. Gerätewart FF)

Planstellen (+ 0,5 Nr. 46 / SB Sozialhilfe)

(- 3,0 Nr. 48-50 / Abordn. Jobc.

Anzahl in (+ 1,0 Nr. 85 / SB Bauverwalt.)

Vollzeitstellen (+ 1,0 Nr. 91 / 2. Hausmeister)

Gesamt : (+ 0,50 Vollzeitstellen Nr. 46)

Darin enthaltene Planstellen der Einrichtungen:

Stadtbücherei - 4 - - 4 - - 4 -      Lfd. Nr. 11 - 14

Freiw. Feuerwehr RZ - 2 - - 2 - - 3 -      Lfd. Nr. 34 - 36

Abordnungen Jobcenter - 3 - - 3 - - - -      Lfd. Nr. 48 - 50

Lbg. Gelehrtenschule - 4 - - 4 - - 4 -      Lfd. Nr. 57 - 60

Stadtjugendpflege - 1 - - 1 - - 1 -      Lfd. Nr. 61

Abordnungen Diakonie - 1 - - 1 - - 1 -      Lfd. Nr. 62

städt. Kindergarten - 17 - - 17 - - 17      Lfd. Nr. 63 - 79

Gesamtzahl der

Stellen

Anzahl in ( - 3 Abord. Jobcenter/Kreis)

Vollzeitstellen ( + 1 zweiter Gerärewart FF)

Gesamt : ( - 2 Vollzeitstellen)

Nachrichtlich Auszubildende:  1 x Ausb.-Beginn 08/2019

Verw.-Angestellte/r - 3 - - 1 - - 4 -  2 x Ausb.-Beginn 08/2020

 1 x Ausb.-Beginn 08/2021

Erzieherin (PiA-Förderung) - 1 - - - - - 1 -  Ausb.-Beginn 01.08.2019

83,93 84,43

GR B Beschäftigte

5

GR

5 86

4,93

Vermerke

Anzahl und Bewertung tatsächliche Besetzung
Stellenplan 2021

im Vorjahr 2020

79,19

91

GR = Besoldungs-/Entgeltgruppe

B Beschäftigte

74,26

am 30.06.2020

GRB Beschäftigte

-

915 -

30

4,93 79,504,93 79,00

Zahl der Stellen

-

-

-

-

- 24,67 -

- 32 - - 32 - -

26,67 26,66 24,67

-

- 26,67 - - 26,66 -



1

Koop

Von: Erich Rick - GMX <erich.rick@gmx.de>
Gesendet: Mittwoch, 3. Februar 2021 11:53
An: 'Marion Wisbar'; Koop
Betreff: Stellenplan

Sehr geehrte Frau Wisbar,  
sehr geehrter Herr Koop, 
 
für die Stellenplanberatung 2021 im Rahmen des Haushaltsplans 2021 
stelle ich folgenden Antrag: 
 
Für eine ordnungsgemäße Stellenplanberatung und Beschlussfassung 
als Empfehlung an die Stadtvertretung sind bei Höhergruppierungen 
oder neuen Stellen stets die aktuellen Organisationspläne, die Stellen- 
beschreibungen und Stellenbewertungen (Neubewertungen)des jeweiligen  
Fachbereiches vorzulegen.   
  
 
Begründung: 
 
In den vergangenen Jahren sind wiederholt Eingruppierungen vorgelegt 
worden, die  erst durch die Einschaltung eines externen Stellenbewertungs- 
unternehmen eine berechtigte Entgeltgruppe ermöglicht  haben. Hierbei ist immer  
darauf hingewiesen worden, dass dem Stellinhaber/in die zu bewertenden  
Tätigkeiten zugewiesen worden sind ohne entsprechende Eingruppierung.  
Im Rahmen der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers sind die seit Jahren nicht  
fortgeschriebenen Organisationspläne, Stellenbeschreibungen  und  
Stellenbewertungen kurzfristig umzusetzen.  
 
Mit freundlichen  Grüßen 
 
Erich Rick  
 
 
 
 
 
 
   
 
 
    

Ö  12.1.1Ö  12.1.1



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 02.03.2021 
 SR/BeVoSr/384/2020/1 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 22.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 29.03.2021 Ö 

 
 
Verfasser: Herr Axel Koop  FB/Aktenzeichen: 20 11 02/2021 
 
 

Haushaltsplan 2021; hier: Verwaltungs- und 
Vermögenshaushalt, Satzungsbeschluss 
 
Zielsetzung: Mit Beschluss der Haushaltssatzung wird die Verwaltung von der 
Stadtvertretung ermächtigt, die im Haushaltsplan enthaltenen Ansätze zu bewirt-
schaften. 
 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt, 
 
der Hauptausschuss empfiehlt, 
 
und die Stadtvertretung beschließt, 
 
den Verwaltungs- und Vermögenshaushalt sowie die daraus resultierende Haus-
haltssatzung 2021 gemäß Entwurf. 
   
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 01.03.2021 
Koop, Axel am 11.02.2021 
 

 
 
 
 
 
 

Ö  12.2Ö  12.2
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Sachverhalt: 
 
1. Ausgangslage 
 
Der Finanzausschuss hat in seiner vergangenen Sitzung am 17.11.2020 be-
schlossen, die Beratungen zum Haushaltsplan 2021 mit sämtlichen Unterpunkten 
von der Tagesordnung abzusetzen. Das vorgelegte Zahlenmaterial sei angesichts 
der Corona-Pandemie und deren wirtschaftlichen Folgen sowie der ebenso noch 
nicht absehbaren Größenordnungen aufgrund veränderter Rahmenbedingungen (u. 
a. KiTa-Reform) noch nicht aussagekräftig gewesen, um eine Beschlussempfehlung 
für den Haushalt 2021 auszusprechen. Demgemäß wurden die diesbezüglichen 
Beratungen auch in der Sitzung des Hauptausschusses am 30.11.2020 und in der 
Sitzung der Stadtvertretung am 14.12.2020 von der Tagesordnung abgesetzt. 
 
Der erste Haushaltsentwurf für das Jahr 2021 sah einen Soll-Fehlbedarf im Ver-
waltungshaushalt in Höhe von rd. 1,5 Mio. € vor. Auf die textlichen Ausführungen in 
der Ursprungsvorlage wird an dieser Stelle verwiesen.  
 
2. Status Quo 
 
In engeren Grenzen als bei einem verabschiedeten und genehmigten Haushalt er-
möglicht die vorläufige Haushaltsführung, dass die Stadt auch weiterhin handlungs-
fähig bleibt und insbesondere ihre laufenden Verpflichtungen erfüllt. Die Gemeinde 
darf gem. § 81 Gemeindeordnung (GO) u. a.: 
 

- Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist oder  
- Ausgaben leisten, die für die Fortsetzung notwendiger Aufgaben unaufschieb-

bar sind; sie darf insbesondere Bauten, Beschaffungen und sonstige 
Leistungen des Vermögenshaushaltes, für die im Haushaltsplan des Vorjahres 
Beträge vorgesehen waren, fortsetzen, 

- Abgaben nach den Sätzen des Vorjahres erheben (entfällt, da separate 
Ermächtigungsgrundlagen/Satzungen vorliegen), 

- Kredite umschulden. 
 
Nichtsdestotrotz stellt der Haushaltsplan eine elementare Handlungsgrundlage für 
die Verwaltung dar und wird insbesondere für die Umsetzung neuer Investitions-
maßnahmen benötigt.  
 
3. Neuer Entwurfstand vom 22.02.2021 
 
3.1 Verwaltungshaushalt 
 
Der vorliegende Haushaltsplan-Entwurf 2021 und die Mittelfristplanung 2022 bis 
2024 können den positiven und genehmigungsfreien Trend der vergangenen Haus-
haltsjahre nicht mehr fortsetzen. Die bereits in den letzten Haushalten erkennbare 
Eintrübung der Konjunktur wird durch die negativen Effekte der Corona-Pandemie für 
den städtischen Haushalt noch weiter und deutlich verschärft. Diese Auswirkungen 
sind nicht nur zeitlich auf das laufende Haushaltsjahr begrenzt, sondern werden 
mittelfristig sein. Zu diesen Effekten zählen vor allem geringere Einnahmen wie bei 
der Gewerbesteuer (lt. Nov.-Steuerschätzung wird das Niveau 2019 erst in 2024 

https://session.ratzeburg.de/bi/getfile.php?id=43382&type=do
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erreicht), bei den Gemeindeanteilen der Einkommens- und Umsatzsteuer sowie bei 
den Mitteln aus dem kommunalen Finanzausgleich. Zusätzlich kommt es aber auch 
zu corona-bedingten Mehraufwendungen durch erhöhte Hygiene- und Gesundheits-
auflagen. 
 
Ungeachtet und unabhängig von den Auswirkungen der Corona-Pandemie steht die 
Stadt Ratzeburg – wie auch andere Kommunen – ohnehin schon vor weiter 
zunehmenden Anforderungen bzw. höheren Ausgaben. Diese stellen sich insbe-
sondere im Bereich der Personalkosten, bei den steigenden Umlageverpflichtungen 
des Schulverbandes und überwiegend aufgrund der finanziellen Auswirkungen der 
KiTa-Reform dar.  
 
Aktuell schließt der Planentwurf für das Haushaltsjahr 2021 mit einem Soll-
Fehlbedarf in Höhe von 1.235.100 € ab. Anzumerken ist, dass in diesem Betrag 
bereits eine Zuführung aus Mitteln der allgemeinen Rücklage zur Senkung des Soll-
Fehlbedarfes in Höhe von 775.800 € enthalten ist, somit im Ergebnis das strukturelle 
Defizit bei rund 2,01 Mio. € läge. Diese Rücklagenmittel stehen folglich nicht mehr für 
die Finanzierung von Investitionen zur Verfügung. 
 
Der beigefügte Entwurfshaushalt für das Haushaltsjahr 2021 beinhaltet den seiner-
zeitigen Stand (17.11.2020) mit den zwischenzeitlich eingetretenen und hier bekann-
ten Änderungen und Ergänzungen; diese sind in den jeweiligen Übersichten farblich 
markiert (grün) und ebenfalls in einer gesonderten Auflistung enthalten. Ebenso ist 
dieser Vorlage nochmals der Haushaltskonsolidierungserlass des Ministeriums für 
Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung (MILIG) vom 23.09.2020 
beigefügt. Der Erlass enthält u. a. eine Fortschreibung der Hinweisliste zur 
Beschränkung der Ausgaben und Ausschöpfung der Einnahmequellen. Alle 
kommunalen Körperschaften werden gebeten, die in dieser Liste enthaltenen 
Hinweise auch für die Beratungen zum Erlass der Haushaltssatzung 2021 zu nutzen. 
 
Die wesentlichen Veränderungen gegenüber der bisherigen Planung sind nach-
folgend näher beschrieben: 
 
- Personalausgaben abzgl. Erstattungen                   -40.300 € 

 
Die seit dem 01.01.2005 im Wege der Personalgestellung zum Jobcenter abge-
ordneten Beschäftigten der Stadt Ratzeburg sind nunmehr abschließend zum 
01.01.2021 in den Dienst der Kreisverwaltung Herzogtum Lauenburg, und damit 
auch in den dortigen Stellenplan, übernommen worden. Damit entfallen ab 2021 
auch die entsprechenden Personalkosten im Unterabschnitt 400 (Allgemeine 
Sozialverwaltung) sowie in gleicher Höhe die Personalkostenerstattung des 
Kreises (HHSt. 400.1628).  
 
Durch die zeitliche Verschiebung der Haushalts- bzw. Stellenplanberatungen 
können zudem die Personalkosten für die im Stellenplanentwurf 2021 vor-
gesehenen neuen Stellen reduziert werden (Berechnung der Personalkosten ab 
April 2021). Insgesamt ergibt sich im Bereich der Personalkosten eine 
Verbesserung in Höhe von 40.300 €. Im Übrigen wird auf die Erläuterungen zum 
Stellenplan 2021 verwiesen. 
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- Kosten Leistungen Bauhof (Gr. 5913) sowie Abfallentsorgung Grünanlagen 
(HHSt. 580.5437)                               -94.400 €  
 
Reduzierung der Kosten für die Jahresleistungsverträge Bauhof um 94.400 € 
(Gruppierungsziffer 5913 sowie HHSt. 580.5437) gemäß Neukalkulation der 
Personalkosten im Wirtschaftsplan 2021. 

 
- Finanzierungssaldo Kindertagesstätten (UA 4640 bis 4647)            -234.000 € 

 
Gegenüber der bisherigen Planung kann das Finanzierungssaldo im Bereich der 
Kindertagesstätten (Unterabschnitte 4640 bis 4647) um rd. 234.000 € verringert 
werden. Für die Berechnung der Fördersätze 2021 wurden die vom Ministerium 
zur Verfügung gestellten Prognoserechner benutzt und die Wirtschaftspläne der 
einzelnen Träger zugrunde gelegt.  
 
Die Grundlage der Finanzierung des neuen Systems ist eine gesetzlich normierte 
Standardqualität als Voraussetzung für die Beteiligung an der öffentlichen För-
derung. Auf dieser Basis erfolgt die Berechnung eines nach Betreuungsstunden 
und Alter der Kinder differenzierten sowie jährlich dynamisierten Gruppen-
fördersatzes für die Referenzkita Schleswig-Holstein. Mit dem Standard-
Qualitäts-Kosten-Modell (SQKM) werden die Fördersätze berechnet. Der Kreis 
bündelt die Mittel für die betreuten Kinder von Land und Wohnortgemeinde und 
gewährt in der Übergangszeit bis 2024 die errechneten Gruppenfördersätze bzw. 
Kindpauschalen an die jeweilige Standortgemeinde, die auf der Grundlage von 
Finanzierungsvereinbarungen die Einrichtungen vor Ort fördert.  
 

- Zuschuss an die Ernst Barlach Gesellschaft (HHSt. 3210.7030)    +10.000 € 
 
Vorbehaltlich der Beratungen im Ausschuss für Schule, Jugend und Sport 
(ASJS) Veranschlagung eines Zuschusses an die Ernst Barlach Gesellschaft 
Hamburg in Höhe von 10.000 €. 
 

- Gebühr Oberflächenentwässerung (HHSt. 630.5439)          -44.800 € 
 
Der Öffentlichkeitsanteil der Stadt an der Straßenoberflächenentwässerung kann 
gem. Mitteilung der Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe um 44.800 € gesenkt 
werden. Grund hierfür ist die vorgenommene Nachkalkulation für das Jahr 2019.  
 

- Tourismusabgabe (HHSt. 790.1200)            -80.000 € 
 
Die Tourismusabgabesatzung wurde corona-bedingt im vergangenen Jahr außer 
Kraft gesetzt (Einnahmeverlust von rd. 160.000 €) und nun zum 01.01.2021 
wieder neu in Kraft gesetzt. Dabei wurden die Abgabesätze in 2021 halbiert, das 
Aufkommen somit auf rd. 80.000 € gedeckelt. Die Steuerabteilung wurde seitens 
der Stadtvertretung beschlussmäßig angewiesen, die Tourismusabgabe noch 
nicht zu veranlagen und erst im zweiten Halbjahr 2021 Bescheide zu ver-
schicken. Die Corona-Entwicklung bliebe zunächst abzuwarten.  
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- Gewerbesteuer (HHSt. 900.0030)          -250.000 € 
 
Abgesehen von der Aufkommensstabilität der Grundsteuer muss die Stadt 
Ratzeburg mit weiter einbrechenden Steuereinnahmen rechnen. Grund hierfür ist 
das konjunkturabhängige Gemeindesteuersystem, welches in wirtschaftlichen 
Krisenzeiten massiven Schwankungen unterworfen ist. Einhergehend mit dem 
Rückgang des Bruttoinlandsprodukts (BIP) gehen auch die 
aufkommensstärksten Steuern – die Gewerbesteuer und der Gemeindeanteil an 
der Einkommenssteuer – überproportional stark zurück. Der Haushaltsansatz für 
die Gewerbesteuer wird daher um rd. 250.000 € nach unten, somit auf 4,75 Mio. 
€, korrigiert. Entsprechend sinkt auch die zu zahlende Gewerbesteuerumlage 
(HHSt. 900.8100) um rd. 23.600 €. 
 

- Schlüsselzuweisungen (HHSt. 900.0410/900.0611)          -26.100 € 
 
Veranschlagung der vorläufigen Festsetzung des kommunalen Finanzausgleichs 
2021 auf Basis der neuen rechtlichen Grundlage (FAG-Reform) gemäß Erlass 
des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung 
(MILIG) vom 25. Januar 2021. Das Land weist daraufhin, dass die zu Grunde ge-
legten Daten für die vorläufige Festsetzung in Teilen noch bestehende Un-
sicherheiten in Bezug auf die Gemeinde- und Kreisstraßen (für die Ermittlung der 
Schlüsselzuweisungen zum Ausgleich bedarfstreibender Flächenlasten) bein-
halten. Ebenso sei mit weiteren Berichtigungsbedarfe zu rechnen. Eine end-
gültige Festsetzung wird voraussichtlich erst im 2. Halbjahr des Jahres 2021 er-
folgen. 
 
Anzumerken ist, dass die im vergangenen Haushaltsjahr erhaltene Ausgleichs-
zahlung in Bezug auf die zu erwartenden Gewerbesteuermindereinnahmen 2020 
(HHSt. 900.0614; 1.766.737,73 €) jeweils hälftig in den Finanzausgleichsjahren 
2021 und 2022 bei der Berechnung der gemeindlichen Steuerkraft Berück-
sichtigung findet. Dabei wird das Ist-Aufkommen der Gewerbesteuer im Zeitraum 
vom 1. Juli 2019 bis zum 30. Juni 2020 sowie im Zeitraum 1. Juli 2020 bis zum 
30. Juni 2021 zur Ermittlung der Messbeträge der Gewerbesteuer jeweils um die 
Hälfte der Ausgleichszahlungen erhöht werden. 
 

- Zuweisung zur Stärkung der Investitionskraft für Infrastrukturmaßnahmen 
(HHSt. 900.0613)            +195.900 € 
 
Veranschlagung der nach § 19 Abs. 10 FAG vorgesehenen Zuweisung zur 
Stärkung der Investitionskraft für Infrastrukturmaßnahmen der Gemeinden und 
Kreise gemäß Erlass des MILIG vom 03.02.2021. 
 
Die zweckentsprechende Verwendung haben die Kommunen in eigener Ver-
wendung sicherzustellen. Da eine Beschränkung auf bestimmte Förderzwecke 
(konkrete Investitionsmaßnahmen bzw. Unterhaltungsmaßnahme) nicht statt-
findet, sind die Mittel im Sinne einer landeseinheitlichen Handhabung für kameral 
buchende Kommunen in der Untergruppe 061 zu verbuchen (Verwaltungshaus-
halt). 
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- Kreisumlage, HHSt. 900.8320          +108.200 € 
 
Entgegen der angekündigten Reduzierung des Kreisumlagesatzes um 2,3 
Prozentpunkt hat der Kreistag des Kreises Herzogtum Lauenburg lediglich eine 
Senkung des Hebesatzes um 2,0 Prozentpunkte (Abweichung von 0,3%-Pkt.) 
zugestimmt. Aufgrund der vorläufigen Festsetzung des kommunalen Finanzaus-
gleichs wurde auch die Kreisumlage für das Jahr 2021 vorerst nur vorläufig fest-
gesetzt. Es entsteht ein Mehrbedarf in Höhe von rd. 108 T€. 
 

- Zinsen an priv. Unternehmen/Kreditmarkt (HHSt. 910.8070)    +25.000 € 
 
Bedingt durch das verbesserte Jahresrechnungsergebnis 2020 mit einer Ein-
sparung bei der Kreditaufnahme von rd. 1,2 Mio. € und des anhaltenden 
niedrigen Zinsniveaus auf dem Kapitalmarkt kann die Zinsbelastung im Jahr 
2021 um rd. 25.000 € reduziert werden.  
 

- Zuführung zum Vermögenshaushalt (HHSt. 900.8600)        -93.800 € 
 
Bedingt durch das verbesserte Jahresrechnungsergebnis 2020 mit einer Ein-
sparung bei der Kreditaufnahme von rd. 1,2 Mio. € und des anhaltenden 
niedrigen Zinsniveaus auf dem Kapitalmarkt kann die von der Stadt Ratzeburg zu 
tragende Tilgungslast deutlich um rd. 93.800 € reduziert werden.  

 
3.2 Vermögenshaushalt sowie Investitionsplanung bis 2024 
 
Für die investive Haushaltsplanung (Vermögenshaushalt 2021 mit Investitions-
programm bis 2024) hatten die Bereiche neben den fachlich notwendigen In-
vestitionen auch die in den Vorjahren bereits verschobenen Sanierungen und Er-
neuerungen zu beachten.  
 
Durch die Vielzahl an angemeldeten Investitionen liegen die Kreditaufnahmen immer 
oberhalb der veranschlagten Tilgungsbeträge. Die bisherige Vorgabe der 
Kommunalaufsichtsbehörde, eine Netto-Neuverschuldung zu vermeiden, kann damit 
nicht erfüllt werden. Die Stadt ist weiterhin verpflichtet, ihre Haushaltswirtschaft so zu 
planen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Aufschlüsse über die 
dauernde Leistungsfähigkeit ergeben sich aus der mittelfristigen Finanzplanung, die 
alle in den Planungsjahren für die Erfüllung der Aufgaben voraussichtlich ein-
gehenden Einnahmen und zu leistenden Ausgaben enthält. In der Regel ist davon 
auszugehen, dass bei Vorliegen eines mittelfristig positiven Finanzspielraumes die 
Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde im Ein-
klang stehen.  
 
Der aktuelle Entwurf der Finanzplanung weist in den Planungsjahren 2021 bis 2024 
deutliche Soll-Fehlbedarfe aus. Es bleibt daher kein freier Finanzspielraum für die 
Finanzierung von Investitionen. 
 
Trotz der negativen Erwartungen in Bezug auf den Verwaltungshaushalt ist es – 
gerade auch zur Schaffung von Verlässlichkeit in Corona-Zeiten und trotz des Vor-
zeichens einer Genehmigungspflicht des Haushaltes – notwendig, die städtischen 
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Investitionen auf einem nachhaltigen und notwendigen Niveau zu stabilisieren. Nur 
so kann den investiven Herausforderungen mittel- und langfristig begegnet werden.  
 
Um eine eigene Abwägung bzw. Prioritätensetzung der politischen Gremien zu er-
möglichen, sind sämtliche Investitionsmaßnahmen des Haushaltsjahres 2021 näher 
dargestellt. 
 
HHSt. 020.9350 Erwerb von beweglichen Sachen         35.000 € 
 
Jährliche Neu- und Ersatzbeschaffungen von Büromöbeln (Bürostühle und -tische, 
Aktenschränke, Kleininventar) unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben der Ar-
beitsstättenverordnung (Gewährleistung der Sicherheit und Schutz der Gesundheit 
der Beschäftigten durch Einhaltung der ergonomischen Anforderungen etc.). 
 
HHSt. 020.9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage          11.000 € 
 
Jährliches Budget für den Austausch von PC’s, Druckern, Monitoren sowie aktiven 
Komponenten  
 
HHSt. 020.030.9351 LÄMMKom LISSA                    12.100 € 
 
Veranschlagung der Umstellungskosten für zwingend erforderliche EDV-Software für 
die Sachbearbeitung im Bereich Soziales, Wohngeld.  
 
HHSt. 020.031.9351 Umstellung GESO auf VOIS         17.000 € 
 
Veranschlagung der Umstellungskosten für zwingend erforderliche EDV-Software. 
VOIS ist ein Antrags- und Überwachungsverfahren rund um das Gewerbe- und 
Erlaubniswesen. Der Leistungsumfang beinhaltet die Erfassung und Bearbeitung von 
Gewerbeanzeigen, Erlaubnissen und Untersagungen nach Bundes- und Landes-
recht. Weiterhin dienen die Daten als Grundlage für Fristenkontrollen und Aufgaben 
im Bereich der Gewerbeüberwachung.  
 
HHSt. 020.032.9400 Schließanlage inkl. Zeiterfassung Rathaus       50.000 € 
 
Erwerb und Installation einer modernen Schließanlage für das Rathaus in Kombi-
nation einer Zeiterfassungssoftware  
 
HHSt. 020.033.9351 Pavement Management System - PMS       95.000 € 
 
Erwerb und Aufbau eines Pavement-Managements-Systems (PMS) für die bedarfs-
gerechte Strategieentwicklung und -beurteilung. Ein PMS ist eine Datenbank, die zur 
systematischen Erfassung aller für die Straßenunterhaltung notwendigen Infor-
mationen des Gemeindestraßennetzes genutzt wird. Das Managementsystem dient 
der Optimierung der gesamten Infrastrukturmaßnahmen im öffentlichen Verkehrs-
raum und unterstützt bei der Ressourcenverteilung (Priorisierung) unter Berück-
sichtigung ingenieurmäßiger und betriebswirtschaftlicher Prinzipien (fundierte Aus-
sagen zum kurz- und mittelfristig erforderlichen Ressourcenbedarf auf der Basis 
definierter Erhaltungsziele). 
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HHSt. 130.9350 Erwerb von beweglichen Sachen, Feuerwehr     135.000 € 
 
Jährliche Neu- und Ersatzbeschaffungen von technischem Gerät sowie Bekleidung 
für die Freiwillige Feuerwehr zur Sicherstellung und Gewährleistung des Brand-
schutzes, u. a. Druckluftschläuche, Atemschutzausstattung, Rollcontainer, Rettungs-
säge, persönliche Schutzausrüstung (PSA).  
 
HHSt. 130.022.9350 Beschaffung Hilfelöschfahrzeug HLF 20/16      15.000 € 
 
Die Beschaffungsmaßnahme wurde bereits auf die Jahre 2021 und 2022 ver-
schoben. Bei den angegebenen Haushaltsmitteln in Höhe von 15.000 € handelt es 
sich um die Kosten für eine EU-weite Ausschreibung. Im Folgejahr (2022) sind die 
Investitionskosten in Höhe von 500.000 € vorgesehen.  
 
HHSt. 130.neu.9400 „2. Feuerwehrstandort“            350.000 € 
 
Berücksichtigung der Kosten für einen zweiten Feuerwehrstandort gem. Beschluss 
des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses vom 02.11.2020  
 
HHSt. 230.9350 Erwerb von beweglichen Sachen, LG        34.000 € 
 
Jährlicher Bedarf der Lauenburgischen Gelehrtenschule für den Erwerb von 
Vermögensgegenständen oberhalb von 150,00€/netto 
 
HHSt. 230.012.9351 DigitalPakt Schule 2019-2024            312.500 € 
 
Stärkung der kommunalen Bildungsinfrastruktur durch Veranschlagung von Haus-
haltsmitteln für die Umsetzung des DigitalPakt Schule an der Lauenburgischen 
Gelehrtenschule. Grundlage der Landesförderung ist die zwischen Bund und 
Ländern geschlossenen Verwaltungsvereinbarung „DigitalPakt Schule 2019 bis 
2024“, wirksam seit 17.05.2019 (HHSt. 230.012.3610, 271.600 €). Ziel der 
Investitionen an Schulen ist zunächst die Herstellung einer digitalen Mindestaus-
stattung sowie der Aufbau und die Weiterentwicklung digitaler Lehr-/Lern-
Infrastrukturen (z. B. strukturierte Verkabelung, Anzeige- und Präsentationsgeräte, 
digitale Arbeitsgeräte, pädagogische Nutzung im technisch-naturwissenschaftlichen 
Bereich). 
 
HHSt. 331.001.9350 Erwerb von bewegl. Sachen (Bühnenelemente)          6.000 € 
 
Fortsetzung und Abschluss der Beschaffung neuer Bühnenelemente, da die vor-
handenen Bühnenteile nach ca. 35 Jahren verschlissen und nicht mehr zeitgemäß 
sind. Die Veranschlagung der Kosten in Höhe von insgesamt 18.000 € erfolgte be-
schlussgemäß in den Haushaltsjahren 2019 bis 2021. 
 
UA 352 - Stadtbücherei                      42.500 € 
 
Ausgewiesenes Saldo im Unterabschnitt der Stadtbücherei (UA 352). Neben dem 
jährlichen Grundstock für den Erwerb von Büchern und Medien in Höhe von 26.000 
€, zu denen entsprechende Zuweisungen des Kreises und des Büchereivereins 
Schleswig-Holstein gezahlt werden, ist auch die Ersatzbeschaffung von Mobiliar 
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(HHSt. 320.9350, 19.000 €) vorgesehen. Ebenso veranschlagt wird eine Förder-
maßnahme des Landes gemäß den „Kulturperspektiven Schleswig-Holsteins“ für die 
Unterstützung von innovativen Projekten mit nachhaltiger Wirkung für das 
Bibliothekenwesen (HHSt. 352.004.9351 und 352.004.3610). 
 
HHSt. 4640.9350 Erwerb von beweglichen Sachen, KiGa Domhof              2.000 € 
 
Jährliches Budget für notwendige Ersatzbeschaffungen im städtischen Kindergarten  
 
HHSt. 4640.neu.9400 Sanierung der Sanitärbereiche                      75.000 € 
 
Die drei Sanitärbereiche im städtischen Kindergarten Domhof sind mittlerweile ca. 40 
Jahre alt und zum Teil abgängig. Sie werden größtenteils den aktuellen Hygiene-
anforderungen gemäß der Trinkwasserverordnung nicht mehr gerecht. Demzufolge 
sollten diese Bereiche sukzessive saniert werden. Das Gesamtvolumen der Maß-
nahme beziffert sich auf 75.000 €, jeweils zu gleichen Teilen (25.000 €) in den Haus-
haltsjahren 2021 bis 2023 veranschlagt. 
 
HHSt. 468.9350 Erwerb von Spielgeräten           20.000 € 
 
Für die Ersatzbeschaffung von Spielgeräten auf den städtischen Spielplätzen wird 
die vorgenannte (jährliche) Gesamtsumme benötigt. Viele Spielgeräte sind derzeit 
15-20 Jahre alt.  
 
UA 551 (Ruderakademie Ratzeburg)         317.200 € 
 
Forstsetzung des Großprojektes zur Erweiterung und Umbau der Ruderakademie 
Ratzeburg. Gegenüber den bisherigen Veranschlagungen ergeben sich aufgrund der 
nunmehr vorliegenden Zuwendungsbescheide des Bundes und Landes (für die 
HHSt. 551.001.3600 und 551.001.3610) geringfügige Änderungen bei der zeitlichen 
Zuordnung der Fördermittel in den jeweiligen Haushaltsjahren. Der vorgenannte 
Betrag ist das im Haushaltsjahr 2021 verbleibende Finanzierungssaldo für die Stadt 
Ratzeburg (städtischer Eigenanteil). 
 
HHSt. 560.004.9500 Neubau und Rückbau Brunnenanlage              25.000 € 
 
Die Auftragsvergabe für die Maßnahme erfolgte in der Sitzung des Planungs-, Bau- 
und Umweltausschusses am 07.12.2020; entsprechend wurden die im Haushaltsjahr 
2020 bereitgestellten Haushaltsmittel in Höhe von 85.000 € (für den Neubau) in das 
Folgejahr übertragen. Zusätzlich stehen im Haushaltsjahr 2021 für den vom Kreis 
geforderten Rückbau der bisherigen Brunnenanlage Haushaltsmittel in Höhe von 
25.000 € bereit. 
 
UA 580 – Park- und Gartenanlagen           11.000 € 
  
Vorgesehene Ersatzbeschaffungen von Papierkörben und Sitzbänken für das ge-
samte Stadtgebiet (HHSt. 580.9350 und 580.9357) sowie Erwerb von Tüten-
automaten für Hundekotbeseitigung (HHSt. 580.9356). 
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HHSt. 610.9407 Ortsplanung               30.000 € 
  
Jährliches Budget für die Umsetzung von Zielen der räumlichen Entwicklung (z. B. 
Bauleitplanung etc.) 
 
HHSt. 610.003.9402 Städtebauförderung „Zukunftsgestaltung 
Daseinsvorsorge“  (0,00 €) 
 
Nach den vorangegangenen Programmjahren 2011 bis 2016 und 2020 wurde auch 
für das Programmjahr 2021 ein Förderantrag beim Land gestellt. Für die Umsetzung 
der Maßnahmen an den großen Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen, vor-
dringlich für den Neubau des Schwimmbades Aqua Siwa, werden erhebliche 
Finanzmittel ab 2022/23 benötigt. In 2021 können die anfallenden Ausgaben mit den 
zur Verfügung stehenden Finanzmitteln (rd. 8,6 Mio. €) gedeckt werden. Analog der 
Vorgehensweise wie bei den letztmaligen Bewilligungen wurde um Bereitstellung der 
Zuwendungen erst ab dem Haushaltsjahr 2022 gebeten, um weitere Kosten (Ver-
wahrentgelte sowie Zweckentfremdungszinsen) durch einen noch höheren Konten-
stand zu vermeiden. Die Haushaltsansätze 2022 bis 2024 wurden an die aktuelle 
Kosten-/Finanzierungsplanung angepasst. 
 
HHSt. 610.006.9402 Erneuerung der Domhalbinsel        125.800 € 
 
Veranschlagung der Haushaltsmittel für die Fortsetzung der Gesamtmaßnahme 
„Erneuerung der Domhalbinsel, Domhof“ im Rahmen des Bundesprogramms 
„Nationale Projekte des Städtebaus“. Die Veranschlagung im Investitionsprogramm 
entspricht dem aktuellen Kosten- und Finanzierungsplan gem. Änderungsbescheid 
des BBSR vom 26.01.2021. 
 
HHSt. 620.9823 Rückzahlung Kreismittel (Wohnungsbauförderung)         2.400 € 
 
Für den Neubau von öffentlich geförderten Mietwohnungen im sozialen Wohnungs-
bau in Ratzeburg wurden in der Vergangenheit diversen Bauherren kommunale 
Baudarlehen durch die Stadt Ratzeburg gewährt. Gleichzeitig hat sich der Kreis 
Herzogtum Lauenburg mit Kreiszuweisungen zur teilweisen Finanzierung der 
Baumaßnahmen im Rahmen der Projektförderung mit rückzahlbaren Zuweisungen 
als Anteilsfinanzierung i.H.v. 50% beteiligt. Nach den Überleitungsvorschriften des 
Schleswig-Holsteinischen Wohnraumförderungsgesetz (§ 16 SHWoFG) fand eine 
erstmalige Einführung von Zinszahlungen in Höhe von 0,75 Prozent ab dem 
01.07.2014 statt. Bis zum Ende der Mietbindung erhöht sich der Zinssatz im Regelfall 
alle drei Jahre um weitere 0,75%-Punkte. Aufgrund dieser Zinseinführung und -
anhebung haben in den vergangenen Jahren viele Darlehensnehmer ihre Verbind-
lichkeiten vorzeitig abgelöst.  
 
HHSt. 630.091.9400 Ausbau Domstraße                   918.000 € 
 
Bereitstellung der Haushaltsmittel für die Fortsetzung der laufenden Ausbau-
maßnahme in der Domstraße 
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HHSt. 630.094.9400 Fahrradabstellanlage am Bahnhof        90.000 € 
 
Verbesserung der Infrastruktur für den ÖPNV durch Einrichtung einer abschließbaren 
Fahrradabstellanlage am Bahnhof. Die Deutsche Bahn beteiligt sich an den vorge-
nannten Investitionskosten mit voraussichtlich 60% (54.000 €, HHSt. 630.094.3610).  
 
HHSt. 630.095.9870 Unterflurcontainer (B-Plan 81)                               12.000 € 
 
Aus dem Haushaltsjahr 2020 verschobene Maßnahme für die Einrichtung von Unter-
flurcontainer im B-Plangebiet 81 (Königsberger Straße). 
 
HHSt. 630.096.9500 Ausbau Wedenberg                                                  598.000 € 
 
Teil-Ausbau der Straße Wedenberg unter Berücksichtigung der Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen nach dem KAG (HHSt. 630.096.3510, 420.000 € in 2022). 
 
HHSt. 630.097.9500 Sanierung der Dreifeldbogenbrücke                        735.000 € 
 
Zur Erhaltung des unter Denkmalschutz stehenden Brückenbauwerks Nr. 6, 
Dreifeldbogenbrücke Dermin/Röpersberg, werden insgesamt die vorstehenden 
Haushaltsmittel benötigt (2021: 133.000 €, 2022: 602.000 €). 
 
HHSt. 910.3778 Darlehen private Unternehmen              2.515.900 € 
 
Die nicht durch Fördermittel gedeckten Ausgaben müssen aufgrund der ange-
spannten Haushaltslage im Verwaltungshaushalt vollständig über Kreditaufnahmen 
finanziert werden. 
 
Auch wenn es in 2019 noch gegenwärtig schien, als sei das Tal der kommunalen 
Finanzierungsdefizite durchschritten und die Einnahmen-Ausgaben-Diskrepanz auf-
grund der im Wesentlichen auf die Gewerbesteuer zurückzuführenden 
Konjunktursensitivität der Einnahmen rückläufig, existieren kurz- und mittelfristig 
wieder strukturelle Finanzierungsprobleme. Allein durch die Vielzahl der laufenden 
Projekte lässt sich der in den vergangenen Jahren erfolgte Schuldenabbau nicht 
weiter forcieren.  
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme beläuft sich gem. Haushaltsentwurf 2021 auf 
2.515.900 €. Rechnerisch ergibt sich nach Abzug der ordentlichen Tilgungs-
leistungen eine Netto-Neuverschuldung in Höhe von rd. 1,6 Mio. €. Auch mittelfristig 
ist mit einem weiter anwachsenden Schuldenstand zu rechnen: 
 
Schuldenstand (Kernhaushalt) 
01.01.2021: 4.896.484 € 
01.01.2022: 6.539.584 € (+1.643.100 €) 
01.01.2023: 7.686.484 € (+1.146.900 €) 
01.01.2024: 8.388.984 € (+702.100 €) 
01.01.2025: 8.968.984 € (+580.400 €) 
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Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen beziffert sich nach derzeitigem 
Stand auf 10.876.200 € und untergliedert sich wie folgt: 
 

HHSt. Bezeichnung 2022 2023 

130.022.9350 Beschaffung HLF20/16 500.000 € - 

551.001.9400 Erweiterung/Umbau der Ruder-
akademie Ratzeburg* 
 

5.200.000 € 2.329.000 € 

610.006.9402 Erneuerung der Domhalbinsel 2.245.200 € - 

630.097.9500 Sanierung der Dreifeldbogenbrücke 
Dermin/Röpersberg 

602.000 € - 

 Jahressumme 8.547.200 € 2.329.000 € 

 Gesamtbetrag 10.876.200 € 

 
*Hinweis: Die im Haushaltsplan 2020 enthaltenen Verpflichtungsermächtigungen für 
die Erweiterung/Umbau der Ruderakademie wurden bislang nicht in Anspruch ge-
nommen und entfallen mit Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2021. Um nunmehr Aufträge zu Lasten späterer Haushaltsjahre vergeben 
zu können, bedarf es der erneuten Veranschlagung. 
 
Für die Umsetzung von Städtebauförderungsmaßnahmen (HHSt. 610.003.9402) sind 
zurzeit noch keine Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen. Grund hierfür ist zum 
einen der aktuelle Kontostand auf dem Treuhandkonto (rd. 8,6 Mio. €), welcher für 
etwaige Auftragsvergaben in dieser Höhe zur Verfügung stünde, zum anderen die 
zurzeit noch nicht feststehenden Größenordnungen etwaiger Auftragsvergaben für 
die umzusetzenden Einzelmaßnahmen. Eine pauschale Bindung der 
Haushaltsansätze in den Jahren 2022 bis 2024 ist nicht zulässig, sondern bedarf der 
Betrachtung einzelner Maßnahmen. Eine Anpassung könnte bei Bedarf im Rahmen 
der Aufstellung eines Nachtragshaushaltes vorgenommen werden. 
 
Aufgrund der prekären Haushaltslage fand am 10.02.2021 eine Videokonferenz mit 
der Kommunalaufsichtsbehörde des Kreises Herzogtum Lauenburg statt. Der ent-
sprechende Gesprächsvermerk ist dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt; auf 
die dort enthaltenen Erläuterungen wird an dieser Stelle verwiesen. 
 
Darüber hinaus teilte der Leiter der Kommunalaufsichtsbehörde mit E-Mail vom 
17.12.2021 mit, dass auch bei kameralen Haushalten die Vorschriften der doppisch 
buchenden Kommunen für die Genehmigungsfähigkeit von Verpflichtungs-
ermächtigungen herangezogen werden dürfen. Demnach sind Verpflichtungs-
ermächtigungen in der Regel zulässig, wenn sie im Einklang mit der dauernden Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde stehen. Die Tatbestandsvoraussetzungen zur Zulässig-
keit von Verpflichtungsermächtigungen orientieren sich dabei an den Tatbestands-
merkmalen für die Zulässigkeit für die Aufnahme von Krediten. Bei restriktiver Aus-
legung der alten Regelungen wäre es Gemeinden mit einer nicht gegebenen 
dauernden Leistungsfähigkeit nicht möglich, Investitionsmaßnahmen auf den Weg zu 
bringen, zu denen sie z. B. rechtlich verpflichtet ist (Brandschutz). 
 
Im Übrigen wird auf die textlichen Erläuterungen in der Ursprungsvorlage verwiesen. 
 
 

https://session.ratzeburg.de/bi/getfile.php?id=43382&type=do
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine, da es sich um den Beschluss des Haushaltes handelt.  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
1. Kurzpräsentation zum Haushalt 2021 
2. Entwurfshaushalt mit  
- Haushaltssatzung 
- Verwaltungshaushalt 2021 
- Veränderungsliste (nur Verwaltungshaushalt) 
- Vermögenshaushalt 2021 mit Fortschreibung bis 2024 
3. Gesprächsvermerk über die Videokonferenz mit der KAB am 10.02.2021   
4. Haushaltskonsolidierungserlass vom 23.09.2020   
 
 
 



Haushalt 2021
• Eckdaten

- Soll-Fehlbedarf im Verwaltungshaushalt von rd. 1,23 Mio. €
- hierin enthalten: Entnahme aus der allgemeinen Rücklage in Höhe von 
rd. 776 T€ (fehlt im Vermögenshaushalt zur Senkung der Kreditaufnahme)

= bereinigtes, strukturelles Defizit in Höhe von rd. 2,01 Mio. €

- Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen von rd. 2,5 Mio. €
=Netto-Neuverschuldung in Höhe von rd. 1,6 Mio.€ 

Ö  12.2Ö  12.2



Haushalt 2021
• Wesentliche Abweichungen von der Finanzplanung

- corona-bedingte Steuermindereinnahmen, insbesondere bei der
Gewerbesteuer sowie Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

- Inkrafttreten der KiTa-Reform zum 01.01.2021
- Auswirkungen Schulverbandshaushalt + 237.000 € zum Vorjahr
- Personalausgaben + 400.000 € zum Vorjahr



Wirtschaftsentwicklung in Deutschland



Haushalt 2021



Entwicklung Gewerbesteuer

RE 2011 RE 2012 RE 2013 RE 2014 RE 2015 RE 2016 RE 2017 RE 2018 RE 2019 RE 2020 Plan 2021

Nachzahlungen 1.097.281,33 413.886,28 565.800,10 333.617,68 587.867,87 -50.787,39 3.093.186,42 1.016.266,03 806.980,72 504.712,84 0,00

Vorauszahlungen 2.664.843,00 2.903.050,00 3.571.981,00 3.240.968,00 3.070.262,00 4.021.887,00 4.431.091,00 4.786.819,00 5.229.968,00 4.199.113,00 4.750.000,00
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Kreisumlage 2011 bis 2021
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RE 2011 RE 2012 RE 2013 RE 2014 RE 2015 RE 2016 RE 2017 RE 2018 RE 2019 RE 2020 Plan 2021
Veränderung -7,55% 11,01% 2,88% 10,51% 5,79% 2,24% 15,08% 5,25% 2,03% 0,08% -3,29%

Betrag 3.472.003,62 3.854.178,69 3.965.211,80 4.381.777,32 4.635.674,28 4.739.674,56 5.454.334,11 5.740.423,42 5.856.683,12 5.861.574,35 5.668.700
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Entwicklung Personalausgaben (Gr.-Ziffer 4)
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RE 2011 RE 2012 RE 2013 RE 2014 RE 2015 RE 2016 RE 2017 RE 2018 RE 2019 RE 2020 Plan 2021
Veränderung 0,01% 2,74% 5,02% 7,01% 3,57% 6,03% 3,80% 9,10% 7,68% 6,15% 6,73%

Betrag 3.621.013,94 3.720.117,26 3.906.915,22 4.180.985,10 4.330.348,49 4.591.379,21 4.765.857,42 5.199.735,62 5.599.251,94 5.943.755,84 6.343.600,00
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Kostenentwicklung UA 4640 – UA 4647

0

500.000

1.000.000

1.500.000

2.000.000

2.500.000

3.000.000

3.500.000

RE 2011 RE 2012 RE 2013 RE 2014 RE 2015 RE 2016 RE 2017 RE 2018 RE 2019 RE 2020 Plan 2021
Veränderung

zum Vorjahr in % 13,10% 9,68% 8,67% 7,85% 9,05% 10,56% -7,86% 30,97% -4,36% 54,64% 15,38%

Betrag 964.712,32 1.058.139,15 1.149.838,85 1.240.095,75 1.352.284,61 1.495.082,13 1.377.625,57 1.804.226,69 1.725.493,20 2.668.288,96 3.078.600,00
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Schuldenstand zum 01.01.

5.427.656,04 €

8.563.460,33 €

6.473.540,15 €

7.653.630,12 €

9.948.209,04 € (2013)

4.896.484,00 € (2021)

6.539.584,00 €

7.686.484,00 €

8.968.984,00 € (2025)
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Aufgrund des § 70 der Gemeindeordnung in der bis zum 31. Dezember 2020 geltenden Fassung wird nach Beschluss der Stadtvertretung
 vom __.__.___ folgende Haushaltssatzung erlassen:

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird

1. im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 35.004.300 €
in der Ausgabe auf 36.239.400 €

(Fehlbedarf: -1.235.100 €)
und

2. im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 9.193.800 €
in der Ausgabe auf 9.193.800 €

festgesetzt.

Es werden festgesetzt:

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen auf 2.515.900 €
2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 10.876.200 €
3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 6.000.000 €
4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 84,43 Stellen.

§ 1

Haushaltssatzung

der Stadt Ratzeburg für das Haushaltsjahr 2021

§ 2

Seite: 2



Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre oder
der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung in der bis zum 31. Dezember 2020 geltenden Fassung erteilen kann, 
beträgt 5.000,00 Euro. Die Genehmigung der Stadtvertretung gilt in diesen Fällen als erteilt.

Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist verpflichtet, der Stadtvertretung mindestens halbjährlich über die geleisteten über- und außer-
planmäßigen Ausgaben zu berichten.

Ratzeburg, __.__.____
Stadt Ratzeburg
Der Bürgermeister

Koech
Bürgermeister

§ 3
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V e r w a l t u n g s h a u s h a l t    2 0 2 1 
(Veränderungen gegenüber dem bisherigen Entwurf sind farblich gekennzeichnet) 
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Verwaltungshaushalt 2021 (Entwurf: 22.02.2021) 0 -1.235.100

FB Bezeichnung
Rechnungs-

ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.

UA 000 Gemeindeorgange
1 000 4000 Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit 68.812,92 71.880,20 71.900 71.900
1 000 4100 Bezüge der Beamten 89.452,12 93.292,72 96.700 98.400
1 000 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 97.329,27 99.124,09 101.400 108.600
1 000 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 36.232,31 37.798,00 63.600 64.900
1 000 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 6.733,43 6.854,45 7.100 7.500
1 000 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 19.842,91 20.953,23 20.200 23.400
1 000 5803 Kosten für besondere Verwaltungsanlässe 8.492,98 18.372,71 8.500 8.500
1 000 6012 Sachkosten "Behindertenbeauftragte" 0,00 0,00 0 0
1 000 6022 Sachkosten Seniorenbeirat 196,95 0,00 3.000 3.000

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 327.092,89 348.275,40 372.400 386.200
Saldo -327.092,89 -348.275,40 -372.400 -386.200

UA 020 Fachbereich Zentrale Dienste
1 020 1300 Verkaufserlöse 159,00 88,00 0
6 020 1400 Miete Büroräume Rathaus (Wirtsch.Betriebe) 24.677,04 22.596,48 22.600 22.600
6 020 1402 Ersätze Betriebskosten Wirtsch.Betriebe) 6.873,72 7.309,92 7.300 7.400
1 020 1500 Erstattung Fernsprech-/Postgebühren 160,22 122,87 100 100
6 020 1502 Erstattung Versicherungsschäden 998,41 426,71 100 100
1 020 1509 Erstattung VBL 186,55 276,46 0 0
1 020 1510 vermischte Einnahmen 0,00 0,00 0 0
4 020 1633 Erstattung Verw.-Kosten vom Schulverband 458.100,00 487.900,00 507.100 545.300 gem. SV-HH
1 020 1640 Arzneimittelrabatte von der VAK Schl.-H. 0,00 113,12 100 100
1 020 1651 Erstattung Verw.- und Betriebskosten Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe 188.590,24 450.653,78 356.500 356.500
3 020 1652 Erstattung Verwaltungskosten (BuT) 6.534,01 6.211,17 6.300 6.300
1 020 1656 Kostenerstattung Bezügerechnung (RZ-WB) 6.763,00 7.193,50 7.200 7.500
2 020 2710 Auflösung von Sonderposten 8.038,39 8.038,39 8.100 8.100
1 020 4100 Bezüge der Beamten 62.547,89 64.003,80 67.000 68.200
1 020 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 331.799,83 299.357,56 378.200 346.800
1 020 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 52.634,11 38.219,00 86.400 48.100
1 020 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 21.878,81 19.588,62 26.000 23.800
1 020 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 56.743,65 59.495,01 76.900 74.600
1 020 4500 Beihilfen 15.200,16 16.839,41 10.300 19.100
1 020 4600 Personal-Nebenausgaben 1.147,16 216,00 1.500 1.500
6 020 5001 kleine Bauunterhaltung Hausmeister 337,55 317,86 500 500
6 020 5006 Gebäudeunterhaltung Rathaus U. d. Linden 45.512,46 54.812,53 111.000 40.000
6 020 5011 Unterhaltung Außenanlagen 3.019,67 580,10 2.800 2.800
6 020 5022 Überwachungskosten Rathaus 4.325,57 9.192,83 10.000 10.000
1 020 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 1.156,22 4.064,04 7.400 4.000
1 020 5201 Unterhaltung EDV-Anlage 68.277,75 67.583,10 68.400 72.500
6 020 5224 Versicherungsschäden 748,41 426,71 100 100
1 020 5301 Unterhaltung u. Miete Telefonanlage 1.780,87 2.027,76 8.100 2.500

HH-Stelle
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FB Bezeichnung
Rechnungs-

ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.HH-Stelle
1 020 5302 Miete Büromaschinen 14.013,22 13.986,81 17.500 18.500
6 020 5307 Unterhaltung und Miete "Einbruch- und Brandmeldeanlage" (neu) 0,00 0,00 0 5.000
1 020 5315 Leasingkosten Dienstfahrzeuge 8.717,13 10.611,86 20.000 20.000
6 020 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 36.512,26 42.106,95 27.000 27.500
6 020 5412 Reinigungskosten 10.384,42 13.089,87 21.000 20.000
6 020 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 9.137,89 9.664,75 12.500 12.500
1 020 5435 Aktenvernichtung 321,30 625,15 1.100 900
1 020 5500 Haltung von Fahrzeugen 7.278,98 6.979,16 7.000 7.000
1 020 5725 Künstlersozialabgabe 2.628,52 108,86 100 300
1 020 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 299,34 4.359,50 1.300 1.000
1 020 5915 Umzugskosten 0,00 0,00 0 0
1 020 6400 Versicherungen 32.878,30 34.195,86 40.900 41.000
6 020 6401 Versicherung EDV-Anlage 1.034,83 856,21 1.000 1.000
1 020 6500 Geschäftsausgaben 8.608,20 9.934,39 10.000 10.000
1 020 6501 Geschäftsausgaben Druckerei 4.976,26 5.245,22 6.500 6.000
1 020 6503 Geschäftsausgaben EDV-Anlage 6.034,51 7.072,25 7.000 7.000
1 020 6504 Geschäftsausgaben EDV-Anlage (für Standortvernetzung TK-Anlage) 3.981,74 9.484,86 10.400 5.000
1 020 6506 EDV-Programmbetreuung 31.922,13 28.377,49 30.000 33.700
1 020 6510 Bücher und Zeitschriften 10.474,04 10.362,65 11.700 12.000
1 020 6520 Postgebühren (Briefporto) 23.792,24 25.646,71 35.000 30.000
1 020 6522 Fernmeldegebühren 29.829,19 30.564,74 32.200 32.200
1 020 6524 Rundfunkbeiträge 1.259,88 1.259,88 1.400 1.400
1 020 6530 Bekanntmachungskosten 29.164,39 9.850,83 28.100 15.000
1 020 6540 Reisekosten 2.430,78 2.688,20 2.500 2.500
1 020 6541 Wegstreckenentschädigung 1.737,20 2.910,40 2.000 2.000
1 020 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 7.722,03 10.622,63 16.800 7.500
6 020 6559 Prüfung Elektrogeräte 2.450,00 1.225,00 1.500 1.500
1 020 6609 Beitrag kommunale Beihilfekasse 2.130,00 2.961,60 3.900 3.900
1 020 6610 Mitgliedsbeiträge 16.531,46 14.287,26 18.000 15.000
1 020 6611 Vermischte Ausgaben 200,00 100,00 300 300
1 020 6720 Erstattung Personalkosten Datenschutzbeauftragte/r Kreis 7.307,35 8.173,16 7.600 7.600
1 020 6725 Kostenerstattung Bezügeberechnung 22.864,90 23.967,30 25.000 27.100
2 020 6800 Abschreibungen 73.562,05 73.562,04 73.600 73.600

Einnahmen 701.080,58 990.930,40 915.400 954.000
Ausgaben 1.077.294,65 1.051.605,92 1.327.500 1.162.500
Saldo -376.214,07 -60.675,52 -412.100 -208.500

UA 022 Personalamt (Pensionäre u.a./Alters-TZ)
1 022 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 0
1 022 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 126.528,30 118.563,00 399.600 403.700
1 022 4301 Versorgungsanteile für Pensionäre (Dienstherrenanteil) 69.210,37 94.771,82 1.400 0
1 022 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 0
1 022 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 0
1 022 4500 Beihilfen 88.968,41 111.363,55 36.600 72.100

Einnahmen 0 0,00 0 0
Ausgaben 284.707,08 324.698,37 437.600 475.800
Saldo -284.707,08 -324.698,37 -437.600 -475.800
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FB Bezeichnung
Rechnungs-

ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.HH-Stelle
1 UA 025 Gleichstellungsbeauftragte
1 025 4000 Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit 4.260,00 4.260,00 4.300 4.600
1 025 5620 Fortbildung des Personals 332,79 317,39 500 1.000
1 025 6020 Sachkosten, Veranstaltungen 1.082,69 528,76 1.500 1.500

Einnahmen 0 0,00 0 0
Ausgaben 5.675,48 5.106,15 6.300 7.100
Saldo -5.675,48 -5.106,15 -6.300 -7.100

UA 030 Fachbereich Finanzen
2 030 2050 Habenzinsen aus Girokonten 0,00 6,42 0 0
2 030 2612 Mahngebühren PK (kassenintern) 29.484,90 38.173,24 35.000 35.000
2 030 2613 Mahngebühren (Sachkonto) 8.920,22 10.191,23 10.000 10.000
1 030 4100 Bezüge der Beamten 0,00 0,00 0 0
1 030 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 220.916,01 227.847,47 239.700 312.400
1 030 4300 Beiträge zu Versorgungskassen für Beamte 0,00 0,00 0 0
1 030 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 15.177,70 15.637,99 16.700 21.500
1 030 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 44.100,79 46.501,47 48.800 67.200
2 030 6551 Kosten f.  Beratungsleistungen (Vermögenserfassung u. -bewertung) 0,00 0,00 13.800 15.000
2 030 6552 Sachverständigen u. ä. Kosten (hier: § 2b UStG-Beratung) 0,00 0,00 0 30.000
2 030 6580 Kontogebühren 9.346,08 9.437,53 10.000 10.000
2 030 6581 Verwahrentgelte (Negativzinsen auf Guthaben) 9.944,21 4.618,85 1.500 4.000

Einnahmen 38.405,12 48.370,89 45.000 45.000
Ausgaben 299.484,79 304.043,31 330.500 460.100
Saldo -261.079,67 -255.672,42 -285.500 -415.100

UA 034 Steuerverwaltung
2 034 1650 Erstattung Verwaltungskosten 50,00 75,00 100 100
1 034 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 43.611,55 44.807,86 45.300 65.300
1 034 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 3.009,18 3.085,73 3.200 4.700
1 034 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 8.778,10 9.315,87 9.200 14.100
2 034 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 40,00 100 200

Einnahmen 50,00 75,00 100 100
Ausgaben 55.398,83 57.249,46 57.800 84.300
Saldo -55.348,83 -57.174,46 -57.700 -84.200

UA 035 Liegenschaftsverwaltung
6 035 1000 Verwaltungsgebühren 800,00 850,00 600 600
1 035 1628 Erstattung Personalkosten vom Bund (Jobcenter) 0,00 0,00 0 18.400 -6.000 €
1 035 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 185.037,93 191.861,36 220.700 258.200 -8.400 €
1 035 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 13.555,77 13.209,51 15.500 18.300 -500 €
1 035 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 36.406,54 39.458,56 45.100 55.600 -1.800 €
6 035 6530 Bekanntmachungskosten 266,56 0,00 300 300

Einnahmen 800,00 850,00 600 19.000
Ausgaben 235.266,80 244.529,43 281.600 332.400
Saldo -234.466,80 -243.679,43 -281.000 -313.400
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UA 050 Standesamt, Statistik, Wahlen
3 050 1000 Verwaltungsgebühren 42.624,50 46.959,50 40.000 40.000
3 050 1300 Verkaufserlöse (Stammbücher) 1.398,00 1.167,00 1.000 1.000
3 050 1510 Vermischte Einnahmen 130,00 150,00 100 100
3 050 1610 Erstattung Wahlkosten 3.487,92 12.182,25 0 12.000
1 050 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 129.289,27 205.613,88 188.100 232.000
1 050 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 8.845,77 14.104,59 13.100 16.200
1 050 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 26.214,69 42.718,38 38.300 49.900
3 050 5719 Beschaffung Familienstammbücher 1.257,36 956,29 1.100 1.100
3 050 5720 Ausschmückung der Trauzimmer (Blumen u.a.) 100,00 241,49 400 200
3 050 6504 Geschäftsausgaben für Wahlen 12.675,29 31.822,58 0 13.000

Einnahmen 47.640,42 60.458,75 41.100 53.100
Ausgaben 178.382,38 295.457,21 241.000 312.400
Saldo -130.741,96 -234.998,46 -199.900 -259.300

UA 080 Einrichtungen für Verwaltungsangehörige
1 080 1118 Benutzungsentgelte Behördenparkplatz 4.634,00 4.921,00 4.500 5.000
1 080 1657 Kosterstattung arbeitsmediz. Betreuung 1.848,84 10.596,51 13.200 13.000
1 080 1658 Erstattung sicherh.-techn. Betreuung 1.639,79 1.700,24 2.600 2.600
6 080 5000 Gebäudeunterhaltung -1.487,10 5.848,00 13.200 3.000
6 080 5134 Unterhaltung/Wartung Schrankenanlage Behördenparkplatz 0,00 1.474,53 1.000 1.000
6 080 5316 Mietkosten Verwaltungsräume (Am Markt 6) 15.616,15 15.632,40 16.000 17.500
6 080 5317 Betriebskosten Verwaltungsräume (Am Markt 6) 4.886,43 4.249,15 7.000 7.000
6 080 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 3.330,88 1.579,36 2.000 2.000
6 080 5412 Reinigungskosten 11.974,24 12.598,60 20.000 21.000
6 080 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 77,36 98,40 100 200
1 080 5620 Fortbildung des Personals 30.879,06 34.019,43 30.000 45.500
1 080 5623 Ausbildung des Personals 3.633,47 6.628,65 4.200 6.600
1 080 5625 EDV-Fortbildung 4.000,00 4.135,77 5.500 5.500
1 080 5630 Betriebliches Gesundheitsmanagement / Corona-Schutzausrüstung usw. 2.388,10 3.121,69 30.000 6.000
1 080 6555 Arbeitsmedizinische Betreuung 10.798,49 13.990,94 20.000 20.000
1 080 6556 Sicherheitstechnische Betreuung 3.367,15 3.367,15 4.000 4.000

Einnahmen 8.122,63 17.217,75 20.300 20.600
Ausgaben 89.464,23 106.744,07 153.000 139.300
Saldo -81.341,60 -89.526,32 -132.700 -118.700

UA 081 Personalrat
1 081 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 62.257,46 60.258,44 27.400 27.800
1 081 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 4.308,20 4.163,28 2.100 2.100
1 081 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 11.878,41 11.895,88 5.600 6.000

PR 081 5620 Fortbildung des Personals 4.584,11 6.394,27 5.000 7.500
PR 081 6500 Geschäftsausgaben 141,50 1.117,62 500 500
PR 081 6540 Reisekosten 690,95 1.459,20 1.200 1.200
PR 081 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 492,54 0,00 100 100
PR 081 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 130,00 260,00 200 200

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 84.483,17 85.548,69 42.100 45.400
Saldo -84.483,17 -85.548,69 -42.100 -45.400
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UA 082 Gesamtpersonalrat (neu)
082 5620 Fortbildung Personalrat 0,00 0,00 5.000 7.500
082 6500 Geschäftsausgaben 0,00 0,00 300 300
082 6540 Reisekosten 0,00 0,00 800 800
082 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 0,00 100 100
082 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 0,00 0,00 200 200

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 0,00 0,00 6.400 8.900
Saldo 0,00 0,00 -6.400 -8.900

UA 110 öffentliche Ordnung
3 110 1000 Verwaltungsgebühren EMA 89.574,50 99.625,08 56.000 70.000
1 110 1001 Schiedsmannsgebühren 80,00 20,00 0 0
3 110 1002 Verwaltungsgebühren verkehrsrechtl. Anordnungen/Ausn.-Genehmigungen 4.560,00 17.950,80 22.500 22.000
3 110 1003 Verwaltungsgebühren Sondernutzung 4.264,00 5.260,00 5.500 5.000
3 110 1004 Verwaltungsgebühren Gewerbe 6.032,00 5.017,33 6.000 6.000
3 110 1005 Verwaltungsgebühren Fischereiangelegenheiten 4.412,00 5.622,50 5.500 5.500
3 110 1006 Sonstige Verwaltungsgebühren 25,00 -120,00 100 100
3 110 1301 Erlöse aus Fundsachen 10,00 0,00 100 100
3 110 1400 Nutzungsentgelte Wertstoffsammelbehälter (Container-Standorte) 720,00 720,00 700 700
3 110 1510 Einnahmen Bewohnerparkausweise 5.476,00 5.252,00 5.500 5.500
3 110 2600 Buß- und Zwangsgelder 1.131,35 688,94 1.000 1.000
3 110 2601 Bußgelder Verkehrsordnungswidrigkeiten 167.803,04 168.369,76 155.000 165.000
3 110 2602 Verwarnungs- und Bußgelder (WoGG) 10,00 10,00 100 100
1 110 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 214.902,76 241.551,38 275.400 292.600
1 110 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 14.770,88 16.399,77 19.300 20.300
1 110 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 43.971,27 50.964,02 56.900 63.600
6 110 5000 Gebäudeunterhaltung Hundezwingeranlage 1.028,70 1.477,03 1.000 1.000
3 110 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 0,00 0,00 300 300
3 110 5202 Unterhaltung Rettungsgeräte 0,00 0,00 100 100
3 110 5600 Dienst- und Schutzkleidung 518,21 1.040,37 2.500 2.500
3 110 5601 Unterhaltung der Geschwindigkeitsanzeigen (neue HH-Stelle) 0,00 0,00 1.000 2.000
3 110 5705 Rattenbekämpfung 0,00 987,23 5.000 5.000
3 110 5708 Kosten für Tiere, Tierschutz (neue HHSt./Trennung von 110.7002) 0,00 175,50 2.000 2.000
3 110 5723 Immissionsuntersuchung 0,00 0,00 200 200
3 110 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 3.057,58 1.397,32 2.500 2.500
1 110 6010 Sachausgaben Schiedsmann/Schiedsfrau 0,00 62,78 100 100
3 110 6507 Kosten für Reisepässe und Pers.-Ausweise 58.602,04 60.010,06 59.000 60.000
3 110 6509 Verwaltungskosten OWiG 1.600,97 2.437,48 3.000 3.000
3 110 6520 Postgebühren (Briefporto) ruhender Verkehr 13.312,57 9.076,15 15.000 15.000
3 110 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 345,50 1.234,51 2.000 1.000
3 110 6611 Vermischte Ausgaben 0,00 0,00 300 300
3 110 6700 Erstattung Gebühren, Verwaltungskosten 4.795,60 5.354,52 4.800 4.800
3 110 6710 Erstattung Gebühren, Verwaltungskosten Fischereiangelegenheiten 3.755,60 3.706,40 4.000 4.000
2 110 6800 Abschreibungen 216,76 216,76 300 300
3 110 7002 Zuschuss Tierauffangstelle (siehe HHSt. 110.5708) 32.500,00 32.500,00 32.500 32.500

Einnahmen 284.097,89 308.416,41 258.000 281.000
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Ausgaben 393.378,44 428.591,28 487.200 513.100
Saldo -109.280,55 -120.174,87 -229.200 -232.100

UA 130 Brandschutz
3 130 1620 Erstattungen Feuerwehreinsätze 9.924,04 7.860,50 15.000 10.000
3 130 1621 Erstattungen Löschhilfe 1.933,12 5.040,00 5.000 5.000
3 130 1760 Spenden 0,00 400,00 0 0
2 130 2710 Auflösung von Sonderposten 11.870,91 16.572,83 45.800 45.800
1 130 4000 Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit 6.426,00 6.426,00 17.000 17.000
3 130 4102 Dienstjubiläen FF-Mitglieder 925,36 280,00 800 800
1 130 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 59.504,98 77.150,29 79.300 108.800 -8.400 €
1 130 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 4.002,04 5.317,50 5.600 7.800 -500 €
1 130 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 12.235,04 16.321,49 16.200 23.400 -1.800 €
6 130 5002 Gebäudeunterhaltung Feuerwache 76.762,46 49.815,56 73.000 70.000
3 130 5107 Unterhaltung/Wartung Reinigungsmaschinen 0,00 323,23 1.000 1.000
3 130 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 19,74 1.861,90 4.000 4.000
3 130 5201 Unterhaltung EDV-Anlage (Funkbude) 0,00 0,00 1.000 1.500
3 130 5203 Unterh. und  Ergänz. d. Geräte/Ausrüstung 23.914,11 28.426,47 30.000 30.000
6 130 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 18.968,79 20.685,00 25.000 25.000
6 130 5412 Reinigungskosten 9.190,12 14.229,64 21.000 21.500
6 130 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 6.956,00 6.946,76 8.000 7.500
3 130 5500 Haltung von Fahrzeugen 63.788,55 58.358,24 60.000 60.000
3 130 5501 Serviceleistung Digitalfunk 0,00 0,00 2.900 2.900
3 130 5600 Dienst- und Schutzkleidung Gerätewart 530,34 405,49 400 400
3 130 5621 Aus- und Fortbildung 9.568,94 12.363,49 7.500 15.000
3 130 5622 Aus- und Fortbildung Jugendwehr 179,21 150,00 400 400
3 130 5707 Löschmittel und Ölbinder 1.295,91 0,00 1.300 1.300
3 130 5708 Kosten für Untersuchungen 1.645,44 3.978,72 4.500 4.500
3 130 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 3.317,72 3.653,82 4.500 4.500
3 130 6400 Versicherungen 30.823,49 32.453,70 34.900 35.000
3 130 6522 Fernmeldegebühren 1.718,32 2.205,46 2.200 2.200
3 130 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 5.364,52 0 0
3 130 6605 Ausgaben aus zweckgebundenen Spendenaufkommen 0,00 400,00 0 0
3 130 6611 Vermischte Ausgaben 105,72 69,69 100 100
3 130 6753 Erstatt. von Personalausgaben (Verdienstausfall) 1.046,71 816,99 1.000 1.000
2 130 6800 Abschreibungen 182.942,47 235.467,49 268.700 268.700
3 130 7003 Zuschuss Kameradschaftskasse 1.000,00 1.000,00 1.000 1.000
3 130 7132 Umlagen Kreisfeuerwehrverband 5.125,22 5.035,17 5.200 5.200

Einnahmen 23.728,07 29.873,33 65.800 60.800
Ausgaben 521.992,68 589.506,62 676.500 720.500
Saldo -498.264,61 -559.633,29 -610.700 -659.700

UA 140 Katastrophenschutz
6 140 5103 Unterhaltung Notversorgungsbrunnen 2.759,20 1.533,59 800 1.200

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 2.759,20 1.533,59 800 1.200
Saldo -2.759,20 -1.533,59 -800 -1.200
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UA 200 Allgemeine Schulverwaltung
1 200 4100 Bezüge der Beamten 63.018,36 65.012,80 67.800 70.100
1 200 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 141.056,69 144.013,47 145.800 148.800
1 200 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 29.309,92 30.574,00 46.800 48.100
1 200 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 9.735,54 9.920,25 10.200 10.300
1 200 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 27.730,79 28.975,99 29.700 32.000
4 200 7130 Schulverbandsumlage, Schullast 1.817.209,80 1.991.703,00 2.254.000 2.461.800 gem. SV-HH
4 200 7131 Schulverbandsumlage, Schulbaulast 792.729,25 781.961,70 769.700 798.900 gem. SV-HH

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 2.880.790,35 3.052.161,21 3.324.000 3.570.000
Saldo -2.880.790,35 -3.052.161,21 -3.324.000 -3.570.000

UA 211 Grundschulen (zwei Schulen)
4 211 7134 Schulkostenbeiträge 52.842,99 38.776,89 60.000 55.200

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 52.842,99 38.776,89 60.000 55.200
Saldo -52.842,99 -38.776,89 -60.000 -55.200

UA 230 Lauenburgische Gelehrtenschule
4 230 1510 Teilnehmerbeiträge 0,00 355,00 100 100
4 230 1610 Erstattung Kosten Corona-Schutzausrüstung (neue HHSt.) 0,00 0,00 0 0
4 230 1627 Erstattung Schulkostenbeiträge 825.194,49 850.608,96 1.020.000 1.035.000
4 230 1630 Erstattung vom Schulverband (Schulsozialarbeit) 0,00 0,00 0 0
4 230 1650 Erstattung Verwaltungskosten 317,90 355,00 100 100
4 230 1674 Erstattung Wartungskosten Küchenausstattung 5.248,30 6.618,11 5.500 6.500
4 230 1710 Zuweisung Land (Schulsozialarbeit, FAG-Mittel) 28.807,86 28.422,36 27.000 28.600
4 230 1721 Erstattung Kreis (für ÖPP LG) 1.000.000,00 1.000.000,00 1.000.000 1.000.000
4 230 1724 Zuweisung des Kreises (Verpflegungskosten) 210,00 0,00 500 500
4 230 1725 Zuweisung Kreis für Projekte 0,00 800,71 100 100
4 230 1760 Spenden 0,00 0,00 100 100
2 230 2710 Auflösung von Sonderposten 13.565,65 14.565,67 14.600 14.600
1 230 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 96.714,06 121.929,27 157.100 146.500
1 230 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 8.585,50 8.897,36 10.900 10.100
1 230 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 19.342,78 26.551,02 32.000 31.500
4 230 5023 Unterhaltung/Wartung Küchenausstattung 12.314,87 11.200,87 13.000 13.000
4 230 5024 Unterhaltung/Wartung Klimaanlage Serverraum 429,20 431,63 500 600
4 230 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 3.157,87 9.312,16 5.000 5.000
4 230 5201 Unterhaltung EDV-Anlage 19.748,66 36.056,30 36.200 36.200
4 230 5301 Unterhaltung u. Miete Telefonanlage 3.000,08 3.000,00 8.400 4.700
4 230 5302 Miete Büromaschinen 14.305,68 14.770,68 14.800 14.600
4 230 5370 Kosten für ÖPP-Raten 1.432.693,20 1.432.693,20 1.432.700 1.432.700
4 230 5400 Bewirtschaftungskosten (Energie, Reinigung, Wasser/Abw.) 978.250,61 995.771,63 1.044.400 1.078.000
4 230 5430 Bewachungskosten Schulgebäude 8.942,04 9.280,00 9.400 9.600
4 230 5620 Fortbildung des Personals 0,00 79,80 500 500
4 230 5621 Fortbildung des Personals (Schulsozialarbeit) 124,95 538,56 1.500 1.500
4 230 5711 Schulbücherei/Zeitschriften 2.380,32 3.498,66 4.000 2.600
4 230 5714 Benutzung Hallenbad 22.310,00 19.710,00 22.000 22.000
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4 230 5715 Corona-Schutzausrüstung (neue HH-Stelle) 0,00 0,00 28.000 42.500
4 230 5724 Benutzung Ruderakademie 1.790,00 1.790,00 1.800 1.800
4 230 5760 Lernmittel 31.814,78 37.193,90 34.000 34.000
4 230 5803 Kosten für besondere Verwaltungsanlässe 478,03 442,58 500 500
4 230 5820 Lehrmittel 29.651,74 34.433,60 31.000 31.000
4 230 5901 Schulwanderungen, Veranstaltungen 1.718,15 2.477,74 3.300 3.300
4 230 5912 Sonstige Betriebsausgaben 245,35 199,07 600 600
4 230 6014 Sachkosten Austauschschüler/innen 217,60 80,85 500 500
4 230 6024 Verpflegungskosten Mittagessen 210,00 0,00 500 500
4 230 6027 Sachkosten "Schulsozialarbeit" 448,38 501,31 800 800
4 230 6028 Sachkosten "Schulsozialarbeit" (Projekte) 0,00 800,71 100 100
1 230 6400 Versicherungen 50.007,35 48.676,04 50.500 50.500
4 230 6500 Geschäftsausgaben 5.452,81 8.818,08 10.000 10.000
4 230 6503 Geschäftsausgaben EDV-Anlage 6.442,36 6.990,17 9.000 9.000
4 230 6520 Post- und Fernmeldegebühren 6.063,29 5.709,32 7.800 7.800
4 230 6542 Reisekosten Schulsozialarbeit 0,00 0,00 300 300
4 230 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 0,00 400 400
4 230 6558 Drogen-/Suchtprävention 5.310,00 4.070,00 6.000 6.000
4 230 6559 Prüfung Elektrogeräte 12.177,98 11.126,98 12.500 12.500
4 230 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 354,43 379,62 500 500
4 230 6611 Vermischte Ausgaben 394,96 268,85 500 500
2 230 6800 Abschreibungen 431.527,40 434.497,12 429.900 429.900
4 230 7134 Schulkostenbeiträge 45.713,36 68.090,52 66.500 66.500

Einnahmen 1.873.344,20 1.901.725,81 2.068.000 2.085.600
Ausgaben 3.252.317,79 3.360.267,60 3.487.400 3.518.600
Saldo -1.378.973,59 -1.458.541,79 -1.419.400 -1.433.000

UA 231 Sportplatz Lauenburgische Gelehrtenschule
6 231 1400 Mieten, Pachten 5.220,00 5.220,00 5.300 5.300
6 231 1402 Ersätze Betriebskosten 1.832,08 1.899,15 2.000 2.000
4 231 1631 Kostenanteil Schulverband Sportplatznutzung 5.325,75 4.856,11 5.600 5.500
4 231 1676 Kostenanteil Dritter Sportplatznutzung 0,00 0,00 0 0
4 231 5000 Gebäudeunterhaltung 19.151,99 16.970,31 10.000 10.000
6 231 5104 Unterhaltung Außenanlagen Sportpl. Fuchswald 19.905,66 12.392,33 20.000 20.000
6 231 5203 Unterh. und Ergänz. d. Geräte/Ausrüstung 0,00 0,00 100 100
6 231 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung (Dusch-/Umkleidegeb. Sportpl.) 11.358,85 6.196,31 10.000 10.000
6 231 5412 Reinigungskosten (Dusch-/Umkleidegeb. Sportpl.) 2.391,68 3.367,37 4.500 4.500
6 231 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 14.516,50 13.905,65 13.400 13.400
4 231 5430 Bewachungskosten 4.494,48 4.640,67 4.900 4.900
6 231 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 55.600,00 58.224,48 54.300 65.500 -3.700 €
2 231 6800 Abschreibungen 1.892,14 1.892,14 1.900 1.900

Einnahmen 12.377,83 11.975,26 12.900 12.800
Ausgaben 129.311,30 117.589,26 119.100 130.300
Saldo -116.933,47 -105.614,00 -106.200 -117.500
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UA 270 Sonder-/Förderschulen des allgemein bildenden Bereichs
4 270 7134 Schulkostenbeiträge -2.133,51 9.705,92 11.000 12.000

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben -2.133,51 9.705,92 11.000 12.000
Saldo 2.133,51 -9.705,92 -11.000 -12.000

UA 2812 Gemeinschaftsschule
4 2812 7134 Schulkostenbeiträge 62.398,61 65.963,60 75.500 77.000

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 62.398,61 65.963,60 75.500 77.000
Saldo -62.398,61 -65.963,60 -75.500 -77.000

UA 290 Schülerbeförderung
4 290 1130 Eigenanteil Schülerbeförderung 11.288,78 10.312,21 100 0
4 290 1720 Zuweisung Kreis 52.200,00 109.130,00 3.200 1.800
4 290 6390 Schülerbeförderung 96.478,40 126.821,42 4.800 5.500
4 290 6391 Schülerbeförderung (nicht förd.fähig) 13.327,13 12.559,13 14.100 15.500
4 290 6392 Kostenbeteiligung (ehemals ZAB) 5.601,18 5.249,30 5.000 4.800
4 290 6393 Schülerbeförderung (Steinfeld-Schule Mölln) 0,00 0,00 41.600 46.800
4 290 6394 Schülerbeförderung (Kosten für ÖPNV) 74.121,37 75.966,62 77.700 84.100

Einnahmen 63.488,78 119.442,21 3.300 1.800
Ausgaben 189.528,08 220.596,47 143.200 156.700
Saldo -126.039,30 -101.154,26 -139.900 -154.900

UA 295 Sonstige schulische Aufgaben
4 295 7125 Schulkostenbeiträge (auswärt. sonst. Schulen) 19.985,00 22.373,00 41.900 24.200

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 19.985,00 22.373,00 41.900 24.200
Saldo -19.985,00 -22.373,00 -41.900 -24.200

UA 300 Kultur- und Bildungszentrum Ernst-Barlach-Schule
6 300 1400 Mieten, Pachten 2.400,00 2.400,00 2.400 2.400
6 300 1502 Erstattung Versicherungsschäden 0,00 224,32 0 100
6 300 1630 Erstattung vom Schulverband (Investitionskostenanteil) 16.250,00 14.250,00 17.000 17.700
6 300 1631 Erstattung vom Schulverband (Bewirtschaftungs- und Betriebskosten) 5.000,00 5.000,00 5.000 5.000
2 300 2710 Auflösung von Sonderposten 22.315,22 22.315,25 22.400 22.400
6 300 5000 Gebäudeunterhaltung 21.414,69 44.285,12 56.200 20.000
6 300 5001 kleine Bauunterhaltung Hausmeister 75,90 316,23 500 500
6 300 5011 Unterhaltung Außenanlagen 1.508,03 3.267,43 3.000 3.000
6 300 5022 Unterhaltung/Wartung Einbruchmeldeanlage 4.098,60 4.989,33 5.000 5.000
6 300 5224 Versicherungsschäden 0,00 224,32 0 100
6 300 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 17.153,75 14.518,10 19.700 19.700
6 300 5412 Reinigungskosten 26.283,69 25.508,70 31.000 31.000
6 300 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 8.794,63 7.772,36 13.000 13.000
2 300 6800 Abschreibungen 49.593,60 51.653,20 51.700 51.700

Einnahmen 45.965,22 44.189,57 46.800 47.600
Ausgaben 128.922,89 152.534,79 180.100 144.000
Saldo -82.957,67 -108.345,22 -133.300 -96.400
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UA 3210 Ernst-Barlach-Museum     
6 3210 5000 Gebäudeunterhaltung 27,25 12.450,53 14.900 3.500
6 3210 5011 Unterhaltung Außenanlagen 62,77 999,60 1.200 3.000
6 3210 5022 Unterhaltung und Wartung Einbruch- und Brandmeldeanlage 0,00 0,00 0 600
6 3210 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 491,88 498,18 1.000 1.000
4 3210 7030 Zuschuss an die Ernst Barlach Gesellschaft Hamburg 0,00 0,00 0 10.000 +10.000 €

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 581,90 31.048,31 17.100 18.100
Saldo -581,90 -31.048,31 -17.100 -18.100

UA 3211 Stadtarchiv    
1 3211 1000 Verwaltungsgebühren 81,00 26,00 100 100
6 3211 5000 Gebäudeunterhaltung (Gr. Kreuzstraße) 0,00 0,00 6.100 500
6 3210 5022 Unterhaltung und Wartung Einbruch- und Brandmeldeanlage 0,00 0,00 0 600
1 3211 5205 Unterhaltung Stadtarchiv 751,95 356,00 2.000 2.000
6 3211 5316 Mietkosten (Gr. Kreuzstraße) 0,00 2.900,00 17.400 18.000
6 3211 5412 Reinigungskosten Stadtarchiv 1.121,46 1.054,72 1.300 500
6 3211 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 0,00 0,00 0 600
1 3211 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 0,00 0,00 200 400

3211 5915 Umzugskosten 0,00 2.187,83 5.000 0
1 3211 6303 Kosten für Veranstaltungen 0,00 0,00 200 200
1 3211 6701 Erstattung Personalkosten 23.699,45 26.747,20 27.500 27.500

Einnahmen 81,00 26,00 100 100
Ausgaben 25.572,86 33.245,75 59.700 50.300
Saldo -25.491,86 -33.219,75 -59.600 -50.200

UA 331 Theater, Konzerte, Musikpflege   
4 331 1117 Benutzungsentgelte Bühnenteile 130,00 100,00 100 100
4 331 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 0,00 0,00 500 500
6 331 6410 Versicherung Kabinettorgel 55,01 55,01 100 100

Einnahmen 130,00 100,00 100 100
Ausgaben 55,01 55,01 600 600
Saldo 74,99 44,99 -500 -500

UA 350 Volkshochschule
4 350 1103 Teilnehmerentgelte 58.598,45 60.314,35 60.000 50.000
4 350 1104 Gebühren Einzelveranstaltungen 0,00 0,00 500 500
4 350 1600 Erstattung für Deutschkurse (Bund) Zuweisung Grundbildung (Bund) 1.500,00 0,00 0 2.000
4 350 1710 Zuweisung Land 4.540,00 5.764,00 4.600 4.000
4 350 1715 Zuweisung für Projekte "Politische Bildung" 4.281,77 1.086,23 500 500
4 350 1720 Zuweisung Kreis 3.268,88 3.421,44 1.300 4.000
4 350 1760 Spenden 0,00 200,00 0 0
4 350 1761 Spenden "Sprachkurse und Integrationsarbeit" 1.946,89 1.622,87 0 0
4 350 1781 Zuweisung Landesverband Sprachkurse 7.006,24 10.069,86 0 0
1 350 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 16.109,10 13.851,75 10.800 16.700
4 350 4161 Honorare 42.162,30 44.393,00 50.000 45.000
1 350 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 327,39 184,64 0 0
1 350 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 2.868,60 2.240,85 3.100 4.700
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4 350 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 1.055,50 191,07 1.000 1.000
1 350 5201 Unterhaltung EDV-Anlage 944,88 839,84 1.000 1.000
4 350 5620 Fortbildung des Personals 416,70 137,00 500 500
4 350 5725 Künstlersozialabgabe 348,53 199,42 300 300
4 350 5803 Kosten für besondere Verwaltungsanlässe 0,00 850,99 300 300
4 350 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 0,00 0,00 100 100
4 350 6001 Werbung 6.462,76 3.985,59 7.000 7.000
4 350 6013 Sachkosten "Projekte: Politische Bildung" 4.281,77 1.113,69 500 500
4 350 6014 Sachkosten "Sprachkurse" 7.006,24 10.069,86 0 0
4 350 6015 Sachkosten für Deutschkurse (Bund) Sachkosten Grundbildung (Bund) 1.500,00 0,00 0 2.000
4 350 6304 Einzelveranstaltungen 0,00 320,00 500 500
1 350 6400 Versicherungen 338,80 290,40 300 300
4 350 6500 Geschäftsausgaben 124,45 163,23 200 200
1 350 6503 Geschäftsausgaben EDV-Anlage 365,30 228,89 400 400
4 350 6520 Post- und Fernmeldegebühren 111,88 146,46 200 200
4 350 6521 Gebühren Internetanschluss 142,68 142,68 200 200
4 350 6541 Wegstreckenentschädigung 3.244,80 2.946,20 3.500 3.500
4 350 6606 Ausgaben aus zweckgeb. Spenden (Sprachkurse und Integrationsarbeit) 1.946,89 1.622,87 0 0
4 350 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 1.154,04 1.463,80 1.000 1.000
4 350 6611 Vermischte Ausgaben 69,02 67,12 100 200

Einnahmen 81.142,23 82.478,75 66.900 61.000
Ausgaben 90.981,63 85.449,35 81.000 85.600
Saldo -9.839,40 -2.970,60 -14.100 -24.600

UA 352 Stadtbücherei
1 352 1101 Eintrittsgelder Veranstaltungen 235,00 383,00 200 200
1 352 1105 Mahngebühren für Bücher 3.235,50 2.897,50 3.000 1.500
1 352 1111 Benutzungsgebühren 13.961,00 14.123,10 14.000 12.000
1 352 1300 Verkaufserlöse 1.928,60 1.589,50 4.200 1.000
1 352 1720 Zuweisung Kreis 24.472,90 24.859,82 24.300 24.900
1 352 1760 Spenden 106,38 0,00 0 0
1 352 1771 Zuschuss Büchereizentrale 24.479,80 25.731,39 26.100 26.800
1 352 1772 Zuschuss Büchereizentrale (Kinder- u. Jugendbuchwoche) 0,00 0,00 0 0
2 352 2710 Auflösung von Sonderposten 6.574,34 6.574,34 6.600 6.600
1 352 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 130.120,63 137.900,98 142.900 145.800
1 352 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 8.866,11 9.381,20 10.100 10.300
1 352 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 26.705,99 28.962,14 29.100 31.400
6 352 5000 Gebäudeunterhaltung 15.230,88 23.080,86 20.600 20.000
6 352 5022 Unterhaltung/Wartung Einbruchmeldeanlage 999,60 471,24 2.000 2.000
1 352 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 1.874,25 2.291,72 0 1.000
1 352 5206 Unterhaltung u. Ergänzung Medien 778,38 825,26 1.000 1.200
6 352 5302 Unterhaltung und Miete Brandmeldeanlage 3.843,30 5.122,94 5.000 5.000
1 352 5303 Miete Büromaschinen u. a. 0,00 0,00 3.700 1.200
1 352 5308 Betriebskosten "Onleihe und digitale Bildungsangebote " 1.749,30 1.813,56 1.900 3.000
6 352 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 5.667,46 7.020,53 8.700 9.000
6 352 5412 Reinigungskosten 5.106,01 6.169,73 8.500 8.500
6 352 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 1.770,60 1.815,13 2.300 2.500
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1 352 6009 Literatur-Lesungen 1.443,50 1.566,76 3.000 2.000
1 352 6500 Geschäftsausgaben 2.004,42 1.991,79 2.600 2.200
1 352 6524 Rundfunkbeiträge 69,96 77,96 100 100
1 352 6605 Ausgaben aus zwweckgeb. Spendenaufkommen 56,38 0,00 0 0
1 352 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 75,00 75,00 100 100
1 352 6800 kalkulatorische Abschreibung 28.332,81 28.332,81 28.400 28.400
1 352 6850 Verzinsung des Anlagekapitals 8.952,35 8.220,78 8.300 8.300

Einnahmen 74.993,52 76.158,65 78.400 73.000
Ausgaben 243.646,93 265.120,39 278.300 282.000
Saldo -168.653,41 -188.961,74 -199.900 -209.000

UA 360 Heimatpflege
6 360 5125 Unterhaltung Schiffsanleger  848,78 1.077,25 1.000 1.000
6 360 6724 Baumpflege- und -/schutzmaßnahmen 777,73 5.038,52 5.000 5.000
6 360 7000 Zuschuss Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 0,00 0,00 0 0

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 1.626,51 6.115,77 6.000 6.000
Saldo -1.626,51 -6.115,77 -6.000 -6.000

UA 400 Allgemeine Sozialverwaltung
1 400 1628 Erstattungen Personalkosten (Alg II/Hartz IV) 213.549,39 219.463,37 217.000 0 -240.000 €
1 400 4100 Bezüge der Beamten 0,00 0,00 0 0
1 400 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 386.357,34 404.609,18 413.200 251.100 -184.400 €
1 400 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 0,00 0,00 0 0
1 400 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 26.201,43 27.318,55 28.600 17.400 -12.600 €
1 400 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 77.791,64 83.350,09 84.100 54.000 -39.700 €

Einnahmen 213.549,39 219.463,37 217.000 0
Ausgaben 490.350,41 515.277,82 525.900 322.500
Saldo -276.801,02 -295.814,45 -308.900 -322.500

UA 435 Soziale Einrichtungen für Obdachlose
6 435 1100 Raumnutzungsentgelte 3.469,97 10.242,71 12.000 8.000
6 435 5000 Gebäudeunterhaltung 0,00 0,00 0 0
6 435 5706 Obdachlosenunterbringung 5.298,97 11.094,74 12.000 8.000
3 435 5707 Ordnungsrechtliche Bestattungen 4.790,74 7.292,63 12.000 18.000

Einnahmen 3.469,97 10.242,71 12.000 8.000
Ausgaben 10.089,71 18.387,37 24.000 26.000
Saldo -6.619,74 -8.144,66 -12.000 -18.000

UA 4361 Unterbringung von Asylbewerbern
3 4361 1400 Mieten, Pachten 184.572,01 219.013,65 250.000 270.000
3 4361 1610 Erstattung des Landes (REFUGIUM) 34.858,09 0,00 0 0
3 4361 1622 Erstattung des Kreises (Integrations- und Aufnahmepauschale, IAP) 157.857,81 119.390,88 30.000 0
3 4361 1623 Erstattung des Kreises (ehrenamtl. Betreuung) 0,00 0,00 0 0
3 4361 1624 Erstattung Sozialabteilung 115,79 0,00 0 0
3 4361 1625 Erstattung Sozialabteilung (Verpflegungskosten) 0,00 0,00 0 0
1 4361 4000 Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit 0,00 0,00 0 0
1 4361 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 75.102,08 96.188,58 87.300 98.900
1 4361 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 5.242,82 6.969,19 6.100 6.900
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1 4361 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 15.490,26 20.438,85 17.800 21.300
6 4361 5200 Erstausstattung Hausrat 0,00 0,00 0 0
6 4361 5313 Unterbringungskosten (Mietkosten) 216.901,69 240.392,87 270.000 290.000
3 4361 6024 Verpflegungskosten Mittagessen 0,00 0,00 0 0
3 4361 6025 Sachausgaben (Integrations- und Aufnahmepauschale, IAP) 0,00 870,87 3.000 15.000

Einnahmen 377.403,70 338.404,53 280.000 270.000
Ausgaben 312.736,85 364.860,36 384.200 432.100
Saldo 64.666,85 -26.455,83 -104.200 -162.100

UA 4514 Straßensozialarbeit 
4 4514 5313 Mietkosten Streetworker 8.995,28 8.146,86 10.000 10.000
4 4514 6023 Sachkosten "Straßensozialarbeit" 0,00 0,00 0 0
4 4514 6721 Erstattung an den Kreis 34.753,47 34.678,04 36.500 38.000

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 43.748,75 42.824,90 46.500 48.000
Saldo -43.748,75 -42.824,90 -46.500 -48.000

UA 4515 Sonstige Jugendarbeit
4 4515 1107 Benutzungsentgelte 0,00 0,00 100 100
4 4515 1600 Zuweisung des Bundes (Demokratie Leben!) 4.114,34 5.804,44 0 0
1 4515 1630 Erstattung vom Schulverband 56.935,82 58.695,05 31.600 0
1 4515 1720 Zuweisung Kreis 17.100,00 17.100,00 8.400 8.400
4 4515 1761 Spenden (Jugendbeirat) 743,72 0,00 0 0
4 4515 1765 Einnahmen aus zweckgeb. Spenden (Kriminalpräventiver Rat) 0,00 0,00 0 0
4 4515 1780 Zuschuss Kreisjugendring (Aktion Ferienpass) 0,00 329,15 0 0
4 4515 4001 Sitzungsentschädigungen (Jugendbeirat)  1.943,00 2.581,00 3.200 3.200
1 4515 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 60.168,62 61.831,36 43.000 31.400
4 4515 4161 Honorare 1.281,45 933,20 1.200 1.200
1 4515 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 4.108,78 4.216,01 2.900 2.200
1 4515 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 11.637,02 12.212,70 9.100 6.800
4 4515 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 5.514,50 4.625,35 5.000 5.000
4 4515 5223 Unterhaltung Spielmobil 852,23 736,44 800 800
4 4515 5313 Mietkosten (Lagerräume) 600,00 600,00 700 700
4 4515 5433 Entsorgungskosten 0,00 0,00 100 100
4 4515 5500 Haltung von Fahrzeugen 296,00 503,64 1.000 1.000
4 4515 5620 Fortbildung des Personals 160,00 160,00 1.000 1.000
4 4515 5718 Öffentlichkeitsarbeit/Fachliteratur 409,91 356,83 500 500
4 4515 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 0,00 0,00 500 500
4 4515 6008 Veranstaltungen Stadtjugendpflege 2.837,86 2.784,33 3.000 3.000
4 4515 6018 Veranstaltung "Aktion Ferienpass" 2.724,59 2.136,77 2.500 2.500
1 4515 6400 Versicherungen 14,00 12,00 300 300
4 4515 6500 Geschäftsausgaben Jugendbeirat 582,83 787,47 1.200 1.200
4 4515 6501 Geschäftsausgaben Jugendbeirat (Demokratie Leben!) 4.114,34 5.804,44 0 0
4 4515 6521 Gebühren Internetanschluss 693,65 1.090,33 1.200 1.200
4 4515 6605 Ausgaben aus zweckgebundenen Spendenaufkommen 0,00 0,00 0 0
4 4515 6607 Ausgaben aus zweckgeb. Spenden (Jugendbeirat) 743,72 0,00 0 0
4 4515 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 80,00 80,00 100 100
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Einnahmen 78.893,88 81.928,64 40.100 8.500
Ausgaben 98.762,50 101.451,87 77.300 62.700
Saldo -19.868,62 -19.523,23 -37.200 -54.200

UA 4601 Ratzeburger Jugendzentren
1 4601 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 53.226,07 54.181,75 56.300 56.900
1 4601 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 3.689,93 3.747,69 3.900 4.000
1 4601 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 10.826,89 11.145,34 11.500 12.300
4 4601 5000 Gebäudeunterhaltung 311,49 1.022,78 2.000 2.000
4 4601 5022 Unterhaltung/Wartung Einbruchmeldeanlage 927,03 1.419,69 2.000 2.000
6 4601 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 0,00 0,00 0 0
6 4601 5412 Reinigungskosten 7.946,29 7.448,13 8.500 10.000
6 4601 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 555,18 555,18 1.000 1.000
4 4601 7174 Zuschuss "Projekt Gleis 21" 123.400,00 139.900,00 139.900 139.900

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 200.882,88 219.420,56 225.100 228.100
Saldo -200.882,88 -219.420,56 -225.100 -228.100

UA 4602 Jugend- und Sportheim Riemannstraße
4 4602 1108 Benutzungsentgelte Ju.-/Sportheim 5.900,00 5.600,00 3.500 5.300
6 4602 1400 Mieten, Pachten 16.075,80 18.064,80 18.500 18.500
6 4602 1402 Ersätze Betriebskosten 10.060,71 10.051,54 13.000 13.000
6 4602 1403 Pachtzahlungen (Kantinenpacht) 9.600,00 10.560,00 10.500 10.500
6 4602 1502 Erstattung Versicherungsschäden 0,00 0,00 0 0
2 4602 2710 Auflösung von Sonderposten 3.631,08 3.631,08 3.700 3.700
4 4602 5000 Gebäudeunterhaltung 22.685,22 36.896,09 20.000 20.000
6 4602 5224 Versicherungsschäden 0,00 0,00 0 0
6 4602 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 20.745,39 42.093,56 7.000 8.000
6 4602 5412 Reinigungskosten 25.707,76 26.007,54 30.000 30.000
6 4602 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 10.245,19 10.325,58 10.000 10.000
6 4602 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 0,00 1.820,00 1.800 1.800
4 4602 6800 kalkulatorische Abschreibung 7.201,51 7.201,51 7.300 7.300
2 4602 6850 Verzinsung des Anlagekapitals 4.491,35 4.313,85 4.400 4.400

Einnahmen 45.267,59 47.907,42 49.200 51.000
Ausgaben 91.076,42 128.658,13 80.500 81.500
Saldo -45.808,83 -80.750,71 -31.300 -30.500

UA 463 Freizeit- u. Segelzentrum CVJM
6 463 1400 Mieten, Pachten 4.800,00 4.800,00 0 0
2 463 6800 Abschreibungen 9.244,53 9.244,54 9.300 9.300

Einnahmen 4.800,00 4.800,00 0 0
Ausgaben 9.244,53 9.244,54 9.300 9.300
Saldo -4.444,53 -4.444,54 -9.300 -9.300

UA 4640 Kindergarten "Domhof"
4 4640 1108 Benutzungsentgelte 180.289,72 194.045,21 206.000 170.000
4 4640 1115 Entgelt für integrative Sonderbetreuung 45.408,63 46.458,24 27.500 47.200
4 4640 1121 Verpflegungsbeiträge Mittagessen 26.384,30 27.790,73 36.800 38.900
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4 4640 1502 Erstattung Versicherungsschäden 0,00 0,00 0 0
4 4640 1600 Erstattung Personalkosten Bund für PiA  (neue HH-Stelle) 0,00 7.250,00 15.800 10.600
4 4640 1610 Ertstattung Kosten Corona-Schutzausrüstung (neue HH-Stelle) 0,00 0,00 0 0
4 4640 1620 Erstattung Personalkosten Kreis für PiA 0,00 451,18 1.400 4.000
4 4640 1701 Zuweisung aus dem Bildungs- und Teilhabepaket 2.052,90 2.108,80 4.100 4.300
4 4640 1710 Zuweisung Land (U3-Förderung) 111.791,92 124.831,19 70.000 0
4 4640 1711 Zuweisung Land  (spezielle, präventive Sprachförderung) 5.568,89 0,00 0 0
4 4640 1720 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) 144.187,64 146.679,37 381.600 824.500 +89.500 €
4 4640 1721 Erstattung Kreis (KiTa-Ermäßigung) 78.248,11 80.319,77 30.900 45.200
4 4640 1722 Kostenanteil anderer Wohngemeinden 17.448,47 18.865,00 15.500 15.500
4 4640 1724 Zuweisung Kreis für pädagogische Fachberatung 973,53 1.886,27 0 900
4 4640 1760 Spenden 7.621,57 0,00 0 0
2 4640 2710 Auflösung von Sonderposten 3.781,45 3.781,46 3.800 3.800
1 4640 4100 Bezüge der Beamten 42.822,24 44.183,28 45.500 46.300
1 4640 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 596.676,13 655.201,96 673.400 724.200
1 4640 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 26.378,93 27.516,00 31.400 32.600
1 4640 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 41.738,73 45.199,54 46.600 50.200
1 4640 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 123.417,82 138.287,79 137.000 155.700
4 4640 5000 Gebäudeunterhaltung 6.770,27 30.931,53 25.000 25.000
6 4640 5011 Unterhaltung Außenanlagen 3.905,93 4.809,31 4.000 4.000
6 4640 5112 Unterhaltung Spielgeräte 877,88 971,75 3.000 3.000
4 4640 5200 Unterhaltung u. Ergänzung des Inventars 1.994,17 2.077,74 2.000 2.000
6 4640 5224 Versicherungsschäden 0,00 0,00 0 0
6 4640 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 13.907,02 13.450,55 12.000 12.500
6 4640 5412 Reinigungskosten 30.218,89 34.709,98 35.000 35.000
6 4640 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 2.546,29 2.551,55 3.200 3.200
4 4640 5621 Aus- und Fortbildung (Anleiterqualifizierung im PiA-Modell) 0,00 0,00 0 0
4 4640 5622 Qualitätsmanagementverfahren (neu) 0,00 0,00 2.000 2.000
4 4640 5715 Corona-Schutzausrüstung (neue HH-Stelle) 0,00 0,00 0 2.000
4 4640 5716 Arbeitsmaterial 2.201,19 2.224,44 2.200 2.200
4 4640 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 0,00 0,00 500 500
4 4640 6011 Veranstaltungen Kindergarten 895,88 1.004,52 1.500 1.500
4 4640 6023 Kosten für spez./präv. Sprachförderung (Personal-/Sachkosten) 800,00 0,00 0 0
4 4640 6024 Verpflegungskosten Mittagessen 28.536,32 27.456,04 40.900 43.200
1 4640 6400 Versicherungen 9.150,55 8.920,22 9.500 9.500
4 4640 6510 Bücher und Zeitschriften 499,07 456,27 500 500
4 4640 6524 Rundfunkbeiträge 69,96 69,96 100 100
4 4640 6605 Ausgaben aus zweckgebundenen Spendenaufkommen 7.621,57 0,00 0 0
4 4640 6610 Beiträge an Verbände, Vereine 54,78 56,07 100 100
4 4640 6771 pädagogische Fachberatung 1.867,82 1.867,82 1.900 1.600
4 4640 6800 kalkulatorische Abschreibung 16.259,53 16.259,54 16.300 16.300
4 4640 6850 Verzinsung des Anlagekapitals 12.835,95 12.269,99 12.300 12.300
4 4640 7126 Rückzahlung von Kreiszuweisungen 0,00 0,00 0 0

Einnahmen 623.757,13 654.467,22 793.400 1.164.900
Ausgaben 972.046,92 1.070.475,85 1.105.900 1.185.500
Saldo -348.289,79 -416.008,63 -312.500 -20.600
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UA 4641 Kindertagesstätte "Wilde 13"  (Arbeiterwohlfahrt)
6 4641 1400 Mieten, Pachten 52.307,76 52.307,76 52.300 52.300
6 4641 1502 Erstattung Versicherungsschäden 234.742,54 22.032,65 0 0
4 4641 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) 0,00 0,00 363.000 1.015.400 +159.400 €
2 4641 2710 Auflösung von Sonderposten 1.434,94 8.309,94 8.400 8.400
4 4641 5000 Gebäudeunterhaltung 25.927,05 11.852,35 15.000 15.000
6 4641 5011 Unterhaltung Außenanlagen (Wiederherstellung) 0,00 899,64 20.000 0
6 4641 5224 Versicherungsschäden 241.877,16 18.204,80 0 0
4 4641 6800 kalkulatorische Abschreibung 3.932,79 26.936,65 27.000 27.000
4 4641 6850 Verzinsung des Anlagekapitals 9.542,09 8.880,12 8.900 8.900
4 4641 7175 Zuschuss zu den Betriebskosten 399.221,57 352.348,01 646.100 1.015.400 +107.100 €

Einnahmen 288.485,24 82.650,35 423.700 1.076.100
Ausgaben 680.500,66 419.121,57 717.000 1.066.300
Saldo -392.015,42 -336.471,22 -293.300 9.800

UA 4642 Kindertagesstätte "Zipfelmütze"  (Kirchengemeinde St. Georgsberg)
4 4642 1400 Mieten, Pachten 44.368,63 44.368,63 44.300 44.300
4 4642 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) 0,00 0,00 296.500 705.500 -5.500 €
4 4642 5000 Gebäudeunterhaltung 28.482,26 14.421,05 12.000 12.000
6 4642 5011 Unterhaltung Außenanlagen 0,00 0,00 0 0
6 4642 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 703,76 730,40 800 1.100
4 4642 6800 Kalkulatorische Abschreibung 65.497,00 65.495,00 0 0
2 4642 6850 Verzinsung des Anlagekapitals 1.722,57 0,00 100 100
4 4642 7175 Zuschuss zu den Betriebskosten 265.059,59 192.717,98 494.000 705.500 -49.800 €

Einnahmen 44.368,63 44.368,63 340.800 749.800
Ausgaben 361.465,18 273.364,43 506.900 718.700
Saldo -317.096,55 -228.995,80 -166.100 31.100

UA 4643 Verein "Kinderbetreuung für Ratzeburg e.V."

4 4643 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) 0,00 0,00 197.900 470.000 -5.000 €
4 4643 7040 Zuschuss zu den Betriebskosten 135.820,00 92.418,38 293.600 470.000 2.000 €

Einnahmen 0,00 0,00 197.900 470.000
Ausgaben 135.820,00 92.418,38 293.600 470.000
Saldo -135.820,00 -92.418,38 -95.700 0

UA 4644 Montessori Kinderhaus Ratzeburg
6 4644 1400 Mieten, Pachten 28.000,00 36.000,00 36.000 36.700
4 4644 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) - Kinderhaus 0,00 0,00 255.300 634.900 +18.900 €
4 4644 1621 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) - Inselhaus 0,00 0,00 176.400 461.700 +41.700 €
6 4644 5000 Gebäudeunterhaltung 2.923,17 2.450,65 10.000 10.000
4 4644 7080 Zuschuss zu den Betriebskosten (Kinderhaus) 153.440,23 155.950,10 267.800 634.900 +2.900 €
4 4644 7081 Zuschuss zu den Betriebskosten (Inselhaus) 99.056,67 130.349,73 225.700 461.700 +2.700 €

Einnahmen 28.000,00 36.000,00 467.700 1.133.300
Ausgaben 255.420,07 288.750,48 503.500 1.106.600
Saldo -227.420,07 -252.750,48 -35.800 26.700
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UA 4645 Kindergärten anderer Träger
4 4645 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel) 0,00 0,00 325.400 838.700 +58.700 €
4 4645 1722 Kostenanteil anderer Wohngemeinden 59.410,51 71.980,03 81.300 96.000
4 4645 7017 Zuschuss an Kirchengemeinde St. Petri (KiGa Hasselholt) 297.872,40 298.108,78 532.700 838.700 +58.700 €
4 4645 7121 Kostenausgleich (§ 25 KiTaG) öff. Träger 139.577,94 143.572,08 195.500 178.000
4 4645 7176 Zuschuss praxisintegrierte Ausbildung (PiA) 0,00 1.353,54 4.500 12.100

Einnahmen 59.410,51 71.980,03 406.700 934.700
Ausgaben 437.450,34 443.034,40 732.700 1.028.800
Saldo -378.039,83 -371.054,37 -326.000 -94.100

UA 4646 Kindertagespflege
4 4646 7175 Zuschuss zur Finanzierung der Kindertagespflege 41.545,03 27.794,32 144.400 244.500

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 41.545,03 27.794,32 144.400 244.500
Saldo -41.545,03 -27.794,32 -144.400 -244.500

UA 4647 Tageseinrichtungen für Kinder (allgemein)
4 4647 6720 Finanzierungsbeitrag am SQKM ab 01.08.2020 (KiTa-Reform-Gesetz) 0,00 0,00 1.075.100 2.787.000

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 0,00 0,00 1.075.100 2.787.000
Saldo 0,00 0,00 -1.075.100 -2.787.000

UA 468 übrige Einrichtungen der Jugendhilfe
6 468 5100 Unterhaltung Kinderspielplätze 8.690,07 13.609,85 23.000 11.000
6 468 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 77.616,00 81.283,68 74.100 91.800 -5.200

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 86.306,07 94.893,53 97.100 102.800
Saldo -86.306,07 -94.893,53 -97.100 -102.800

UA 470 Förderung der Wohlfahrtshilfe
1 470 4100 Bezüge der Beamten 2.379,00 2.454,68 2.600 2.600
1 470 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 2.600
1 470 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 1.465,49 1.528,00 1.800 1.900
1 470 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 200
1 470 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 600
1 470 7031 Eigenanteil Bundesprogramm "Demokratie leben!" 2.500,00 2.500,00 6.300 6.300
4 470 7039 Zuschussbeträge nach Maßgabe des ASJS 10.000,00 15.000,00 13.600 15.000 -8.000 €

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 16.344,49 21.482,68 24.300 29.200
Saldo -16.344,49 -21.482,68 -24.300 -29.200

UA 550 Förderung des Sports
1 550 4100 Bezüge der Beamten 2.379,00 2.454,56 2.600 2.600
1 550 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 2.600
1 550 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 1.465,49 1.528,00 1.800 1.900
1 550 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 200
1 550 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 0,00 0,00 0 600
4 550 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 7.964,95 8.513,86 0 9.100
4 550 6015 Sportlerehrung 311,53 37,83 0 0
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4 550 7019 Beihilfen für Ehrenpreise 50,00 50,00 600 600
4 550 7021 Beihilfen für Sportstätten/Sportgerät (neue HHSt.) 3.500,00 0,00 1.500 0
4 550 7022 Zuschuss Sportförderung (gem. ASJS) 0,00 33.000,00 30.000 30.000

550 7023 Zuschuss "Bürger- und Schützenfest" 0,00 0,00 0 0
Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 15.670,97 45.584,25 36.500 47.600
Saldo -15.670,97 -45.584,25 -36.500 -47.600

UA 551 Ruderakademie
6 551 1502 Erstattung Versicherungsschäden 0,00 8.099,98 0 0
2 551 1707 Zuweisung Bund (BBN) 2017   (vorher: BBN 2007) 11.169,23 0,00 0 0
2 551 1708 Zuweisung Bund (BBN) 2018 (vorher: BBN 2018) 33.000,00 10.148,88 0 0
2 551 1709 Zuweisung Bund (BBN) 2019 (vorher: BBN 2009) 0,00 0,00 11.200 0
4 551 1710 Zuweisung Land (BBN) 22.182,00 5.977,00 0 0
2 551 2710 Auflösung von Sonderposten 66.689,18 66.689,19 66.700 66.700
4 551 5000 Gebäudeunterhaltung (neue HHSt.) 0,00 0,00 0 2.500
4 551 5007 Gebäudeunterhaltung (BBN) 2017 -1.918,54 0,00 0 0
6 551 5008 Gebäudeunterhaltung (BBN) 2018 (vorher: BBN 2008) 89.991,30 -3.315,19 0 0
6 551 5009 Gebäudeunterhaltung (BBN) 2019 (vorher: BBN 2009) 0,00 24.000,00 0 0
6 551 5011 Unterhaltung Außenanlagen 195,54 97,77 500 500
4 551 5224 Versicherungsschäden 540,26 8.099,98 0 0
6 551 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 0,00 0,00 100 500
6 551 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 0,00 0 0
6 551 6800 Abschreibungen 79.412,61 79.412,61 79.500 79.500
4 551 7025 Zuschuss an Deutschen Ruderverband 27.900,00 27.900,00 27.900 27.900

Einnahmen 133.040,41 90.915,05 77.900 66.700
Ausgaben 196.121,17 136.195,17 108.000 110.900
Saldo -63.080,76 -45.280,12 -30.100 -44.200

UA 560 Sportplatz Riemannstraße
4 560 1631 Kostenanteil Schulverband (Nutzung Riemannsportplatz) 51.132,19 37.967,83 40.800 37.200
4 560 1676 Kostenanteil Sportvereine 0,00 0,00 0 0
1 560 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 19.497,01 19.466,93 19.300 20.000
1 560 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.319,10 1.317,14 1.300 1.400
1 560 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 3.322,90 3.414,91 4.000 4.300
6 560 5105 Unterhaltung Riemannsportplatz 19.962,63 9.710,05 20.000 20.000
6 560 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 117,29 117,29 200 200
6 560 5913 Kosten Leistungen Bauhof 74.400,00 77.824,80 76.000 87.600 -4.900 €
6 560 5914 Kosten Leistungen Bauhof (Riemannstr. 1 - 3) 3.227,42 0,00 3.300 3.300
6 560 6605 Ausgaben aus zweckgebundenen Spendenaufkommen 0,00 0 0

Einnahmen 51.132,19 37.967,83 40.800 37.200
Ausgaben 121.846,35 111.851,12 124.100 136.800
Saldo -70.714,16 -73.883,29 -83.300 -99.600

UA 580 Park- und Gartenanlagen
6 580 1501 sonstige Verw.- und Betriebseinnahmen (zweckgeb. HHSt. 580.5110) 1.853,29 0,00 0 0
1 580 4100 Bezüge der Beamten 22.477,56 22.605,75 24.700 24.900
1 580 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 19.496,91 19.467,16 19.300 20.000
1 580 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 13.583,73 14.170,00 15.400 16.000
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1 580 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.319,09 1.317,17 1.300 1.400
1 580 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 3.322,76 3.414,85 4.000 4.300
6 580 5106 Unterhaltung/Wartung Tütenautomaten für Hundekotbeseitigung 1.979,75 5.391,06 4.500 4.500
6 580 5109 Unterhaltung Park-/Grünanlagen, Uferwege 42.871,08 28.206,02 40.000 30.000
6 580 5110 Kosten für Ersatzpflanzungen usw. (zweckgeb. HHSt. 580.1501) 1.853,29 0,00 0 0
6 580 5212 Unterhaltung u. Ersatz Fahnen/Bänke 0,00 0,00 1.000 1.000
6 580 5213 Unterhaltung Amphibienschutz (neue HHSt.) 0,00 0,00 2.500 2.500
6 580 5437 Abfallentsorgung Grünanlagen 60.500,00 63.989,28 74.400 77.600 -4.400 €
6 580 5912 sonstige Betriebsausgaben 20,96 0,00 0 0
6 580 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 798.700,00 839.258,80 894.800 1.055.800 -59.500 €
6 580 5914 Kosten Leistungen Dritter 19.988,85 19.949,30 20.000 20.000
6 580 6611 Vermischte Ausgaben 0,00 0,00 0 0

Einnahmen 1.853,29 0,00 0 0
Ausgaben 986.113,98 1.017.769,39 1.101.900 1.258.000
Saldo -984.260,69 -1.017.769,39 -1.101.900 -1.258.000

UA 590 Parkanlagen und öffentliche Grünflächen
6 590 1760 Spenden 25,00 0,00 0 0
1 590 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 19.496,91 19.467,16 19.300 20.000
1 590 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.319,08 1.317,18 1.300 1.400
1 590 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 3.322,86 3.414,99 4.000 4.300
6 590 5025 Schadensregulierung "Grün" 20.000,00 -123,70 0 20.000
6 590 5135 Kosten für Ersatzpflanzungen 1.329,63 0,00 0 0

Einnahmen 25,00 0,00 0 0
Ausgaben 45.468,48 24.075,63 24.600 45.700
Saldo -45.443,48 -24.075,63 -24.600 -45.700

UA 591 Kleingartenwesen
6 591 1400 Mieten, Pachten 2.184,63 2.606,02 2.500 2.500
6 591 5110 Unterhaltung Kleingärten 305,26 952,00 1.000 1.000
6 591 5111 Unterhaltung Wasserversorgung 120,20 120,20 300 300
6 591 5910 Betriebskosten Wasserversorgung -22,00 761,98 800 800

Einnahmen 2.184,63 2.606,02 2.500 2.500
Ausgaben 403,46 1.834,18 2.100 2.100
Saldo 1.781,17 771,84 400 400

UA 592 Naturparks
1 592 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 19.496,91 19.467,16 19.300 20.000
1 592 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.319,08 1.317,18 1.300 1.400
1 592 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 3.322,86 3.414,99 4.000 4.300
6 592 5113 Unterhaltung Wanderwege 12.949,71 9.214,30 10.000 10.000
6 592 7123 Zuschuss Kreisforsten 2.560,00 2.560,00 2.600 2.600

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 39.648,56 35.973,63 37.200 38.300
Saldo -39.648,56 -35.973,63 -37.200 -38.300

UA 600 Bauverwaltung
6 600 1000 Verwaltungsgebühren 571,00 2.787,00 1.400 1.000
6 600 1002 Gebühren Negativzeugnisse 5.250,00 5.600,00 4.500 4.500
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1 600 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 214.303,36 174.375,02 236.500 210.900 -9.500 €
1 600 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 14.651,71 11.834,53 16.200 14.500 -600 €
1 600 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 40.469,47 32.907,21 48.100 45.400 -2.000 €
6 600 5305 Miete Archivräume (Schule St. Georgsberg) 480,00 480,00 500 500
6 600 5306 Anerkennungsentgelte 5,11 5,11 100 100
6 600 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 0,00 100 300

Einnahmen 5.821,00 8.387,00 5.900 5.500
Ausgaben 269.909,65 219.601,87 301.500 271.700
Saldo -264.088,65 -211.214,87 -295.600 -266.200

UA 610 Orts- und Regionalplanung
6 610 1580 Ersatz Planungs- und Bauleitkosten f. Einzelmaßnahmen des VermHH 0,00 0,00 100 100
6 610 1653 Erstattung RZ-WB (maßnahmebed. Einnahmen, Städtebauförderung) 0,00 0,00 0 0
1 610 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 47.399,69 96.051,70 57.000 157.700 -12.600 €
1 610 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 2.805,48 6.410,73 4.000 10.900 -800 €
1 610 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 9.483,32 20.151,67 20.800 34.000 -2.700 €
6 610 5913 Kosten für Leistungen Bauhof (Grundstückspflege Röpersberg) 0,00 0,00 0 0
6 610 6508 Planungskosten 568,31 0,00 2.000 2.000
6 610 6550 Sanierungsträgervergütung (Städtebauförderung) 0,00 58.750,42 80.000 70.000
6 610 6581 Verwahrentgelte (Städtebauförderung)  0,00 0,00 27.000 33.000
6 610 7180 Erstattung Sonderkonto (maßnahmebed. Einnahmen, Städtebauförderung) 0,00 0,00 0 0
6 610 8410 Zweckentfremdungs-/Verzugszinsen (Erstattung an Land) 5.075,31 129.605,30 0 150.000

Einnahmen 0,00 0,00 100 100
Ausgaben 65.332,11 310.969,82 190.800 457.600
Saldo -65.332,11 -310.969,82 -190.700 -457.500

UA 620 Wohnungsbauförderung
2 620 2071 Zinsen Baudarlehen 3.678,09 3.754,53 2.400 3.000
2 620 6721 Erstattung an den Kreis 550,93 573,23 300 300

Einnahmen 3.678,09 3.754,53 2.400 3.000
Ausgaben 550,93 573,23 300 300
Saldo 3.127,16 3.181,30 2.100 2.700

UA 630 Gemeindestraßen
6 630 1502 Erstattung Versicherungsschäden 0,00 3.526,09 0 0
3 630 1520 Schadensersatz für Ölspurbeseitigungen 845,50 0,00 0 0
2 630 2710 Auflösung von Sonderposten 241.900,97 236.918,88 224.000 224.000
1 630 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 87.017,50 99.272,52 111.500 127.900
1 630 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für tariflich Beschäftigte 5.941,89 6.736,36 7.700 8.900
1 630 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 16.201,68 18.748,27 22.700 27.500
6 630 5115 Unterhaltung Straßen, Wege, Plätze, Buswartehäuser und Fahrradunterstände 523.403,20 464.978,74 381.500 645.000

Vorgesehene Maßnahmen:
- Materialbeschaffung (jährlich) sowie Splittmaßnahmen: 240.500 €
- Gehweginstandsetzungen mit VSG-Anteil: 60.000 €
- Fahrbahndeckenerneuerung Heinrich-Hertz-Straße: 314.500 €
- Fahrbahndeckenernernerung Busumfahrt LG: 30.000 €

6 630 5116 Unterhaltung Brücken und Bauwerke 10.463,15 59.375,28 0 28.500
6 630 5118 Verkehrszeichen und Straßenschilder 24.008,09 20.983,89 20.000 20.000
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6 630 5224 Versicherungsschäden 0,00 3.526,09 0 0
3 630 5432 Ölspurbeseitigungen 295,28 5.135,32 15.000 15.000
6 630 5438 Straßenreinigungskosten (Öffentlichkeitsanteil) 99.900,00 99.800,00 106.200 111.500
6 630 5439 Gebühr Oberflächenentwässerung 295.192,31 309.167,74 334.500 286.000 -44.800 €
6 630 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 208.000,00 218.101,60 203.200 220.200 -12.400 €
6 630 6553 Lärmaktionsplanung 0,00 3.323,79 0 5.000
2 630 6800 Abschreibungen 830.202,13 785.084,48 772.000 772.000

Einnahmen 242.746,47 240.444,97 224.000 224.000
Ausgaben 2.100.625,23 2.094.234,08 1.974.300 2.267.500
Saldo -1.857.878,76 -1.853.789,11 -1.750.300 -2.043.500

UA 650 Kreisstraßen
6 650 1621 Erstattung des Kreises 13.215,44 7.374,50 7.300 7.400
1 650 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 8.138,57 8.272,11 8.400 8.500
1 650 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 549,54 554,91 600 600
1 650 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.335,47 1.384,60 1.700 1.900
6 650 5119 Unterhaltung Ortsdurchfahrt L II O 70.501,15 -18.132,01 7.300 7.400
6 650 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 13.800,00 14.123,76 18.300 18.900 -1.000 €

Einnahmen 13.215,44 7.374,50 7.300 7.400
Ausgaben 94.324,73 6.203,37 36.300 37.300
Saldo -81.109,29 1.171,13 -29.000 -29.900

UA 660 Bundes- und Landesstraßen
6 660 1600 Erstattung des Bundes 121.952,18 83.702,15 113.500 67.400
6 660 1613 Erstattung des Landes 3.839,32 4.027,07 10.600 10.900
1 660 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 24.415,36 24.816,03 25.100 25.500
1 660 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.648,46 1.664,65 1.700 1.800
1 660 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 4.006,53 4.153,85 5.100 5.500
6 660 5120 Unterhaltung Ortsdurchfahrt B 208 121.952,18 83.702,15 113.500 67.400
6 660 5121 Unterhaltung Ortsdurchfahrt L I O 3.839,32 4.027,07 10.600 10.900
6 660 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 54.800,00 56.398,96 52.500 58.500 -3.300 €

Einnahmen 125.791,50 87.729,22 124.100 78.300
Ausgaben 210.661,85 174.762,71 208.500 169.600
Saldo -84.870,35 -87.033,49 -84.400 -91.300

UA 670 Straßenbeleuchtung
1 670 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 8.138,09 8.271,63 8.400 8.500
1 670 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 549,52 554,90 600 600
1 670 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 1.335,38 1.384,53 1.700 1.900
6 670 5122 Unterhaltung u. Reinig. Straßenbeleucht. 69.004,92 -11.846,61 0 0
6 670 6750 Kosten für Straßenbeleuchtung (gem. Beleuchtungsvertrag) 0,00 249.745,20 260.000 263.000
6 670 5431 Stromkosten 101.744,38 -14.043,13 0 0

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 180.772,29 234.066,52 270.700 274.000
Saldo -180.772,29 -234.066,52 -270.700 -274.000
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FB Bezeichnung
Rechnungs-

ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.HH-Stelle

UA 700 Abwasserbeseitigung
1 700 4100 Bezüge der Beamten 22.477,18 22.605,47 24.700 24.900
1 700 4300 Beiträge zu Versorg.-kassen für Beamte 13.583,72 14.170,00 15.400 16.000

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 36.060,90 36.775,47 40.100 40.900
Saldo -36.060,90 -36.775,47 -40.100 -40.900

UA 701 Öffentliche Toilettenanlagen
2 701 7156 Verlustabdeckung 108.000,00 108.000,00 123.000 147.300 gem. WiPlan 2021

Einnahmen 0,00 0,00 0 0 (-1.800 €)
Ausgaben 108.000,00 108.000,00 123.000 147.300
Saldo -108.000,00 -108.000,00 -123.000 -147.300

UA 790 Tourismus- und Wirtschaftsförderung
2 790 1200 Tourismusabgabe 155.866,27 160.614,46 0 80.000 -80.000 €
6 790 1760 Spenden 0,00 500,00 0 0
6 790 6007 Kosten für Anstrahlungen 1.875,54 -140,94 0 0
2 790 6300 Kosten für Tourismusförderung 353.000,00 365.300,00 499.500 497.500 gem. WiPlan 2021

Einnahmen 155.866,27 161.114,46 0 80.000 (-7.500 €)
Ausgaben 354.875,54 365.159,06 499.500 497.500
Saldo -199.009,27 -204.044,60 -499.500 -417.500

UA 821 Industriestammgleis
6 821 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 230,48 230,48 300 300

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 230,48 230,48 300 300
Saldo -230,48 -230,48 -300 -300

UA 830 Kombin. Versorg.- u. Verkehrsunternehmen
2 830 2100 Gewinnanteile Stadtwerke Ratzeburg GmbH 650.672,75 601.851,25 900.000 601.800
2 830 2200 Konzessionsabgaben 521.700,04 548.726,40 485.600 500.000
2 830 2350 Schuldendienstleistungen Investitionskostenzuschuss 171.320,14 166.508,14 162.100 156.800
2 830 2620 Bürgschaftsprovisionen 186,67 0,00 0 0
2 830 7170 Zuschuss an RMVB (ÖPNV Stadtgebiet) 61.000,00 45.000,00 45.000 85.000

Einnahmen 1.343.879,60 1.317.085,79 1.547.700 1.258.600
Ausgaben 61.000,00 45.000,00 45.000 85.000
Saldo 1.282.879,60 1.272.085,79 1.502.700 1.173.600

UA 855 Stadtforst
6 855 1304 Erlöse Holzverkauf 161,00 787,58 3.000 11.500
6 855 1590 Umsatzsteuer 0,00 0,00 300 0
6 855 1730 Zuweisung Landwirtschaftskammer 0,00 0,00 0 0
6 855 5131 Unterhaltung Waldwege 0,00 28.945,88 10.000 3.000
6 855 5132 Kulturen 0,00 0,00 1.000 1.000
6 855 5133 Holzerntekosten 1.811,81 0,00 1.500 5.000
6 855 5138 Forstschutz 50,16 0,00 0 0
6 855 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 69,57 69,57 100 100
6 855 6405 Umsatzsteuer-Zahllast 0,00 0,00 100 100
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FB Bezeichnung
Rechnungs-

ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.HH-Stelle
6 855 6550 Sachverständigen-/Gerichts- u.ä. Kosten 0,00 0,00 100 100
6 855 6722 Beförsterungskosten 6.913,30 9.565,32 18.000 10.000
6 855 6723 Durchforstungskosten/Baumeinschlag 6.929,86 327,25 1.000 7.000

Einnahmen 161,00 787,58 3.300 11.500
Ausgaben 15.774,70 38.908,02 31.800 26.300
Saldo -15.613,70 -38.120,44 -28.500 -14.800

UA 880 Allgemeines Grundvermögen
6 880 1400 Mieten 10.275,34 10.002,30 10.000 7.500
6 880 1401 Pachtzahlungen 14.907,36 14.957,36 15.000 16.500
6 880 1402 Ersätze Betriebskosten 1.412,35 1.206,77 2.000 1.000
6 880 1405 Pachten Ackerland, Plätze 30.027,00 18.212,53 18.600 18.600
6 880 1407 anteilige Jagdpacht 203,83 555,43 500 500
6 880 1408 Erbbauzinsen, Kanon 40.921,26 41.118,07 41.100 41.100
6 880 1409 Pachten für Tankstellengrundstücke 22.500,00 22.500,00 22.500 22.500
6 880 1410 Anerkennungsentgelte 50,00 50,00 100 100
6 880 1502 Erstattung Versicherungsschäden 0,00 0,00 0 0
6 880 1510 vermischte Einnahmen 741,00 741,00 1.000 1.000
6 880 5000 Gebäudeunterhaltung 7.279,11 22.584,58 7.500 5.000
6 880 5224 Versicherungsschäden 0,00 0,00 0 0
6 880 5410 Heizung, Beleuchtung, Versorgung 2.543,09 1.545,38 3.000 3.000
6 880 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 13.547,59 13.445,91 17.000 14.000
6 880 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 2.455,46 3.241,96 3.500 3.500
6 880 5914 Kosten Leistungen Dritter (Grünpflege) 10.410,62 11.229,76 17.000 17.000
6 880 6552 Gerichtskosten, Katasteramtsgebühren 401,00 1.995,76 3.500 6.000
2 880 6800 Abschreibungen 3.405,02 3.405,03 3.500 3.500

Einnahmen 121.038,14 109.343,46 110.800 108.800
Ausgaben 40.041,89 57.448,38 55.000 52.000
Saldo 80.996,25 51.895,08 55.800 56.800

UA 890 Stiftung Ratzeburger Wohltäter
2 890 2051 Zinsen Rücklagenbestand 1,87 1,87 0 0
4 890 7161 Zuwendung an Stiftungsberechtigte 0,00 0,00 0 0

Einnahmen 1,87 1,87 0 0
Ausgaben 0,00 0,00 0 0
Saldo 1,87 1,87 0 0

UA 891 Stiftung Altenhilfe Ratzeburg     
6 891 1400 Mieten, Pachten 11.328,72 11.328,72 11.400 12.900
6 891 1502 Erstattung Versicherungsschäden 5.944,71 0,00 0 0
2 891 2051 Zinsen Rücklagenbestand 9,74 9,43 0 0
6 891 5000 Gebäudeunterhaltung 17.148,76 488,21 15.000 7.500
6 891 5224 Versicherungsschäden 5.147,41 0,00 0 0
6 891 5420 Steuern, Abgaben, Versicherung 145,73 145,73 200 200
2 891 6800 Abschreibungen 2.624,79 2.624,79 2.700 2.700

Einnahmen 17.283,17 11.338,15 11.400 12.900
Ausgaben 25.066,69 3.258,73 17.900 10.400
Saldo -7.783,52 8.079,42 -6.500 2.500
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FB Bezeichnung
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ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.HH-Stelle
UA 892 Hans-Jürgen-Wohlfahrt-Stiftung 

2 892 1006 Sonstige Verwaltungsgebühren (Nutzungsentgelte etc.) 25,00 15,00 0 0
2 892 1760 Zuwendungen Dritter 0,00 0,00 0 0
2 892 2051 Zinsen Rücklagenbestand 0,21 0,21 0 0

Einnahmen 25,21 15,21 0 0
Ausgaben 0,00 0,00 0 0
Saldo 25,21 15,21 0 0

UA 900 Steuern, allgem. Zuweisungen u. Umlagen
2 900 0000 Grundsteuer A 11.500,69 10.889,85 11.500 11.500
2 900 0010 Grundsteuer B 2.189.516,19 2.288.646,53 2.275.000 2.300.000
2 900 0030 Gewerbesteuer 5.803.085,03 6.036.948,72 4.700.000 4.750.000 -250.000 €
2 900 0100 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 5.806.998,00 5.940.434,00 5.717.500 6.068.400
2 900 0120 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 872.207,00 967.811,00 1.049.100 1.047.800
2 900 0210 Vergnügungssteuer f. das Halten von  Spiel- und Geschicklichkeitsgeräten 200.162,79 203.435,04 150.000 160.000 -20.000 €
2 900 0220 Hundesteuer 104.800,80 106.518,66 110.000 110.000
2 900 0270 Zweitwohnungssteuer 9.604,39 8.857,30 0 18.000
2 900 0410 Schlüsselzuweisungen 3.218.700,00 3.197.076,00 4.032.200 3.611.700 -19.900 €
2 900 0611 Zuweisung übergemeindliche Aufgaben 1.553.844,00 1.613.424,00 1.683.400 1.648.500 -6.200 €
2 900 0612 Konnexitätsmittel des Landes 21.303,00 21.303,00 2.300 2.300
2 900 0613 Zuweisung zur Stärkung der Investitionskraft für Infrastrukturmaßnahmen 141.947,16 138.079,32 138.000 195.900 +195.900 €
2 900 0614 Zuweisung zum Ausgleich von Gewerbesteuermindereinnahmen 1.766.700
2 900 0615 Zuweisung zum Ausgleich von Lohn- und Einkommensteuermindereinnahmen 334.000 Höhe fraglich 
2 900 neu Zuweisung für kommunale Schwimmsportstätten (§ 24 FAG) 0,00 0,00 0 45.000 Höhe fraglich 
2 900 0910 Familienleistungsausgleich Bedarfsunabhängige Zuweisungen nach § 32 FAG 489.264,00 532.944,00 595.300 601.000 +2.700 €
2 900 8100 Gewerbesteuerumlage 984.321,00 982.839,00 510.100 449.400 -23.600 €
2 900 8320 Kreisumlage 5.740.423,42 5.856.683,12 5.861.000 5.668.700 +108.200 €

Einnahmen 20.422.933,05 21.066.367,42 22.231.000 20.904.100
Ausgaben 6.724.744,42 6.839.522,12 6.371.100 6.118.100
Saldo 13.698.188,63 14.226.845,30 15.859.900 14.786.000

UA 910 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft
2 910 2050 Zinsen aus Geldanlagen 40,20 30,28 0 0
2 910 2140 Dividenden 72,80 72,80 100 100
6 910 2611 Stundungs- und Verzugszinsen 0,00 0,00 100 100
2 910 2660 Zinsen auf Steueransprüche 38.642,25 20.635,75 35.000 35.000
2 910 2700 kalkulatorische Abschreibungen 1.785.847,14 1.821.285,71 1.772.100 1.776.800
2 910 2750 Verzinsung des Anlagekapitals 37.544,31 33.684,74 34.000 34.000
2 910 2800 Zuführung vom Vermögenshaushalt (Finanzausgleichsrücklage) 0,00 0,00 0 0
2 Zuführung vom Vermögenshaushalt (Mittel aus der Allg. Rücklage) 0,00 0,00 0 775.800
2 Zuführung vom Vermögenshaushalt (Stiftung Ratzeburger Wohltäter) 0,00 0,00 0 0
2 Zuführung vom Vermögenshaushalt (Stiftung Altenhilfe Ratzeburg) 3.640,37 0,00 0 0
1 910 4110 Zuführung zur Versorgungsrücklage (Dienstbezüge) 8.601,22 8.962,04 0 0
1 910 4210 Zuführung zur Versorgungsrücklage (Versorgungsbezüge) 20.174,45 19.859,44 0 0
2 910 6810 Auflösung von Sonderposten 379.802,13 387.397,03 403.700 407.100
2 910 8000 Zinsen Bundesdarlehen 1.027,64 1.000,76 1.000 1.000
2 910 8060 Zinsen - sonstige öffentliche Sonderrechnungen (neue Bereichsabgrenzung) 0,00 3.626,47 3.400 3.200
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Rechnungs-

ergebnis 2018
Rechnungs-

ergebnis 2019 Ansatz 2020 Ansatz 2021 Erläut.HH-Stelle
2 910 8070 Zinsen an priv. Unternehmen/Kreditmarkt (neue Bereichsabgrenzung) 0,00 157.267,45 131.200 120.000 -25.000 €
2 910 8071 Zinsen für Kassenkredite (neue Bereichsabgrenzung) 0,00 589,35 1.500 1.500
2 910 8080 Zinsen übrige Bereiche 190.206,60 0,00 0 0
2 910 8083 Zinsen Kassenkredite (neu bei HHSt. 910.8071) 972,33 0,00 0 0
2 910 8460 Zinsen auf Steueransprüche 14.620,25 3.560,75 5.000 4.000
2 910 8600 Zuführung zum Vermögenshaushalt 2.345.031,34 2.384.480,02 2.056.600 872.800 -93.800 €
2 910 8601 Zuführung zum Vermögenshaushalt (Stiftung Altenhilfe) 9,74 12.232,31 0 5.200
2 910 8602 Zuführung zum Vermögenshaushalt (Stiftung Ratzeburger Wohltäter) 1,87 1,87 0 0
2 910 8603 Zuführung zum Vermögenshaushalt (Hans-Jürgen-Wohlfahrt-Stiftung) 25,21 15,21 0 0

Einnahmen 1.865.787,07 1.875.709,28 1.841.300 2.621.800
Ausgaben 2.960.472,78 2.978.992,70 2.602.400 1.414.800
Saldo -1.094.685,71 -1.103.283,42 -761.100 1.207.000

UA 920 Abwicklung der Vorjahre
2 920 8920 Deckung von Soll-Fehlbeträgen 0,00 0,00 0 0

Einnahmen 0,00 0,00 0 0
Ausgaben 0,00 0,00 0 0
Saldo 0,00 0,00 0 0

Einnahmen Verwaltungshaushalt 29.529.316,93 30.305.444,02 33.081.800 35.004.300
Ausgaben Verwaltungshaushalt 29.529.316,93 30.322.544,02 33.081.800 36.239.400

Saldo 0,00 -17.100,00 0 -1.235.100

Erläuterungen:

HHSt. 130.4140 

Gliederungsziffer Gruppierungsziffer
(Unterabschnitt)

Gruppierungsziffern, beginnend mit:

Einnahmen Ausgaben
0 Steuern, allgemeine Zuweisungen 4 Personalausgaben
1 Einnahmen aus Verwalt. und Betrieb 5/6 Sächlicher Verw.- und Betriebsaufwand
2 Sonstige Einnahmen 7  Zuweisungen/Zuschüsse (nicht für 
Investitionen)
3 Einnahmen des Vermögenshaushaltes 8 Sonstige Finanzausgaben (Zinsen usw.)

9 Ausgaben des Vermögenshaushaltes
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Veränderungsliste Stand: 22.02.2021

FB HH-Stelle Bzeichnung
Ansatz 2021 

bisher
Ansatz 2021 

neu Veränderung (+/-)

SN 01 Sammelnachweis 01 (Personalausgaben)
1 035 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 266.600 258.200 -8.400
1 035 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 18.800 18.300 -500
1 035 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 57.400 55.600 -1.800
1 035 1628 Erstattung Personalkosten vom Bund (Jobcenter) 24.400 18.400 -6.000 Einnahme
1 130 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 117.200 108.800 -8.400
1 130 4340 Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 8.300 7.800 -500
1 130 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 25.200 23.400 -1.800
1 400 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 435.500 251.100 -184.400
1 400 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 30.000 17.400 -12.600
1 400 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 93.700 54.000 -39.700
1 400 1628 Erstattungen Personalkosten 240.000 0 -240.000 Einnahme
1 600 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 220.400 210.900 -9.500
1 600 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 15.100 14.500 -600
1 600 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 47.400 45.400 -2.000
1 610 4140 Vergütung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 170.300 157.700 -12.600
1 610 4340 Beiträge zu Versorgungskassen für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 11.700 10.900 -800
1 610 4440 Beiträge zur Sozialversicherung für Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer 36.700 34.000 -2.700

Gesamtveränderung SN 01 (abzgl. Erstattungen) -40.300 Verbesserung

6 231 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 69.200 65.500 -3.700
6 468 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 97.000 91.800 -5.200
6 560 5913 Kosten Leistungen Bauhof 92.500 87.600 -4.900
6 580 5437 Abfallentsorgung Grünanlagen 82.000 77.600 -4.400
6 580 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 1.115.300 1.055.800 -59.500
6 630 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 232.600 220.200 -12.400
6 650 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 19.900 18.900 -1.000
6 660 5913 Kosten für Leistungen Bauhof 61.800 58.500 -3.300

Gesamtveränderung Bauhof (gem. JLV 2021) -94.400 Vebesserung

4 4640 1720 Zuweiwung Kreis (SQKM-Mittel), Domhof 735.000 824.500 89.500
4 4641 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel), Wilde 13 856.000 1.015.400 159.400
4 4641 7175 Zuschuss zu den Betriebskosten, Wilde 13 908.300 1.015.400 107.100
4 4642 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel), Zipfelmütze 711.000 705.500 -5.500
4 4642 7175 Zuschuss zu den Betriebskosten, Zipfelmütze 755.300 705.500 -49.800
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4 4643 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel), Mauseloch 475.000 470.000 -5.000
4 4643 7040 Zuschuss zu den Betriebskosten, Mauseloch 468.000 470.000 2.000
4 4644 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel), Kinderhaus 616.000 634.900 18.900
4 4644 7080 Zuschuss zu den Betriebskosten, Kinderhaus 632.000 634.900 2.900
4 4644 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel), Inselhaus 420.000 461.700 41.700
4 4644 7081 Zuschuss zu den Betriebskosten, Inselhaus 459.000 461.700 2.700
4 4645 1620 Zuweisung Kreis (SQKM-Mittel), Hasselholt 780.000 838.700 58.700
4 4645 7017 Zuschuss zu den Betriebskosten, Hasselholt 780.000 838.700 58.700

Gesamtveränderung KiTa (Verbesserung) 234.100 Vebesserung

weitere Ausgabenveränderungen
4 3210 7030 Zuschuss an die Ernst Barlach Gesellschaft Hamburg 0 10000 10.000 vorbehaltlich ASJS
4 470 7039 Zuschussbeträge nach Maßgabe des ASJS 23.000 15.000 -8.000 gem. ASJS
6 630 5439 Gebühr Oberflächenentwässerung 330.800 286.000 -44.800
2 707 7156 Verlustabdeckung 149.100 147.300 -1.800 gem. WiPlan 2021
2 790 6300 Kosten für Tourismusförderung 505.000 497.500 -7.500 gem. WiPlan 2021
2 900 8100 Gewerbesteuerumlage 473.000 449.400 -23.600 vorl. Festsetz.
2 900 8320 Kreisumlage 5.560.500 5.668.700 108.200 vorl. Festsetz.
2 900 8070 Zinsen an priv. Unternehmen/Kreditmarkt 145.000 120.000 -25.000
2 900 8600 Zuführung zum Vermögenshaushalt (entspricht der ordentl. Tilgung) 966.600 872.800 -93.800

-86.300 Verbesserung

weitere Einnahmeveränderungen
2 790 1200 Tourismusabgabe 160.000 80.000 -80.000
2 900 0030 Gewerbesteuer 5.000.000 4.750.000 -250.000
2 900 0210 Vergnügungssteuer f. das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeräten 180.000 160.000 -20.000
2 900 0410 Schlüsselzuweisungen 3.631.600 3.611.700 -19.900 vorl. Festsetz.
2 900 0611 Zuweisung übergemeindliche Aufgaben 1.654.700 1.648.500 -6.200 vorl. Festsetz.
2 900 0613 Zuweisung zur Stärkung der Investitionskraft für Infrastrukturmaßnahmen 0 195.900 195.900
2 900 0910 Bedarfsunabhängige Zuweisungen nach § 32 FAG 598.300 601.000 2.700 vorl. Festsetz.

-177.500 Verschlechterung
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V e r m ö g e n s h a u s h a l t    2 0 2 1 
(mit Fortschreibung der Investitionsplanung bis einschließlich 2024) 
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Vermögenshaushalt 2019 - 2024 (Stand: 3. NT-HH 2020 + Entwurf 22.02.2021) 0 0 0 0 0
Bezeichnung Plan 2019 Plan 2020 Plan 2021 Plan 2022 Plan 2023 Plan 2024

UA 020 Fachbereich Zentrale Dienste
020 9350 Erwerb von beweglichen Sachen 48.100 54.500 35.000 20.000 10.000 10.000
020 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage 11.000 11.000 11.000 11.000 11.000 11.000
020 5 9351 Erwerb Dokumenten-Management-System
020 9 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Umstellung auf Windows 10/Office 2016) 33.800

Umgestaltung Ratssaal
020 18 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Möblierung Ratssaal und Trauzimmer) 46.400
020 18 9352 Erwerb von beweglichen Sachen (Medien/Technik) 24.100
020 18 9353 Erwerb von beweglichen Sachen (Akustik) 35.000
020 18 9400 Bau- und Planungskosten (Bauwerk) 51.300
020 19 9400 Energetische Sanierung Rathaus 15.000 30.000
020 21 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Reinigungsmaschine) 6.000
020 22 9400 Bau- und Planungskosten (Klimatisierung Rathaus) 140.000 59.000
020 23 3675 Zuschuss Dritter/private Unternehmen (Einbruchmeldeanlage Rathaus) 5.000
020 23 9400 Bau- und Planungskosten (Einbruchmeldeanlage Rathaus) 30.000
020 24 9400 Bau- und Planungskosten (Brandmeldeanlage Rathaus) 46.800
020 25 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Telearbeitsplätze) 18.800
020 26 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Mobile Geräte) 15.000
020 27 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Umstellung MESO auf VOIS) 15.000
020 28 3670 Kostenbeteiligung RZ-WB (Beschaffung Großformatscanner) 3.500
020 28 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Beschaffung Großformatscanner) 7.000
020 29 3615 Zuweisung EU-Mittel (WLAN-Hotspots - WiFi4EU) 15.000
020 29 3650 Zuweisung verbundener Unternehmen (VS-Netz) (WLAN-Hotspots - WiFi4EU) 11.300
020 29 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (WLAN-Hotspots - WiFi4EU) 24.800
020 30 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (LÄMKom LISSA) 12.100
020 31 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Umstellung GESO auf VOIS) 17.000
020 32 9400 Bau- und Planungskosten (Schließanlage inkl. Zeiterfassung Rathaus) 50.000
020 33 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Pavement Management System - PMS) 95.000

Einnahmen 5.000 18.500 0 0 11.300 0
Ausgaben 521.300 201.300 220.100 31.000 21.000 21.000
Saldo -516.300 -182.800 -220.100 -31.000 -9.700 -21.000

UA 110 Öffentliche Ordnung
110 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Erfassungsgeräte -ruhender Verkehr-) 2.000
110 9877 Investitionskostenzuschuss Tierschutz Mölln-Ratzeburg u. Umgebung e. V. 20.000
110 1 3620 Zuweisung Gemeinden/Gemeindeverbände (Beschaffung Traffic Patrol XR) 6.000
110 1 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (Beschaffung Traffic Patrol XR) 7.200
110 2 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (Solarbetriebene Geschwindigkeitsanzeige) 2.000
110 3 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Transport- u. Kühlboxen für Tierkadaver) 1.300

Einnahmen 0 6.000 0 0 0 0
Ausgaben 20.000 12.500 0 0 0 0
Saldo -20.000 -6.500 0 0 0 0

UA 130 Brandschutz
130 3620 Zuschuss Kreis (allgemeine Besch.) 13.400 77.500 5.000 5.000 5.000 5.000
130 9350 Erwerb von beweglichen Sachen 112.000 138.000 135.000 99.000 99.000 99.000
130 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage 
130 9355 Erwerb Digitalfunk
130 3621 Zuschuss Kreis (Erwerb Digitalfunk)
130 11 9400 Bau- und Planungskosten (Dachsanierung)
130 12 9400 Bau- und Planungskosten (Notstromversorgung Feuerwache)
130 13 3450 Verkaufserlös "altes Fahrzeug" (Beschaffung Vorausrüstwagen VRW) 2.000
130 13 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Beschaffung Vorausrüstwagen VRW) 0 10.000 88.000

HH-Stelle
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130 14 9350 Erwerb von bewegl. Sachen (Beschaffung Tanklöschfahrzeug LF20/40) 10.000 420.000
130 14 3450 Verkaufserlös "altes TLF" 0 5.000
130 14 3620 Zuschuss Kreis (Feuerschutzsteuer) 0 82.500
130 14 3610 Zuschuss Land (Sonderbedarfszuweisung) 0
130 15 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Persönliche Schutzausrüstung) 109.700
130 15 3620 Zuschuss Kreis zur Persönlichen Schutzausrüstung (Feuerschutzsteuer) 0
130 16 9400 Bau- und Planungskosten (Sanierung Bootshaus Seestraße) 21.600
130 17 9400 Bau- und Planungskosten (Regen- u. Schmutzwasserleitungen, Ölabscheider) 120.000
130 18 3450 Verkaufserlös (altes Inventar/Spinde) 1.300
130 18 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Doppelspinde für Schwarz-Weiß-Trennung) 23.000
130 19 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Büromöbel) 9.000 9.000
130 20 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Beschaffung Einsatzboot) 0
130 20 3620 Zuschuss Kreis (Feuerschutzsteuer, Einsatzboot) 0 0
130 21 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Beschaffung Gerätewagen GW Taucher) 0 0
130 21 3450 Verkaufserlös "alter GW Taucher" 0
130 22 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Beschaffung Hilfelöschfahrzeug HLF20/16) 0 15.000 500.000 VE erforderlich
130 22 3450 Verkaufserlös "altes LF 16" 0 0 5.000
130 22 3620 Zuschuss Kreis (Feuerschutzsteuer) 0 45.000
130 23 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Gabelstapler) 15.000
130 neu 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Beschaffung Löschgruppenfahrzeug LF10) 15.000 350.000
130 neu 3450 Verkaufserlös "altes LF 8" 5.000
130 neu 3620 Zuschuss Kreis (Feuerschutzsteuer) 10.000
130 neu 9400 Bau- und Planungskosten ("2. Feuerwehrstandort") 350.000 gem. BA
130 neu 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (MTW) 60.000
130 neu 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (Transportanhänger) 5.000
130 neu 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (Gerätewagen GW Logistik) 15.000 +350 T€ in 2025
130 neu 9400 Merkposten (Einrichtung einer Waschhalle) 175.000 Angabe folgt
130 neu 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (Pulveranhänger) in 2026
130 neu 9351 Erwerb von beweglichen Sachen (Rettungsboot RTB 1) in 2026/2027

Einnahmen 13.400 161.300 10.000 50.000 27.000 5.000
Ausgaben 405.300 582.000 500.000 799.000 537.000 179.000
Saldo -391.900 -420.700 -490.000 -749.000 -510.000 -174.000

UA 230 Lauenburgische Gelehrtenschule
230 9350 Erwerb von beweglichen Sachen 25.000 39.300 34.000 34.000 34.000 34.000
230 3610 Zuweisung des Landes (Partnerschule Leistungssport) 5.000 5.000
230 3675 Kostenanteile Dritter (Partnerschule Leistungssport)
230 9352 Anschaffung langlebiger Sportgeräte/med. Geräte (Partnerschule Leistungssport) 5.100 5.100
230 10 3675 Auflösung von Einbehaltungen
230 10 9400 Erneuerung Sporthallenboden 
230 11 3610 Zuweisung des Landes (DigitalPakt Schule Sofortaustattungsprogramm) 36.500
230 11 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (DigitalPakt Schule Sofortausstattungsprogramm) 36.600
230 12 3610 Zuweisung des Landes (DigiPakt Schule 19-24) 271.600
230 12 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (DigiPakt Schule 19-24) 312.500

Einnahmen 5.000 41.500 271.600 0 0 0
Ausgaben 30.100 81.000 346.500 34.000 34.000 34.000
Saldo -25.100 -39.500 -74.900 -34.000 -34.000 -34.000

UA 3210 Ernst-Barlach-Museum
3210 1 9877 Zuschuss an die Ernst Barlach Gesellschaft (Projekt: Barlach 2020) 5.000

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 0 5.000 0 0 0 0
Saldo 0 -5.000 0 0 0 0

UA 331 Theater, Konzerte, Musikpflege
331 1 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Bühnenelemente) 6.000 6.000 6.000

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 6.000 6.000 6.000 0 0 0
Saldo -6.000 -6.000 -6.000 0 0 0
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UA 350 Volkshochschule
350 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (VHS) 900

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 0 900 0 0 0 0
Saldo 0 -900 0 0 0 0

UA 352 Stadtbücherei
352 3620 Zuweisung Kreis 6.600 6.400 6.400 6.400 6.400 6.400
352 3670 Zuweisung von Gesellsch./Körperschaften 6.600 6.400 6.400 6.400 6.400 6.400
352 9350 Erwerb von beweglichen Sachen 2.200 900 19.000 3.300 900 900
352 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage 1.000 1.000 2.000 1.000 1.000 1.000
352 9353 Anschaffung Bücher/Medien 24.700 25.900 26.000 26.000 26.000 26.000
352 9354 Medienetat (Presseerzeugnisse/Bestandserneuerungen) 5.000 5.000 5.000 5.000
352 9400 Energetische Sanierung 18.600
352 4 3610 Zuweisung Land (Förderung von Innovationen in Öffentlichen Bibliotheken) 9.900
352 4 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Förderung von Innovationen in Öffentl. Bibliotheken) 13.200

Einnahmen 13.200 12.800 22.700 12.800 12.800 12.800
Ausgaben 46.500 27.800 65.200 35.300 32.900 32.900
Saldo -33.300 -15.000 -42.500 -22.500 -20.100 -20.100

UA 4602 Jugend- und Sportheim Riemannstraße
4602 neu 9400 Lüftungsanlage Dusch- u. Umkleideräume 150.000 0
4602 neu 9400 Erneuerung der Fenster- und Außentürerlemente 118.000

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 268.000 0 0 0 0 0
Saldo -268.000 0 0 0 0 0

UA 4640 Kindergarten Domhof
4640 9350 Erwerb von beweglichen Sachen 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000 2.000
4640 8 9400 Bau- und Planungskosten (Erneuerung Eingangstüren) 33.000 25.000 25.000 25.000
4640 neu 9400 Sanierung der Sanitärberreiche 

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 35.000 2.000 27.000 27.000 27.000 2.000
Saldo -35.000 -2.000 -27.000 -27.000 -27.000 -2.000

UA 4641 AWO-KiTa "Die Wilde 13"
4641 6 9400 Erneuerung Einbauküche 20.000

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 20.000 0 0 0 0 0
Saldo -20.000 0 0 0 0 0

UA 468 übrige Einrichtungen der Jugendhilfe
468 9350 Erwerb v. beweglichen Sachen (Spielgeräte allgemein) 20.000 20.000 20.000 20.000 20.000 20.000
468 1 9400 Einrichtung einer Parkouranlage/Jugendeinrichtung (Sperrvermerk) 120.000
468 1 3615 Zuschuss AktivRegion (EU-Mittel) - Einrichtung einer Parkouranlage 66.000
468 1 3675 Spenden/Kostenanteile Dritter - Einrichtung einer Parkouranlage 0

Einnahmen 0 66.000 0 0 0 0
Ausgaben 20.000 140.000 20.000 20.000 20.000 20.000
Saldo -20.000 -74.000 -20.000 -20.000 -20.000 -20.000

UA 551 Ruderakademie Ratzeburg
551 1 9400 Bau- u. Planungskosten (Erweiterung der Ruderakademie Ratzeburg) VE 2020 10.000 900.000 4.400.000 5.200.000 2.329.000 VE erforderlich
551 1 3600 Zuweisung Bund 295.000 1.750.500 2.082.500 854.100 RE 2020: 360.000 €
551 1 3610 Zuweisung Land 0 1.532.300 1.561.900 747.100
551 1 3611 Zuweisung Land (KIF-Sondermittel) 400.000 800.000 800.000
551 1 3612 Zuweisung Land (Sportfördermittel) 0 0 600.000 600.000

Einnahmen 0 695.000 4.082.800 5.044.400 2.201.200 0
Ausgaben 10.000 900.000 4.400.000 5.200.000 2.329.000 0
Saldo -10.000 -205.000 -317.200 -155.600 -127.800 0 =676.000 € (Eigenanteil)
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UA 560 Sportplatz Riemannstraße
560 3 9500 Rundlaufbahn Riemannsportplatz 620.000 20.000
560 3 3610 Zuschuss Land (Sondervermögen IMPULS, Spielfeld- u. Laufbahnrichtlinie) 250.000
560 4 9500 Neubau und Rückbau Brunnenanlage (Beregnung Sportplätze) 85.000 25.000

Einnahmen 250.000 0 0 0 0 0
Ausgaben 620.000 105.000 25.000 0 0 0
Saldo -370.000 -105.000 -25.000 0 0 0

UA 580 Park- und Gartenanlagen
580 9350 Erwerb von beweglichen Sachen (Papierkörbe) 5.000 0 5.000 5.000 5.000 5.000
580 9536 Tütenautomaten für Hundekotbeseitigung 1.000
580 9357 Erwerb von Sitzbänken 5.000 0 5.000 5.000 5.000 5.000
580 neu 9351 Erwerb/Erweiterung EDV-Anlage (Hard- und Software für ein Baumkataster) 0 +25.000 € (2021)

Einnahmen 0 0 0 0 0 0 (gem. BA-Beschluss)
Ausgaben 10.000 0 11.000 10.000 10.000 10.000
Saldo -10.000 0 -11.000 -10.000 -10.000 -10.000

UA 610 Orts- und Regionalplanung
610 9407 Ortsplanung 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000 30.000
610 9861 Abschluss Stadtsanierung (Zahlung an Treuhandvermögen, "Alt-Sanierung") 25.000
610 3 3600 Zuweisung Bund (Städtebauförderung "Kleinere Städte und Gemeinden") 776.000 286.000 0 798.000 978.000 1.157.300 Anpassung der Ansätze
610 3 3610 Zuweisung Land (Städtebauförderung "Kleinere Städte und Gemeinden") 776.000 286.000 0 594.500 1.181.500 1.157.300 an die aktuelle KoFi/-
610 3 9402 Umsetzung d. Städtebauförderungsmaßnahmen "Kleinere Städte u. Gemeinden") 2.362.100 870.700 0 1.817.800 3.597.700 3.528.900 Maßnahmenplanung
610 5 3600 Zuweisung Bund (Städtebauförderung "Denkmalschutz Domhof") 0
610 5 3610 Zuweisung Land (Städtebauförderung "Denkmalschutz Domhof") 0
610 5 3620 Auflösung Sonderkonto ("Denkmalsch. Domhof") 83.400
610 5 9402 Umsetzung d. Städtebauförderungsmaßnahmen ("Denkmalsch. Domhof") 0
610 6 3510 KAG-Beiträge (Nationale Projekte des Städtebaus) 954.500 neue Kosten- und 
610 6 3600 Zuweisung Bund (Nationale Projekte des Städtebaus) 36.600 0 78.600 345.300 190.100 Finanzierungs-
610 6 3650 Zuweisung Ver- und Entsorger (Nationale Projekte des Städtebaus) 54.600 0 7.800 345.200 142.100 veranschlagung
610 6 9402 Erneuerung der Domhalbinsel (Nationale Projekte des Städtebaus)  208.500 0 125.800 1.528.000 717.200 VE erforderlich
610 (3) 9402 Städtebauförderungsmaßnahmen (weitere Maßnahmen, nur Eigenanteil ab 2025)

Einnahmen 1.726.600 572.000 86.400 2.083.000 3.446.200 2.314.600
Ausgaben 2.600.600 925.700 155.800 3.375.800 4.344.900 3.558.900
Saldo -874.000 -353.700 -69.400 -1.292.800 -898.700 -1.244.300

UA 620 Wohnungsbauförderung
620 3271 Tilgung Baudarlehen 8.300 4.600 4.600 4.600 4.600 4.600
620 9823 Rückzahlung Kreismittel 4.200 2.400 2.400 2.400 2.400 2.400

Einnahmen 8.300 4.600 4.600 4.600 4.600 4.600
Ausgaben 4.200 2.400 2.400 2.400 2.400 2.400
Saldo 4.100 2.200 2.200 2.200 2.200 2.200

UA 630 Gemeindestraßen
630 1 3520 Ablösung Einstellplätze 1.200 18.000
630 51 3650 Zuweisung Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe (4./5. BA Südliche Sammelstraße) 118.800
630 69 9500 Radwegesanierung (hier: Möllner Straße) 230.000
630 88 9500 Behindertenparkplätze 

Ausbau der Bushaltebuchten B208/Bahnhofsallee
630 90 3600 Zuweisung Bund 
630 90 3610 Zuweisung Land (GVFG-Mittel) 18.600
630 90 9500 Bau- und Planungskosten

Ausbau Domstraße
630 91 3510 KAG-Beiträge 0 472.000
630 91 3650 Zuweisung verbundener Unternehmen (Eigenbetrieb/VS-Netz) 0 432.000 492.000
630 91 9400 Bau- und Planungskosten  130.000 800.000 918.000
630 92 9500 Gehwegerweiterung Henri-Dunant-Str. 75.000
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Ausbau der Wohnwege Friedrich-Ebert-Straße
630 93 3510 KAG-Beiträge 0 0
630 93 9500 Bau- und Planungskosten  5.000 17.000 0

Fahrradabstellanlage am Bahnhof
630 94 3610 Zuweisung des Landes (NAH.SH Deutsche Bahn) 0 54.000
630 94 9400 Bau- und Planungskosten 0 90.000

Unterflurcontainer (Bebauungsplan Nr. 81)
630 95 9870 Zuweisung für Investitionen (Kostenbeteiligung) 0 12.000

Ausbau Wedenberg
630 96 3510 KAG-Beiträge 420.000
630 96 9500 Bau- und Planungskosten 598.000

Sanierung der historischen Dreifeldbogenbrücke Dermin/Röpersberg
630 97 9500 Bau- und Planungskosten 133.000 602.000 VE erforderlich

Einnahmen 1.200 587.400 546.000 892.000 0 0
Ausgaben 440.000 817.000 1.751.000 602.000 0 0
Saldo -438.800 -229.600 -1.205.000 290.000 0 0

UA 690 Wasserläufe, Wasserbau
690 2 9400 Bau- und Planungskosten 5.000 0 5.000 5.000 5.000 5.000

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 5.000 0 5.000 5.000 5.000 5.000
Saldo -5.000 0 -5.000 -5.000 -5.000 -5.000

UA 880 Allgemeines Grundvermögen
880 3400 Erlöse aus Grundstücksverkäufen 0 316.000 0 0 0 0
880 9320 Erwerb von Grundstücken 5.000 130.000 5.000 5.000 5.000 5.000
880 2 9400 Neubau eines Schlichthauses (Bau- und Planungskosten) 130.000 1.010.000

Einnahmen 0 316.000 0 0 0 0
Ausgaben 135.000 1.140.000 5.000 5.000 5.000 5.000
Saldo -135.000 -824.000 -5.000 -5.000 -5.000 -5.000

UA 891 Stiftung Altenhilfe
891 1 9400 Sanierung Hospital zum Heiligen Geist (Seniorenheim Bei St. Petri) 0

Einnahmen 0 0 0 0 0 0
Ausgaben 0 0 0 0 0 0
Saldo 0 0 0 0 0 0

UA 910 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft
910 3000 Zuführung vom Verwaltungshaushalt 972.400 2.056.600 872.800 912.800 963.000 952.800 Anpassung an RE 2020+
910 3000 Zuführung vom Verwaltungshaushalt ( Soll-Überschuss ) 0 neue Investitionsplanung
910 3001 Zuführung vom Verwaltungshaushalt (Stiftung Altenhilfe) 0 0 5.200 0 0 0
910 3002 Zuführung vom Verwaltungshaushalt (Stiftung Ratzeburger Wohltäter) 100 0 0 0 0 0
910 3003 Zuführung vom Verwaltungshaushalt (Hans-Jürgen-Wohlfahrt-Stiftung) 100 0 0 0 0 0
910 3100 Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage 1.700.300 0 775.800
910 3140 Entnahme aus der Finanzausgleichsrücklage 554.000
910 3190 Entnahme aus Stiftungsrücklagen (Stiftung RZ Wohltäter) 0 25.000
910 3191 Entnahme Stiftungsrücklage 'Altenhilfe'
910 3778 Darlehen privaten Unternehmen 1.006.500 1.271.700 2.515.900 2.059.700 1.665.100 1.533.200
910 9000 Zuführung zum Verwaltungshaushalt (Finanzausgleichsrücklage + Stiftung) 86.500
910 9001 Zuführung zum Verwaltungshaushalt (zum Ausgleich des VerwHH.) 0 0 775.800
910 9100 Zuführung an die Allgemeine Rücklage
910 9140 Zuführung an die Finanzausgleichsrücklage
910 9190 Zuführung an die Stiftungsrücklage (Stiftung Altenhilfe) 0 0 5.200 0 0 0
910 9191 Zuführung an die Stiftungsrücklage (Stiftung Ratzeburger Wohltäter) 100 0 0 0 0 0
910 9192 Zuführung an die Stiftungsrücklage (Hans-Jürgen-Wohlfahrt-Stiftung) 100 0 0 0 0 0
910 9708 Tilgung Bundesdarlehen 5.400 5.400 5.500 5.500 5.500 5.500
910 9768 Tilgung - sonst. öffentliche Sonderrechnungen (neue Bereichsabgrenzung) 13.300 13.300 13.300 13.300 13.300 13.300
910 9778 Tilgung an priv. Unternehmen/Kreditmarkt (neue Bereichsabgrenzung) 953.700 867.100 854.000 894.000 944.200 934.000 Anpassung an RE 2020+
910 9788 Tilgung übrige Bereiche 0 neue Investitionsplanung
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Einnahmen 4.233.400 3.353.300 4.169.700 2.972.500 2.628.100 2.486.000
Ausgaben 1.059.100 885.800 1.653.800 912.800 963.000 952.800
Saldo 3.174.300 2.467.500 2.515.900 2.059.700 1.665.100 1.533.200

Einnahmen VMH 6.256.100 5.834.400 9.193.800 11.059.300 8.331.200 4.823.000
Ausgaben VMH 6.256.100 5.834.400 9.193.800 11.059.300 8.331.200 4.823.000

Saldo = Mehr(-)/Minder(+)bedarf Kreditaufnahme 0 0 0 0 0 0

benötigte Kreditaufnahme (Gesamt) 1.006.500 1.271.700 2.515.900 2.059.700 1.665.100 1.533.200

Tilgung 972.400 885.800 872.800 912.800 963.000 952.800

Differenz (Netto-Neuverschuldung p. a.) -34.100 -385.900 -1.643.100 -1.146.900 -702.100 -580.400
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Stadt Ratzeburg                    Ratzeburg, 11. Februar 2021 
Der Bürgermeister 
Fachbereich Finanzen 
Unter den Linden 1 
23909 Ratzeburg  
 
 
 
 
 
Gesprächsvermerk zum Haushalt 2021 
 
Videokonferenz am Mittwoch, 10.02.2021, 11.00 Uhr 
 
Teilnehmer:  
Herr Steffen, Fachdienstleiter Kommunales (Kreis Herzogtum Lauenburg) 
Frau Born, Fachdienst Kommunales (Kreis Herzogtum Lauenburg) 
Herr Koech, Bürgermeister (Stadt Ratzeburg) 
Herr Koop, Fachbereich Finanzen (Stadt Ratzeburg) 
 
 

- Einleitend verweist Herr Koop auf die prekäre Haushaltssituation der Stadt 
Ratzeburg und verdeutlicht die ungewisse Entwicklung der Steuereinnahmen 
im lfd. Haushaltsjahr sowie in der mittelfristigen Finanzplanung. Die 
Aufstellung des Haushaltsplanes 2021 zeige, dass neben den finanziellen 
Auswirkungen der Corona-Pandemie insbesondere auch veränderte 
Rahmenbedingungen, wie die KiTa-Reform, zu enormen 
Ausgabeverpflichtungen führe und somit das Bestreben um einen strukturell 
ausgeglichenen Haushalt außerordentlich erschwert werde. Die mittelfristige 
Finanzplanung sei bis einschließlich 2024 defizitär. Der Planentwurf 2021 
weise derzeit einen Soll-Fehlbedarf in Höhe von rd. 1,8 Mio. € aus. Hierin 
enthalten sei bereits eine Entnahme aus der allgemeinen Rücklage in Höhe 
von rd. 776 T€, die zur Reduzierung des Fehlbedarfes beitrage. Das 
bereinigte, strukturelle Plandefizit beliefe sich folglich auf rd. 2,59 Mio. €. 
Entscheidend für die Aufstellung des Haushaltsplanes 2021 sei daher auch 
die Entwicklung der Schulden in Bezug auf die Sicherstellung der 
Leistungsfähigkeit der Stadt mit dem Ziel, dennoch diverse Investitionen und 
Großprojekte umsetzen zu können. Hier stelle sich zudem die Frage bezüglich 
der Genehmigungsfähigkeit von Verpflichtungsermächtigungen. 

 
- Angesichts des hohen Plandefizits in 2021 bezieht sich Frau Born auf den 

Verfahrenserlass zur Gewährung von Fehlbetragszuweisungen- und Sonder-
bedarfszuweisungen vom 03.03.2020. Voraussetzung für die Gewährung von 
Fehlbetragszuweisungen ohne Abzüge sei, dass im Jahr der Antragstellung 
die Realsteuerhebesätze auf das Niveau der sog. Mindesthebesätze 
festgesetzt werden. Herr Koop verdeutlicht die politische Kontroverse zum 
aktuellen Zeitpunkt der Pandemie. Herr Steffen regt an, die kommunalen 
Landesverbände (Städteverband sowie Gemeindetag) in dieser Thematik 

Ö  12.2Ö  12.2

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/Downloads/Konsolidierungshilfe/verfahrenserlass_FBZ_SBZ.pdf?__blob=publicationFile&v=2#:%7E:text=Voraussetzung%20f%C3%BCr%20die%20Gew%C3%A4hrung%20einer,mindestens%20380%20Prozent%20festgesetzt%20sind
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/Downloads/Konsolidierungshilfe/verfahrenserlass_FBZ_SBZ.pdf?__blob=publicationFile&v=2#:%7E:text=Voraussetzung%20f%C3%BCr%20die%20Gew%C3%A4hrung%20einer,mindestens%20380%20Prozent%20festgesetzt%20sind
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anzuschreiben, um auf eine Ausnahmeregelung im Antragsjahr 2022 (für Soll-
Fehlbeträge 2021) hinzuwirken.  
 
Hinweis: Ausschlaggebend für die Beantragung einer Fehlbetragszuweisung 
ist das Jahr der Antragsstellung. Für entstandene Fehlbeträge 2021 erfolgt die 
Antragstellung in 2022. Entsprechend wären die Hebesätze spätestens im 
Jahr der Antragstellung (2022) anzupassen. 
 

- Bezüglich der Genehmigungsfähigkeit von Verpflichtungsermächtigungen 
(VE’s) verweist Frau Born auf den Grundsatz der stetigen Aufgabenerfüllung. 
Die dauernde Leistungsfähigkeit könne in der mittelfristigen Finanzplanung 
nicht sichergestellt werden. Seitens der Landesvorgaben sei die Kommunal-
aufsicht folglich angehalten, die Genehmigung für sämtliche VE‘s zu versagen. 
Sie schlägt vor, haushaltsjahrübergreifende Projekte so auszuschreiben, dass 
lediglich nur einzelne Gewerke zur Umsetzung kommen und somit eine 
Beauftragung für Folgejahre ausgeschlossen werde. 
 

- Herr Koop erwidert, dass ein solches Verfahren in der Praxis kaum realisierbar 
sei. Viele Investitionsmaßnahmen laufen über mehrere Haushaltsjahre und 
werden zudem mit hohen Quoten seitens des Bundes und Landes gefördert. 
Maßgeblich für die Umsetzung der Maßnahmen seien die in den Förder-
bescheiden zugrundeliegenden Bewilligungszeiträume, in denen die Vorhaben 
durchgeführt und schlussgerechnet werden müssen. Zudem müsse die 
Finanzierung „gesichert“ sein, was wiederum voraussetze, dass die 
Haushaltsmittel auch verpflichtend in den Folgejahren zur Verfügung stünden. 
Eine Stückelung in Gewerke halte er daher für nicht zielführend. Ob in 
Einzelfällen eine haushaltsjahrbezogene Auftragserteilung nach Gewerken 
möglich wäre, werde er mit dem Fachbereich Stadtplanung, Bauen und 
Liegenschaften näher abstimmen. 
 

- Frau Born schlägt vor, Rücksprache mit dem Landesministerium zu halten, ob 
abweichend von den geltenden kameralen Übergangsvorschriften die 
doppischen Regelungen bezüglich der Genehmigungsfähigkeit von VE’s 
angewandt werden dürfen. VE’s seien in der doppischen Haushaltsplanung 
durchaus genehmigungsfähig, sofern für gleiche Zwecke auch eine 
Kreditaufnahme nach den Kriterien des Krediterlasses genehmigungsfähig 
wäre. Gegebenenfalls könne in Abstimmung mit dem Land ein Kompromiss 
erzielt werden, dass aufgrund des kurzen Umstellungszeitraumes bis 2024 die 
doppischen Kriterien bei der Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit zugrunde 
gelegt werden dürfen. Frau Born werde sich diesbezüglich mit dem Land 
abstimmen. 

 
- Herr Koech skizziert den im Rahmen der Aufstellung der Jahresrechnung 

2020 zugrunde gelegten strengen Maßstab bei der Bildung von 
Haushaltsresten. Die geplante Kreditaufnahme in Höhe von rd. 1,2 Mio. € 
konnte somit gänzlich eingespart werden. Der Schuldenstand zum 01.01.2021 
beliefe sich damit auf rd. 4,9 Mio. €. Er ergänzt, dass durch die Vielzahl an 
investiven Maßnahmen der in den vergangenen Jahren erfolgte 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/Downloads/Gemeindehaushaltsreform/regelungen/krediterlass_neu.pdf;jsessionid=09633A238158D2C2245DBAC1B144FB29.delivery2-master?__blob=publicationFile&v=1
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Schuldenabbau nicht weiter forciert werden könne. Laufende Projekte seien 
umzusetzen und auch bereits langfristig geplante Maßnahmen, wie z. B. die 
Einzelmaßnahmen im Rahmen der Städtebauförderung (Neubau Aqua Siwa), 
seien weiter zu verfolgen. Ebenso verweist er auf die sich ändernden 
Förderbedingungen für die Sanierung der ehemaligen Ernst-Barlach-
Realschule; eine Förderung von 2/3 der Kosten sei nur noch übergangsweise 
nach dem alten Förderrecht möglich. Eine Verschiebung dieser Maßnahme 
wäre daher nicht wirtschaftlich. Herr Koech hält eine Netto-Neuverschuldung 
in den nächsten Jahren für unumgänglich. Realistisch betrachtet sei davon 
auszugehen, dass Anfang 2025 ein Schuldenstand von rd. 10,0 Mio. € erreicht 
werden wird. 
 

- Frau Born gibt zu bedenken, dass grundsätzlich alle Investitionen, die unter 
den Kriterien des Krediterlasses fallen, genehmigungsfähig wären. Dies 
bedeute jedoch nicht, dass auch für alle Maßnahmen eine uneingeschränkte 
Kreditgenehmigung erteilt werde. Vielmehr sei die Finanz- und 
Investitionsplanung nach Augenmaß aufzustellen.  
 

- Abschließend signalisiert Herr Steffen eine gewisse Bereitschaft, neben den 
bereits begonnen baulichen Projekten (z. B. Erweiterung der Ruderakademie, 
Sanierung Domstraße, Erneuerung der Domhalbinsel) auch weitere Maß-
nahmen gemäß Krediterlass (z. B. Projekte mit hoher Förderquote) als ge-
nehmigungswürdig anzusehen. Gleichwohl sei eine restriktive Finanzpolitik im 
Rahmen der Haushaltsberatungen unabdingbar. Anstrengungen zur 
Verbesserung der angespannten Haushaltslage, insbesondere eine Schwer-
punktsetzung im investiven Bereich (Streichung, Kürzung bzw. Verschiebung 
von Maßnahmen), seien angesichts des nach § 75 Abs. 1 GO geltenden 
Haushaltsgrundsatzes der stetigen Aufgabenerfüllung geboten. 
 

 
Aufgestellt: 
 
gez. 
Axel Koop 
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An: Anlage 3 - Gesprächsvermerk KAB-Videokonferenz 10.02.2021
Betreff: Gespräch am 10.02.2021 zum Haushalt 2021, Stadt Ratzeburg 

 

Von: Steffen@Kreis‐RZ.de <Steffen@Kreis‐RZ.de>  
Gesendet: Mittwoch, 17. Februar 2021 12:22 
An: Koop <Koop@Ratzeburg.de> 
Cc: Born@Kreis‐RZ.de 
Betreff: AW: Gespräch am 10.02.2021 zum Haushalt 2021, Stadt Ratzeburg  
 
Hallo Herr Koop, 
 
anbei Ihr Vermerk über unser Gespräch am letzten Mittwoch mit einer kleinen Ergänzung im letzten 
Absatz auf Seite 1 in rot. 
 
Ferner teile ich Ihnen mit, dass wir am 10.02.2021 mit Herrn Siedenschnur (MILIG) über die Problematik
„Verpflichtungsermächtigungen bei Gemeinden mit kameralen Haushalten“ gesprochen haben. Dortige
Rechtsauslegung sei, dass sich auch bei Anwendung des § 84 Abs. 2 GO alt an die
Tatbestandsmerkmale für die Zulässigkeit für die Aufnahme von Krediten aus § 85 Abs. 2 Satz 3 GO alt
zu orientieren ist. § 85 Abs. 2 Satz 3 alt ist identisch mit § 85 Abs. 2 Satz 3 neu. Dabei verwies er auf
die Gesetzesbegründung zu § 84 des Entwurfes des Kommunalhaushalt-Harmonisierungsgesetzes.
Somit kommt es auch bei der Festsetzung von Verpflichtungsermächtigungen auf die dauernde
Leistungsfähigkeit der Gemeinde an. Insofern gelten meine Ausführungen, die Sie im letzten Absatz des
Vermerks dargestellt haben, auch für die Genehmigungsfähigkeit von Verpflichtungsermächtigungen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Karsten Steffen 
Fachdienst Kommunales 
‐ Fachdienstleiter ‐ 
Telefon 04541/888 210 
Fax 04541/888 237 
Mobil 0151 551 45206 
Mail: Steffen@kreis‐rz.de 
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23. September 2020 
 

Haushaltskonsolidierung und Gewährung von Fehlbetragszuweisungen (Haushalts-
konsolidierungserlass) 
 
Das laufende Haushaltsjahr wird geprägt durch die COVID-19-Pandemie. Die Bekämpfung 
und Bewältigung ihrer wirtschaftlichen Folgen stellen die Kommunen und das Land gleich-
ermaßen vor gewaltige Herausforderungen. Trotz und wegen dieser Herausforderungen 
darf das Ziel der Haushaltskonsolidierung nicht vernachlässigt werden. Dem Abbau der 
aufgelaufenen Defizite muss im Interesse der nachfolgenden Generationen grundsätzlich 
weiterhin eine hohe Priorität eingeräumt werden.  
 

Die Anstrengungen zur Haushaltskonsolidierung sind unter Hinweis auf den Erlass zum 
Umgang mit den kommunalhaushaltsrechtlichen Folgen im Zusammenhang mit den erfor-
derlichen Maßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2, Az. IV 305, vom 
30. März 2020 zumindest insoweit vorzubereiten, dass sie nach erfolgreicher Bekämpfung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 umgesetzt werden können und etwaige Finanzprobleme 
beherrschbar bleiben. 
 
Eine Haushaltskonsolidierung sollte vorrangig durch Begrenzung des Anstiegs der Auf-
wendungen im Ergebnisplan erfolgen. Die schleswig-holsteinischen Kommunen verfügen 
aber auch über Möglichkeiten, ihre Erträge zu steigern. Im Realsteuervergleich 2018 liegt 
der gewogene durchschnittliche Hebesatz in Schleswig-Holstein sowohl bei der Grund-
steuer A und B als auch bei der Gewerbesteuer weiterhin zum Teil deutlich unter den ge-
wogenen durchschnittlichen Hebesätzen der Kommunen in den bundesdeutschen Flä-
chenländern.  
 
Als eine Grundlage für die Überprüfung möglicher Konsolidierungsmaßnahmen füge ich 
die aktualisierte Liste mit Hinweisen zur Beschränkung der Aufwendungen und Auszah-

Ö  12.2Ö  12.2
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lungen und zur Ausschöpfung der Ertrags- und Einzahlungsquellen bei. Inhaltlich we-

sentliche Neuerungen sind in gewohnter Form durch Fettdruck kenntlich gemacht. Den 
Erlass gleichen Betreffs vom 9. September 2019 hebe ich auf. 
 
Zum Umgang mit freiwilligen Aufwendungen und Ertragsverzichten aufgrund der COVID-
19-Pandemie weise ich darauf hin, dass bei den Prüfungen mit Augenmaß vorgegangen 
werden sollte. Grundsatz sollte sein, dass notwendige Aufwendungen für eine direkte 
Corona-Bekämpfung anerkannt werden können (z. B. Desinfektionsmittel für die eigenen 
Sitzungsräume), Aufwendungen und Ertragsverzicht für indirekte Maßnahmen dagegen 
nicht, um eine Gleichbehandlung gegenüber den Gemeinden zu gewährleisten, die auf 
entsprechende Maßnahmen verzichtet haben.  
 
Ich bitte alle kommunalen Körperschaften, die in dieser Liste enthaltenen Hinweise auch 
für die Beratungen zum Erlass der Haushaltssatzung 2021 zu nutzen. 
 
Die Landrätin und die Landräte als Kommunalaufsichtsbehörden und als Gemeindeprü-
fungsämter bitte ich, die aktualisierte Liste als eine Grundlage für Haushaltsgespräche und 
für die im folgenden Jahr durchzuführenden Prüfungen der ihrer Aufsicht unterliegenden 
Gemeinden im Rahmen von Fehlbetragszuweisungen für 2020 zu verwenden. 
 
Ich empfehle, in den Fragebögen der Gemeindeprüfungsämter zu den Anträgen auf Fehl-
betragszuweisung eine Abfrage zu ergänzen, die den Standard in den Kindertagesstätten 
bzw. die Maßnahmen und damit verbunden Aufwendungen und Auszahlungen abfragt, die 
über den Mindeststandard hinausgehen (vergleiche Ziffer 4.12 der Anlage). 
 
Unter Hinweis auf Ziffer 3.41 der Anlage bitte ich die Gemeindeprüfungsämter, in die Prü-
fung auch die Sondervermögen, Kommunalunternehmen (§ 106 a GO), Regionalen Bil-
dungszentren und Gesellschaften einzubeziehen und hierbei insbesondere die Einrichtun-
gen, die nach den Vorschriften des Eigenbetriebsrechts geführt werden (§ 101 Absatz 4 
GO), aus Gründen der Gleichbehandlung wie entsprechende Einrichtungen im Rahmen 
des Haushalts zu berücksichtigen. 
 
Ich bitte die Landrätin und die Landräte, die ihrer Aufsicht unterliegenden Gemeinden von 
diesem Erlass zu unterrichten. 
 
Hinweis: 
Diesen Erlass mit der anliegenden Hinweisliste finden Sie in Kürze auch im Internetauftritt 
der Landesregierung unter http://www.schleswig-holstein.de (→ Themen und Aufgaben → 
Kommunales → Kommunale Finanzen → Kommunales Haushaltsrecht → weitere rechtli-
che Regelungen). Die Hinweisliste wird dort sowohl als Word- als auch als Excel-Datei zur 
Verfügung stehen. 
 
 
Gez. Mathias Nowotny 
 

Anlage  
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nachrichtlich: 
 
 
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände 
Städtebund Schleswig-Holstein   
Reventlouallee 6 
24105 Kiel 
 
 
Landesrechnungshof 
Schleswig-Holstein 
Postfach 31 80 
24030 Kiel 
 
 
Finanzministerium 
des Landes Schleswig-Holstein 
- VI 2 - 
24105 Kiel 
 
 
 
 
 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
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1. Beschränkung der Aufwendungen und Auszahlungen 

 
1.1 Nachweis nach § 6 Absatz 1 Nr. 8 Buchstabe c) GemHVO-Doppik, dass die 

Zuweisungen und Zuschüsse an Vereine und Verbände entsprechend den 
haushaltspolitischen Anforderungen nicht gestiegen und auf das Notwendige 
beschränkt worden sind. 

1.2 Höhe der Steigerungsrate der bereinigten Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit im Verhältnis zur Empfehlung im Haushaltserlass; Gemeinden mit 
defizitärem Ergebnisplan müssen eine Unterschreitung der Empfehlung anstre-
ben. 

1.3 Kritische Überprüfung aller freiwilligen Leistungen; vor der Gewährung von Zu-
schüssen sollte geprüft werden, ob ein zwingendes öffentliches Bedürfnis für 
die finanziell zu unterstützende Aufgabe besteht, ob die Zuschusshöhe dem 
angestrebten Zweck angemessen ist, wie die eigene Leistungsfähigkeit der 
letztlichen Nutzerinnen und Nutzer zu bewerten ist und ob die Verfahren der 
Zuschussvergabe und der Verwendungskontrolle die Erfüllung des zwingenden 
öffentlichen Bedürfnisses sicherstellen; siehe ergänzend hierzu Ziffern 4.1 und 
4.2 dieses Erlasses. 

1.4 Inanspruchnahme der VAK für die Berechnung und Auszahlung von Besoldung 
und Entgelten; Hinweis: Die VAK kann auch die Aufgaben einer Familienkasse 
übernehmen.  

1.5 Inanspruchnahme der VAK für Reisekostenabrechnungen. 
1.6 Bei dem Vergleich von Kreditangeboten unter anderem auch die Möglichkeit 

der Inanspruchnahme von Kommunalkrediten der KfW einbeziehen (siehe hier-
zu im Internet unter www.kfw.de). 

                                            
1 Die wesentlichen Änderungen gegenüber der mit Erlass vom 9. September 2019 herausgegebenen Hin-
weisliste sind im Fettdruck aufgeführt. 
2 Kommunalberichte und andere Veröffentlichungen des Landesrechnungshofs wie zum Beispiel Handrei-
chungen sind im Internet unter http://www.landesrechnungshof-sh.de zu finden. 
3 Die Vorschriften zum kommunalen Haushaltsrecht sind im Internet unter http://www.schleswig-holstein.de 
→ Themen und Aufgaben → Kommunales → Kommunale Finanzen zu finden. 
4 Bericht über die Finanzsituation der Kommunen in Schleswig-Holstein vom 19. Juni 2020, 
http://www.schleswig-holstein.de → Themen und Aufgaben → Kommunales → Kommunale Finanzen → 
Finanzsituation der Kommunen, Haushaltserlass/Finanzplanung 

http://www.kfw.de/
http://www.landesrechnungshof-sh.de/
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/kommunaleFinanzen.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/finanzsituation.html
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1.7 Bei der Entscheidung über die Übertragung übertragbarer Aufwendungen und 
der dazugehörigen Auszahlungen ist dem Haushaltsausgleich Vorrang vor an-
deren Erwägungen einzuräumen (Ziffer 19.4 der früheren AAGemH-
VO/Erläuterung zu § 23 GemHVO-Doppik); siehe ergänzend hierzu Ziffer 4.5 
dieses Erlasses 

1.8 Restkreditermächtigungen; bei der Erstellung des Jahresabschlusses ist der 
Grundsatz der Nachrangigkeit der Kreditaufnahme zu beachten und zu prüfen, 
ob Restkreditermächtigungen in Abgang gestellt werden können. 

1.9 Höhe der Steigerungsrate der Personalaufwendungen im Verhältnis zur Emp-
fehlung im Haushaltserlass 

1.10 Sofern Stellen nicht im Falle eines Ausscheidens des Stelleninhabers oder der 
Stelleninhaberin gestrichen werden: Nutzung der nach § 35 Absatz 4 LBG er-
öffneten Möglichkeit, den Eintritt von Beamtinnen und Beamten in den Ruhe-
stand um bis zu drei Jahre über die Altersgrenze hinauszuschieben, wenn die 
Betreffenden dies beantragen und dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, 
um dadurch Einsparungen im Bereich der Personalaufwendungen (einschließ-
lich der Pensionsrückstellungen) zu realisieren. 

1.11 Streichung von Stellen (Ausbringung von kw-Vermerken) 
1.12 Nutzung von Einsparmöglichkeiten bei freiwerdenden Stellen: mehrmonatige 

Wiederbesetzungssperre; Prüfung, ob Umwandlung in niedrigere Besoldungs- 
oder Tarifgruppe möglich ist oder die Stelle ganz oder teilweise eingespart wer-
den kann.  

1.13 Versicherungen (Kommunalbericht 2003 des Landesrechnungshofs) 
1.14 Überprüfung, ob Sportplätze und Sportlerheim an Vereine zur Bewirtschaftung 

und Unterhaltung gegeben werden können. 
1.15 Überprüfung des Bestands an Kinderspielplätzen; Schließung von nicht mehr 

genutzten Spielplätzen und Prüfung eines Verkaufs der Flächen 
1.16 Verwendung der Mittel aus Erbschaften überprüfen 
1.17 Verzicht auf Gewährung von Arbeitgeberdarlehen, auch bei kommunalen Ei-

genbetrieben, Kommunalunternehmen und Gesellschaften 
1.18 Verzicht auf Zuschüsse an den Kleingartenverein 
1.19 Verzicht auf Übernahme von Fahrkosten für die Teilnahme an Vorstellungsge-

sprächen 
1.20 Verzicht auf Zuschüsse zu Betriebsfeiern und Betriebsausflügen sowie auf Ver-

günstigungen für Beschäftigte bei der Nutzung von Einrichtungen der Gemein-
de 

1.21 Überprüfung der Kosten für amtliche Bekanntmachungen; Reduzierung von 
Aushangkästen unter Beachtung der vorgegebenen Mindestanzahl, Bereitstel-
lung von amtlichen Bekanntmachungen im Internet, bei amtsangehörigen Ge-
meinden und amtsinternen Zweckverbänden Nutzung der Internetseite ihres 
Amtes (Bekanntmachungsverordnung vom 14. September 2015, GVOBl. Schl.-
H. Seite 338). 

1.22 Möglichkeiten der Privatisierung nutzen (zum Beispiel Wohnungsverwaltung, 
Gärtnereien, Werkstätten, Straßenreinigung, Sportboothäfen) 

1.23 Der Landesrechnungshof sieht hohe Einsparpotenziale im Vertragswesen 
für Energielieferverträge. Er empfiehlt, ein Energiecontrolling einzurichten 
und im Energiemanagement anzusiedeln (Bericht zum Energiemanage-
ment vom 19. September 2019, siehe auch Kommunalberichte 2011 und 
2013 des Landesrechnungshofs). 



 - 3 - 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein 2020 

1.24 Nutzung von Einsparpotenzialen bei der Straßenbeleuchtung durch Austausch 
von Lampen gegen hocheffiziente Leuchtmittel, Begrenzung der Lichtemission 
auf die auszuleuchtenden Flächen und Begrenzung der Beleuchtungsdauer; bei 
Lichtsignalanlagen Umrüstung auf Strom sparende LED-Lampen und Begren-
zung der Betriebsdauer auf das für die Verkehrssicherheit Notwendige (Kom-
munalbericht 2011 des Landesrechnungshofs). Auf die Fördermöglichkeit durch 
die KfW für energetische Stadtbeleuchtung wird hingewiesen. 

1.25 Regelmäßige und gebündelte Ausschreibung des Bedarfs der Kommune für die 
Energieträger Öl, Gas und Strom (Kommunalbericht 2011 des Landesrech-
nungshofs). „Inhouse-Geschäfte“ mit den eigenen kommunalen Energie-
versorgungsunternehmen führen laut Landesrechnungshof nicht zwangs-
läufig zu den wirtschaftlichsten Angeboten (Bericht zum Energiemanage-
ment vom 19. September 2019). 

1.26 Kassenkredite, Überprüfung der Konditionen durch Preisumfrage; Runderlass 
zu §§ 87, 95 i der Gemeindeordnung – Kassenkredite vom 20. Oktober 2015 

1.27 Überprüfung und gegebenenfalls Verringerung der Zuweisungen und Zuschüs-
se an Dritte im Aufgabenbereich der Gesundheitsämter (Kommunalbericht 2013 
des Landesrechnungshofs) 
 

 
 
 

2. Ausschöpfung der Ertrags- und Einzahlungsquellen 
 

2.1 Hundesteuer: mindestens 120 € 
2.2 Prüfen, ob eine Zweitwohnungssteuer erhoben werden kann. Für eine sachge-

rechte Entscheidung sollten die dadurch zu erwartenden Aufwendungen für 
die Erhebung den zu erwartenden Erträgen für einen Zeitraum von 10 Jahren 
gegenübergestellt werden. 

2.3 Spielgerätesteuer: mindestens 12,0 % der Bruttokasse 
2.4 Erhebung von Konzessionsabgaben (Energie, Wasser) 
2.5 Höhe der Gebühren für Betreute Grundschule 
2.6 Höhe der Gebühren öffentlicher Bibliotheken  
2.7 Erhebung von Gebühren und Entgelten für Einsätze und Leistungen der öf-

fentlichen Feuerwehren nach § 29 Absatz 2 BrSchG 
2.8 Abrechnung von Brandverhütungsschauen gemäß § 29 Absatz 5 BrSchG, so-

fern nicht nach § 29 Absatz 6 BrSchG ein Verzicht angezeigt ist. 
2.9 Erhebung von Straßenreinigungsgebühren; Überprüfung der Satzung auf 

eventuelle Regelungen zu Eckgrundstücken 
2.10 Erhebung von Parkgebühren, wenn nach Prüfung der örtlichen Situation die 

rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 
2.11 Erhebung von Sondernutzungsgebühren 
2.12 Erhebung von Baugenehmigungsgebühren in dem rechtlich gebotenen Um-

fang (§§ 9, 11 und 15 VwKostG) 
2.13 Ausschöpfung der Gebührenrahmen bei der Kfz-Zulassungs- und Fahrerlaub-

nisbehörde 
2.14 Höhe und regelmäßige Anpassung der Gebühren der Gesundheitsämter 

(Kommunalbericht 2013 des Landesrechnungshofs) 
2.15 Erhebung von Verwaltungsgebühren und regelmäßige Anpassung 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/Downloads/Gemeindehaushaltsreform/regelungen/runderlassKassenkredite.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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2.16 Gebühren für Beschäftigte (Parkplätze) 
2.17 Erhebung von Strandbenutzungsgebühren für Einwohnerinnen und Einwohner 

in Tourismusgemeinden 
2.18 Erhebung Kur- und Tourismusabgabe nach § 10 KAG 
2.19 Erhebung angemessener Entgelte für Veranstaltungen der Kurbetriebe 
2.20 Erhebung von Straßenbaubeiträgen; Verzicht auf Regelungen zu Eckgrund-

stücken; Ausschöpfung der gesetzlich zulässigen Höchstsätze als Anliegeran-
teil am beitragsfähigen Aufwand. Hierzu wird auf den Kommentar Haber-
mann/Arndt Randnummer 213 ff. verwiesen; siehe auch Ziffer 4.10 dieses Er-
lasses  

2.21 Verzicht auf Eckgrundstücksvergünstigungen bei Erschließungsbeiträgen  
2.22 Erhebung von Ausgleichsbeiträgen für Sanierungsgebiete 
2.23 Rechtzeitige Vorauszahlungen bei allen Arten von Beiträgen 
2.24 Maßvolles Entgelt für die Nutzung der Sporthalle für den Erwachsenensport 

(d. h. kein kostendeckendes Entgelt für den Erwachsenensport; für den Ju-
gendsport wird ausdrücklich nicht erwartet, dass ein Entgelt erhoben wird; 
Kommunalbericht 2016 des Landesrechnungshofs) 

2.25 Maßvolles Entgelt für Seniorenausflüge, Seniorenweihnachtsfeiern und 
ähnliche Veranstaltungen, die die Kommune durchführt 

2.26 Entschädigung für die Nutzung von Jugend- und Sportheimen 
2.27 Regelmäßige Überprüfung der Entgelte für die Nutzung der eigenen Räum-

lichkeiten der Kommune durch Dritte 
2.28 Kostendeckungsgrad kostenrechnender Einrichtungen, bei Volkshochschulen 

und Musikschulen grundsätzlich mindestens 65 % (Ausnahmen bei Volks-
hochschulen: Kurse zur Integration, Kurse zur Vorbereitung auf einen Ab-
schluss, wie er bei allgemein bildenden Schulen abgelegt werden kann); bei 
Volkshochschulen sollen die Erträge aus den Kursgebühren jeweils mindes-
tens das Dozentenhonorar abdecken; bei Musikschulen sollen die Gebühren 
mindestens 90 % der Aufwendungen für die pädagogischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter decken (Kommunalbericht 2013 des Landesrechnungshofs). 

2.29 Regelmäßige Überprüfung der in die Gebühren der kostenrechnenden Einrich-
tungen einfließenden Verwaltungskostenbeiträge der anderen Ämter der 
Kommune 

2.30 Mietanpassung, Veräußerung von Gebäuden 
2.31 Anpassung der Pachten; bei Kleingartenpachtverträgen soll möglichst der 

Höchstbetrag nach § 5 Bundeskleingartengesetz erhoben werden; Nutzung 
von leerstehenden Flächen in Kleingartengebieten 

2.32 Höhe der Erbbauzinsen, regelmäßige Anpassung 
2.33 Veräußerung landwirtschaftlicher Flächen, die nicht für Belange der Ortsent-

wicklung benötigt werden. 
2.34 Veräußerung kleinerer Forstflächen, die nur einen geringen Ertrag, aber auf-

grund ihrer Lage hohe Aufwendungen für die Verkehrssicherung verursachen. 
2.35 Veräußerung von sonstigem Vermögen 
2.36 Bei der Übernahme von Bürgschaften Vereinnahmung einer Provision, die den 

Bürgschaftsvorteil voll abschöpft, soweit sich nicht nach den EU-Regelungen 
eine noch höhere Provision ergibt; Näheres hierzu siehe Erlass vom 10. Juli 
2012 zur Gewährung von Bürgschaften 

2.37 Gewinnabführung Versorgungs- und Verkehrsbetriebe 
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2.38 Optimierung des Forderungsmanagements (Prüfungsbericht „Forderungsma-
nagement in schleswig-holsteinischen Kommunen“ vom 24. Juni 2014 und 
Kommunalbericht 2016 des Landesrechnungshofs) 

2.39 Der Landesrechnungshof stellt für einige Schulträger Verbesserungsmöglich-
keiten bei der Berechnung der Schulkostenbeiträge fest („Bericht über den 
Einfluss des demografischen Wandels auf ausgewählte Aspekte der kommu-
nalen Daseinsvorsorge“ des Landesrechnungshofs vom 2. Juni 2017, Ziffer 3). 
Die Berechnungen der Schulkostenbeiträge sollten regelmäßig überprüft wer-
den. 
 
 
 

  
3. Weitere Maßnahmen  
 

3.1 Gemeindliche Gebietsänderungen, durch die die Zahl der Gemeinden verrin-
gert wird, finden ausschließlich freiwillig zwischen den beteiligten Gebietskör-
perschaften statt. Sie können einen wesentlichen Beitrag zur Wirtschaftlichkeit 
der Verwaltungen und damit zur Haushaltskonsolidierung leisten. Auf die För-
derung nach § 24 FAG wird hingewiesen. 

3.2 Zusammenarbeit von Verwaltungen bei einzelnen Aufgabenbereichen, insbe-
sondere von Verwaltungen des Umlandes von Zentralen Orten mit der Verwal-
tung des Zentralen Ortes 

3.3 Zusammenarbeit der Kreise untereinander und mit kreisfreien Städten in Ar-
beitsbereichen, zum Beispiel im Bereich der Rechnungsprüfung, der Bußgeld-
stellen, der Personalverwaltung, im Bereich Soziales, dem Rettungsdienst, der 
Stiftungsaufsicht, der EDV und des Archivs; zum Bereich Rechnungsprüfung 
siehe ergänzend Ziffer 4.4 dieses Erlasses. 

3.4 Zusammenarbeit des Rechnungsprüfungsamtes des Kreises mit den Rech-
nungsprüfungsämtern der kreisangehörigen Städte; siehe ergänzend hierzu 
Ziffer 4.4 dieses Erlasses 

3.5 Zusammenarbeit der Landrätinnen und Landräte als untere Landesbehörden 
3.6 Zusammenarbeit von Gemeinden bei der Unterhaltung von Einrichtungen 

(zum Beispiel Bauhof, Bibliotheken, Volkshochschule, Archiv), insbesondere 
von Gemeinden im Umland von Zentralen Orten mit dem Zentralen Ort; bei 
Ämtern: Einrichtung eines zentralen Bauhofs für die amtsangehörigen Ge-
meinden, soweit nicht der Bauhof des Zentralen Ortes genutzt wird. 

3.7 Zusammenarbeit von Schulträgern bei der Schulentwicklungsplanung für eine 
vorausschauende Anpassung kommunaler Schulangebote an die Entwicklun-
gen der Schülerzahlen („Bericht über den Einfluss des demografischen Wan-
dels auf ausgewählte Aspekte der kommunalen Daseinsvorsorge“ des Landes-
rechnungshofs vom 2. Juni 2017, Ziffer 3) 

3.8 Zusammenarbeit von Gemeinden und Kreisen im Bereich der Vollstreckung 
3.9 Kleineren Gemeinden empfiehlt der Landesrechnungshof, die Abwasserbesei-

tigung auf einen Verband zu übertragen oder zumindest mit anderen Trägern 
in der Kanalunterhaltung zusammenzuarbeiten (Kommunalbericht 2008 des 
Landesrechnungshofs). 

3.10 Zur Verbesserung der inneren Organisation empfiehlt der Landesrechnungs-
hof, die Zahl der Ausschüsse durch Zusammenlegung des Hauptausschusses 
mit dem Finanz-, Wirtschaftsförderungs-, Eingaben- und Rechnungsprüfungs-
ausschuss, des Bauausschusses mit dem Planungs-, Umwelt- und Kleingar-
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tenausschuss sowie des Schulausschusses mit dem Kultur- und Sportaus-
schuss zu reduzieren (Hinweis zum Kleingartenausschuss: Nach Information 
des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digita-
lisierung gibt es keine rechtliche Verpflichtung mehr, Kleingartenausschüsse 
einzurichten; den Kommunen ist es nunmehr freigestellt, ob sie solche Aus-
schüsse weiterhin vorhalten). Ein eigenständiger Personalausschuss ist nicht 
erforderlich. Personal- und Organisationsangelegenheiten sollten ausschließ-
lich vom Hauptausschuss wahrgenommen werden. Bei kreisangehörigen Ge-
meinden einschließlich der kleineren Mittelstädte sind nach Auffassung des 
Landesrechnungshofs insgesamt drei Ausschüsse ausreichend. Danach kön-
nen dem Hauptausschuss auch der Eigenbetriebs- bzw. Werksausschuss so-
wie dem Bauausschuss auch der Verkehrsausschuss und Ausschuss für öf-
fentliche Sicherheit einschließlich Feuerwehrwesen zugeordnet werden. Der 
Sozialausschuss sollte mit dem Schulausschuss zusammengelegt und ihm 
sollten zudem die Jugend-, Senioren- und Städtepartnerschaftsangelegenhei-
ten zugeordnet werden. Einzelne Vergaben sollten nicht in den Ausschüssen 
beraten werden, dort sind die grundsätzlichen Beschlüsse zu fassen. 

3.11 Der Landesrechnungshof empfiehlt eine Überprüfung der bestehenden Verwal-
tungsgliederung mit dem Ziel einer Straffung der Aufbauorganisation (zum Bei-
spiel durch Zusammenlegung von Ämtern, Neuordnung von Sachgebieten, Zu-
sammenlegung von Kleinstsachgebieten) und eine Anpassung an eine ge-
straffte Ausschussstruktur. 

3.12 Verzicht auf Ausschöpfung der Höchstsätze für Aufwandsentschädigungen und 
Sitzungsgelder, Überprüfung weiterer Pauschalen  

3.13 Verzicht auf Beratung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplans in den 
Ausschüssen vor der Beratung in der Gemeindevertretung, insbesondere bei 
Nachträgen 

3.14 Beteiligung der kreisangehörigen Gemeinden, in denen Radwege an Kreis-
straßen gebaut werden, an den vom Kreis zu tragenden Kosten und Berück-
sichtigung dieser Beteiligung bei der Festsetzung der Prioritäten für den Bau 
der Radwege an Kreisstraßen. Dadurch wird den Kreisen ermöglicht, dass sie 
ihre mehrjährigen Planungen zum Bau von Radwegen ohne bzw. ohne we-
sentliche Abstriche umsetzen können. Dies liegt im Interesse der Verkehrssi-
cherheit, der Beschäftigung der Bauwirtschaft und letztlich auch der kreisange-
hörigen Gemeinden, in denen Radwege gebaut werden sollen. 

3.15 Überprüfung des Kostendeckungsgrades im Bereich der unteren Bauaufsicht – 
Zahl der Stellen, Effizienz des Personals, Einnahmen (Kommunalbericht 2013 
des Landesrechnungshofs) 

3.16 Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des kommunalen Wohnungsbestandes 
(Kommunalbericht 2005 des Landesrechnungshofs) 

3.17 Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Bauhofes (Kommunalbericht 2005 des 
Landesrechnungshofs) 

3.18 Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Schwimmbades und Erhebung eines 
maßvollen Entgeltes für die Nutzung des Schwimmbades durch Vereine 
(Kommunalberichte 2005 und 2016 des Landesrechnungshofs) 

3.19 Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von Informationstechnik; Ver-
besserung durch aufbau- und ablauforganisatorische Maßnahmen sowie durch 
eine stärkere interkommunale Zusammenarbeit (Kommunalbericht 2008 des 
Landesrechnungshofs) 
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3.20 Überprüfung, inwieweit durch Organisationsänderungen der Zuschussbedarf 
kommunaler Musikschulen verringert werden kann (Kommunalbericht 2008 
des Landesrechnungshofs) 

3.21 Überprüfung der Wirtschaftlichkeit kommunaler Sportboothäfen (Kommunalbe-
richt 2008 des Landesrechnungshofs) 

3.22 Überprüfung, inwieweit die Betreuung für Kinder bis zum 3. Lebensjahr durch 
Tagespflegepersonen wahrgenommen werden kann; der Landesrechnungshof 
stellt hierzu fest, dass dies gegenüber den Ausgaben für die institutionalisierte 
Kinderbetreuung finanziell günstiger ist (Kommunalberichte 2008 und 2013 des 
Landesrechnungshofs). 

3.23 Übertragung der technischen und kaufmännischen Betreuung aller kommuna-
ler Liegenschaften an ein zentrales Gebäudemanagement (Kommunalbericht 
2013 des Landesrechnungshofs); Einschaltung von freiberuflich Tätigen im Be-
reich Hochbau, soweit delegierbare Bauherrenleistungen wahrgenommen wer-
den, Vorbereitung und Abwicklung der Verträge mit Freiberuflerinnen und Frei-
beruflern durch das Gebäudemanagement. 

3.24 Regelmäßige und gebündelte Ausschreibung von Wartungsverträgen für tech-
nische Anlagen; zum Beispiel Aufzüge, Förderanlagen, Hebezeuge, Kälte-, 
Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen. 

3.25 Überprüfung aller alten Bebauungspläne dahingehend, ob durch einen Verzicht 
darin enthaltener Festlegungen bisher vorzunehmende aufwendige Befreiun-
gen von den Festlegungen entfallen können; Aufgaben der Stadtplanung an 
freischaffende Stadtplaner vergeben. 

3.26 Überprüfung der Steuerung im Bereich der Erzieherischen Hilfen nach dem 
4. Abschnitt des SGB VIII; hierzu zeigt der KGSt-Bericht 10/2006 (Seite 69 ff.) 
Steuerungsmöglichkeiten auf, die zu einer Verringerung der Kosten für die Er-
zieherischen Hilfen führen können. 

3.27 Überprüfung der Gewährung von Leistungen für Kosten der Unterkunft (KdU): 
unter anderem Einhaltung der Mietobergrenze und der Obergrenze für Heiz-
kosten, Heiz- und Betriebskostenabrechnung sowie Sicherstellung, dass even-
tuelle Erstattungen auch die kommunalen Leistungen verringern; siehe hierzu 
im Einzelnen Kommunalbericht 2011 und Handreichung des Landesrech-
nungshofs zu seiner Querschnittsprüfung. 

3.28 Prüfung einer teilweisen oder vollständigen Zusammenlegung von Schul- und 
Gemeindebibliotheken; bei einer teilweisen Zusammenlegung könnte die Ge-
meindebibliothek die Aufgaben der Beschaffung und Ausleihe der Lernmittel an 
die Schülerinnen und Schüler übernehmen. 

3.29 Zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Bibliotheken sollte ei-
ne Anpassung der Öffnungszeiten an die publikumsstarken Öffnungszeiten des 
Einzelhandels geprüft werden (Öffnung nicht vor 10 Uhr, eventuell sogar erst 
ab 11 Uhr). Zahlreiche Bibliotheken haben als Reaktion auf die Nachfrage am 
Mittwoch geschlossen, einige am Montagvormittag. Zudem sollte in großen 
und mittelgroßen Bibliotheken geprüft werden, ob die Nutzung eines automati-
schen Verbuchungssystems und/oder Gebührenautomaten wirtschaftlich ist 
(Kommunalbericht 2011 des Landesrechnungshofs). 

3.30 Bei dem Betrieb von öffentlichen Bibliotheken, Museen etc. Überprüfung, in-
wieweit der Einsatz ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter möglich 
ist. Nach § 3 Absatz 2 Bibliotheksgesetz sollen öffentliche Bibliotheken haupt-
amtlich von bibliothekarischen Fachkräften geführt werden. Unbeschadet da-
von können bibliothekarische Nebenstellen insbesondere in größeren Städten 
durch den Einsatz von ehrenamtlichen Kräften flankierend unterstützt werden. 
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3.31 Zur vollständigen Erhebung der Hundesteuer kann eine Hundebestandserhe-
bung zweckmäßig sein. 

3.32 Die Bundeszollverwaltung bietet für öffentliche Dienststellen die Möglichkeit ei-
ner Versteigerung von Pfandsachen, Verwaltungsgegenständen und Fundsa-
chen an. Mit dieser sogenannten „Zoll-Auktion“ werden die Gegenstände im In-
ternet unter www.zoll-auktion.de versteigert. Zahlreiche Städte und Gemeinden 
nutzen dieses Angebot bereits. Als Vorteile wurden genannt: höhere Erlöse, 
Reduzierung der Lagerkosten.  

3.33 Überprüfung der kommunalen Gebäudereinigung; der Landesrechnungshof 
stellt hierzu fest, dass Fremdreinigung eindeutig wirtschaftlicher ist als Eigen-
reinigung (Kommunalbericht 2016 des Landesrechnungshofs) 

3.34 Überprüfung der Reinigungsintervalle bei der Straßenreinigung und Gebäude-
reinigung 

3.35 Überprüfung der Standards bei der Pflege öffentlicher Grünflächen; Prüfung 
einer Einbindung von Vereinen und Anliegern in die Pflege der Grünflächen  

3.36 Verzicht auf Errichtung einer rechtsfähigen kommunalen Stiftung, soweit dies 
der Kommune nicht ausdrücklich von dritter Seite, zum Beispiel durch Erblas-
serin oder Erblasser, aufgegeben worden ist. Bei rechtsfähigen kommunalen 
Stiftungen sind ein gesonderter Haushaltsplan und ein gesonderter Jahresab-
schluss zu erstellen. Der Jahresabschluss unterliegt wie der Jahresabschluss 
des Gemeindehaushalts der Prüfung nach § 92 GO. Dies führt zu zusätzlichen 
Kosten. Auf § 88 Absätze 3 und 4 GO wird hingewiesen. 

3.37 Bei Schulträgern mehrerer Schulen Bildung eines Hausmeisterteams, das 
schulübergreifend eingesetzt wird, statt Zuordnung eines Hausmeisters oder 
einer Hausmeisterin zu je einer Schule. Vorteile: Reduzierung des Personal-
aufwands und Bereitstellung unterschiedlicher handwerklicher Qualifikationen. 

3.38 Verzicht auf Ausgliederungen aus dem Haushalt. Ein wesentlicher Vorteil der 
Doppik liegt darin, dass die Gemeinde und die Gesellschaften sowie die Son-
dervermögen der Gemeinde denselben Rechnungsstil anwenden. Damit ent-
fällt ein wesentliches Argument für Ausgliederungen, durch die Anwendung der 
kaufmännischen Buchführung eine höhere Transparenz für den ausgeglieder-
ten Bereich zu erhalten. Dafür treten die Argumente gegen eine Ausgliederung 
stärker in den Vordergrund: zusätzliche Kosten für die Erstellung eines Wirt-
schaftsplans, die Erstellung und die Prüfung eines gesonderten Jahresab-
schlusses sowie die Verringerung der Transparenz über die finanzielle Ge-
samtsituation der Gemeinde, deren Wiederherstellung über einen Gesamtab-
schluss zu einem späteren nach Abschluss des Jahres liegenden Zeitpunkt 
zusätzliche Kosten verursacht. 

3.39 Prüfung einer Wiedereingliederung von Einrichtungen, die nach den Vorschrif-
ten der Eigenbetriebsverordnung geführt werden (§ 101 Absatz 4 GO), von 
Kommunalunternehmen (§ 106 a GO) und von Eigengesellschaften. Zur Be-
gründung wird auf Ziffer 3.38 dieses Erlasses hingewiesen. 

3.40 Soweit trotz Empfehlung nach Ziffer 3.39 Einrichtungen, die nach den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung geführt werden (§ 101 Absatz 4 GO), 
und Kommunalunternehmen (§ 106 a GO) nicht aufgelöst werden, wird emp-
fohlen, zeitnah zur Umstellung der Haushaltswirtschaft der Gemeinde auf eine 
Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung auch 
die Haushaltswirtschaft der vorgenannten Einrichtungen auf die doppelte Buch-
führung nach der GemHVO-Doppik umzustellen. 
 

http://www.zoll-auktion.de/
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3.41 Einbeziehung der Sondervermögen, Kommunalunternehmen (§ 106 a GO), 
Regionalen Bildungszentren und Gesellschaften in die Haushaltskonsolidie-
rung durch Prüfung der Möglichkeiten einer    
  - Verbesserung der Ertragslage 
  - Erhöhung der Gewinnabführungen an den Haushalt  
  - Reduzierung des Zuschussbedarfs aus dem Haushalt und  
  - Rückführung verlustträchtiger Geschäftsbereiche. 
Der Landesrechnungshof empfiehlt hierzu, Zielvereinbarungen mit den Ge-
schäftsführungen zu schließen, die konkrete Einsparvorgaben enthalten und 
eine Berichtspflicht über die Umsetzung dieser Vorgaben vorsehen. 

3.42 Um die Arbeitseffizienz von Aufsichtsräten kommunaler Beteiligungsgesell-
schaften zu gewährleisten, empfiehlt der Landesrechnungshof, die Zahl der 
Aufsichtsratsmitglieder auf 7, höchstens 9 zu beschränken (Kommunalbericht 
2008 des Landesrechnungshofs). 

3.43 Begrenzung haushaltswirtschaftlicher Risiken durch Rückführung der über-
nommenen Bürgschaften 

3.44 Berücksichtigung der Erläuterungen zur GemHVO-Doppik und zu den darin 
enthaltenen Hinweisen zur Umstellung auf eine Haushaltswirtschaft nach den 
Grundsätzen der doppelten Buchführung (siehe Veröffentlichung im Internet 
unter http://www.schleswig-holstein.de → Themen und Aufgaben → Kommu-
nales → Kommunale Finanzen → Kommunales Haushaltsrecht → Hinweise 
und Erläuterungen) 

3.45 Verbesserung des Qualitätsmanagements bei Straßenmarkierungen (Bemer-
kungen 2011 des Landesrechnungshofs) 

3.46 Abbau überflüssiger Verkehrszeichen. Der Landesrechnungshof geht davon 
aus, dass bis zu 30 % aller Verkehrszeichen abgebaut und die Kosten für die 
Straßenunterhaltung dadurch reduziert werden können (Bemerkungen 2014 
des Landesrechnungshofs). 

3.47 Soweit eine Gemeinde beabsichtigt, ihre Hebesätze zu verändern, und davon 
ausgehen muss, dass sie nicht zu Beginn des Jahres eine beschlossene und 
in Kraft getretene Haushaltssatzung haben wird, wird empfohlen, vor Verab-
schiedung des Haushalts zur Vermeidung von Verwaltungskosten eine Hebe-
satzsatzung zu erlassen.  

3.48 Bei ÖPP-Maßnahmen sind die Ausführungen unter Ziffer 4 und in der Anlage 
meines Runderlasses zu §§ 77 und 85 (ehemals §§ 85, 95 g) der Gemeinde-
ordnung – Kredite – vom 23. Januar 2017 zu berücksichtigen. Auf die Ausfüh-
rungen im gemeinsamen Erfahrungsbericht zu ÖPP-Projekten vom 
14. September 2011, herausgegeben von den Präsidentinnen und Präsidenten 
der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder (veröffentlicht auf der Inter-
netseite des Landesrechnungshofs) wird hingewiesen. 

3.49 Gemeinden, die die Nutzung von Stellplätzen durch Dauercamper nicht steuer-
lich erfassen, wird empfohlen, die Einführung einer Stellplatzsteuer zu prüfen. 
Für eine sachgerechte Entscheidung sollten die dadurch zu erwartenden Auf-
wendungen für die Erhebung den zu erwartenden Erträgen für einen Zeitraum 
von 10 Jahren gegenübergestellt werden. 
Bei Gemeinden, die bereits eine Zweitwohnungssteuer erheben, sollte der 
Steuersatz für die Stellplatzsteuer für Dauercamper in entsprechender Höhe 
festgesetzt werden.  

3.50 Festsetzung der Steuersätze für die Hunde-, Zweitwohnungs- und Spielgeräte-
steuer über die Mindestsätze nach Ziffer 2.1, 2.2 und 2.3 dieses Erlasses hin-

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/haushaltsrecht.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/haushaltsrecht.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kommunales/Finanzen/Downloads/Gemeindehaushaltsreform/regelungen/krediterlass_neu.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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aus. Auf Anlage 12 des Vermerkes über die Finanzsituation der Kommunen in 
Schleswig-Holstein wird hingewiesen (siehe Seite 1 Fußnote 4). 

3.51 Festsetzung der Hebesätze für die Grundsteuer A, Grundsteuer B und Gewer-
besteuer über die Mindestsätze für die Gewährung von Fehlbetragszuweisun-
gen nach der Richtlinie zur Gewährung von Fehlbetrags- und Sonderbedarfs-
zuweisungen hinaus. Auf die Anlagen 10 und 12 des Berichts über die Finanz-
situation der Kommunen in Schleswig-Holstein wird hingewiesen (siehe Seite 1 
Fußnote 4)  

3.52 Verbesserung im Bereich der sozialen Beratungsstellen, zum Beispiel durch 
Vereinbarungen für die Erfassung der Fallzahlen, in der Erziehungsberatung, 
der Gestaltung der Verträge in der Schuldnerberatung und Überprüfung von 
Überschneidungen mit anderen Beratungsstellen (Kommunalbericht 2013 des 
Landesrechnungshofs) 

3.53 Vorgabe von Leistungsstandards für die bezuschussten Suchtberatungsstellen 
(Kommunalbericht 2013 des Landesrechnungshofs) 

3.54 Soweit eine Kommunalverwaltung Außenstellen unterhält, sollte ein möglicher 
Verzicht auf Außenstellen geprüft werden. Soweit ein Verzicht nicht möglich 
scheint, bietet sich gegebenenfalls eine Reduzierung der personellen Beset-
zung und Öffnungszeiten an.  

3.55 Bei Ämtern und Gemeinden, die an der Verwaltungsstrukturreform teilgenom-
men haben, Prüfung, ob die dadurch möglichen Einsparungen bereits realisiert 
worden sind (Bericht des Landesrechnungshofs „Ergebnis der Verwaltungs-
strukturreform im kreisangehörigen Bereich“ vom 11. Februar 2014).  

3.56 Aufnahme einer Übersicht über die Vermögens-, Finanz und Ertragslage der 
Gemeinde als Seite 1 im Vorbericht zum Haushalt aus Gründen der Transpa-
renz  
a) für Gemeinden, die ihre Buchführung nach den Grundsätzen der doppelten 

Buchführung führen nach der Anlage 1 dieses Erlasses und 
b) für Gemeinden, die ihre Buchführung in der Übergangszeit noch nach 

den Grundsätzen der kameralen Buchführung führen nach der Anlage 2. 
3.57 Um den Schulbetrieb wirtschaftlich planen zu können, sollte bei Schulträgern 

eine Schulentwicklungsplanung durchgeführt und regelmäßig aktualisiert wer-
den („Bericht über den Einfluss des demografischen Wandels auf ausgewählte 
Aspekte der kommunalen Daseinsvorsorge“ des Landesrechnungshofs vom 
2. Juni 2017). 

3.58 Der Landesrechnungshof empfiehlt eine zentrale Bearbeitung aller Kreditange-
legenheiten. Dies kann den wirtschaftlichen Aufwand reduzieren und zeitliche 
Vorteile in der Aufnahme und Verwaltung der Kredite generieren. 

3.59 Der Landesrechnungshof empfiehlt eine bundesweite Abforderung von Ange-
boten für Kassen- und Investitionskredite. Dies führt häufig zu wirtschaftlich 
günstigeren Konditionen.   

3.60 Der Landesrechnungshof hat Erkenntnisse, dass die beschränkte Ausschrei-
bung gegenüber einer öffentlichen Ausschreibung keinerlei Vorteil hat. Die öf-
fentliche Ausschreibung führt zu größtmöglichem Wettbewerb und somit nach 
allen Erfahrungen zu den wirtschaftlichsten Angeboten, ist mittelstandsfreund-
lich und am wenigstens korruptionsanfällig. 

3.61 Der Landesrechnungshof empfiehlt für die Schottertragschicht beim Straßen-
bau, den Einsatz aus nachhaltigen Materialien wie zum Beispiel Betonrecycling 
zu prüfen (nach den Anforderungen der technischen Vorschriften als Schotter-
tragschicht oder Frostschutzschicht aufbereitet) und auf den unwirtschaftlichen 
und nicht nachhaltigen Natursteinschotter zu verzichten. 
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4. Hinweise 
 

4.1 Zuschüsse und Beiträge für „übergemeindliche“ Einrichtungen werden grund-
sätzlich anerkannt (zum Beispiel Zuschüsse für Wirtschaftsförderungsgesell-
schaften des Kreises, Beiträge an kommunale Landesverbände, Fachverbände 
der Kämmerer, Kassenverwalter usw., Beiträge an den Verein Nordfriesisches 
Institut, Zuweisungen an Schwarzdeckenunterhaltungsverbände, Umlagen an 
Wasser- und Bodenverbände, Zuschüsse an Büchereiverein, Einrichtungen 
der dänischen Minderheit oder an das Landestheater). 

4.2 Die Bereitstellung von Mitteln in angemessener Höhe für die Kameradschafts-
pflege in der Feuerwehr wird anerkannt. 

4.3 Eine Beschränkung der Bauunterhaltungsmittel kann für das Ziel einer mittel-
fristigen Haushaltskonsolidierung kontraproduktiv sein. Zur Bedeutung und 
Höhe angemessener Bauunterhaltungsmittel wird auf die Kommunalberichte 
1999 und 2013 des Landesrechnungshofs verwiesen. 

4.4 Personaleinsparungen im Bereich der Rechnungsprüfung (Rechnungsprü-
fungsämter und Gemeindeprüfungsämter) können für das Ziel einer mittelfristi-
gen Haushaltskonsolidierung kontraproduktiv sein. Gerade in Zeiten schwieri-
ger Haushaltssituation leisten quantitativ ausreichend besetzte Rechnungs- 
und Gemeindeprüfungsämter, deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch 
ständige Fortbildung gut qualifiziert sind, einen wesentlichen Betrag zu einer 
nachhaltigen Haushaltskonsolidierung. Vor diesem Hintergrund kann im Einzel-
fall auch eine Personalaufstockung angezeigt sein. 

4.5 Übertragene Aufwendungen und die dazugehörigen Auszahlungen für die 
Bauunterhaltung werden grundsätzlich anerkannt. Dies gilt auch für übertrage-
ne Aufwendungen und die dazugehörigen Auszahlungen, für die am 31.12. des 
jeweiligen Jahres dem Grunde nach bereits eine rechtliche Verpflichtung zur 
Leistung der Aufwendungen und der dazugehörigen Auszahlungen bestand 
(zum Beispiel erteilte Aufträge; Gewerbesteuerumlage für höhere Einnahmen 
bei der Gewerbesteuer im 4. Quartal; freiwillige Leistungen, die erst im Folge-
jahr abgerechnet werden, soweit diese anerkannt werden). 

4.6 Kassenkreditzinsen werden grundsätzlich anerkannt, auch wenn sie aufgrund 
von Fehlbeträgen entstanden sind. 

4.7 Aufwendungen für die Gewährung von Leistungsprämien an Beamtinnen und 
Beamte werden als unvermeidlich anerkannt. 

4.8 Förderprogramme der Kreise für Vereine und Verbände sehen zum Teil eine 
Mitleistung der Gemeinden vor. Es wird empfohlen, hierbei die besondere Si-
tuation in Gemeinden, die auf Fehlbetragszuweisungen angewiesen sind, zu 
berücksichtigen, damit die Vereine und Verbände in diesen Gemeinden auch 
dann eine Förderung des Kreises erhalten können, wenn eine Mitleistung der 
Gemeinde nicht möglich ist.  

4.9 Fördervoraussetzung für die Gewährung von Fehlbetragszuweisungen: Die 
Hebesätze müssen im Antragsjahr in der vorgegebenen Höhe festgelegt sein 
(Ziffer 2.3.1 der Richtlinie zur Gewährung von Fehlbetrags- und Sonderbe-
darfszuweisungen). Waren in dem Jahr, in dem der Fehlbetrag entstanden ist, 
die Hebesätze nicht in der für dieses Jahr vorgegebenen Höhe festgelegt, wer-
den vom Gemeindeprüfungsamt die Einnahmeausfälle errechnet und diese bei 
der Berechnung des unvermeidlichen Fehlbetrages nicht anerkannt.   
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4.10 Sofern die Erhebung von Straßenbaubeiträgen gesetzlich vorgeschrieben ist, 
ist Voraussetzung für eine Förderung von Straßenbaumaßnahmen von Ge-
meinden durch Sonderbedarfszuweisungen nach § 13 FAG die Erhebung von 
Beiträgen entsprechend Ziffer 2.20 dieses Erlasses oder entsprechender wie-
derkehrender Beiträge sowie der Verzicht auf Vergünstigungen für Eckgrund-
stücke.  

4.11 Sofern die Erhebung von Straßenbaubeiträgen gesetzlich vorgeschrieben ist, 
führt ein Verzicht auf Erhebung der höchst möglichen Straßenbaubeiträge über 
den höheren Kreditbedarf wegen der damit verbundenen Zinsbelastung auch 
zu einer Erhöhung des Jahresfehlbetrags, die nicht unabweisbar ist. Aus ver-
waltungsökonomischen Gründen wird daher bei einer Gemeinde, die die Stra-
ßenbaubeiträge nicht in der erwarteten Höhe erhebt, für die Jahre, in denen die 
Erhebung von Straßenbaubeiträgen gesetzlich vorgeschrieben ist, der Jahres-
fehlbetrag in Höhe der in dem Haushaltsjahr entgangenen Einzahlungen ver-
mindert, um zu dem unabweisbaren Jahresfehlbetrag zu gelangen.  

4.12 Gemäß KiTa-Reform-Gesetz vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. Sei-
te 759, geändert durch Artikel 27 des Gesetzes vom 8. Mai 2020, GVOBl. 
Schl.-H. Seite 220) müssen die Standortgemeinden im Rahmen der Finan-
zierungsvereinbarungen sicherstellen, dass der Betrieb der Kindertages-
einrichtungen unter Einhaltung der gesetzlich vorgesehenen Standards 
gewährleistet werden kann. Darüber hinaus ist es allen Gemeinden mög-
lich, ergänzende Förderungen nach § 16 Abs. 1 KiTaG (neu) bereitzustel-
len. Im Rahmen der Fehlbetragszuweisung gelten diese als freiwillig und 
können daher nicht ausgeglichen werden. Landesmittel, die im Rahmen 
der KiTa-Reform gewährt wurden, werden nicht gegengerechnet, sondern 
verbleiben den Standortgemeinden zur Verfügung. Sie können ohne 
Auswirkung auf die Fehlbetragszuweisung auch dafür eingesetzt werden, 
dass die Elternbeiträge in Höhe der entsprechenden Landesmittel unter 
den Höchstbeträgen liegen. 



Anlage 1 
 Haushaltskonsolidierungserlass 23. September 2020, Ziffer 3.56 a 
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Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde … stellt sich nach den vorliegenden Jahresabschlüssen und der Planung 
wie folgt dar: 
 
Lfd. Nr.  in TEUR 

1. bis Ende 20…1 aufgelaufene Defizite2   
2. einen Jahresüberschuss 20…3   
3. einen Jahresfehlbetrag 20…3  
4. erwartete Überschüsse in den Jahren 20…4 bis 20…5  
5. erwartete Defizite in den Jahren 20…4 bis 20…5  
6. zu erwartende aufgelaufene Defizite bis Ende 20…5 (Summe lfd. Nr. 1 bis 5)6  
7. Eigenkapital Ende 20…1  
8. Eigenkapital Ende 20…5  
9. Anstieg der liquiden Mittel in den Jahren 20…3 bis 20…5 um  

10. Abnahme der liquiden Mittel in den Jahren 20…3 bis 20…5 um  
  in TEUR EUR/Ew. 

11. eine Verschuldung Anfang 20…3   
12. eine Verschuldung Ende 20…5   
13. eine Gesamtverschuldung (Gesamt I) Anfang 20…3   
14. eine Gesamtverschuldung (Gesamt I) Ende 20…3   
15. eine Gesamtverschuldung (Gesamt I) Ende 20…5   
16. ein Bestand an Kassenkrediten Ende 20…1   
17. eine Gesamtverschuldung (Gesamt II) Anfang 20…3   
18. eine Gesamtverschuldung (Gesamt II) Ende 20…3   

 
                                                 
1 Jahreszahl des dem laufenden Haushaltsjahr vorangegangenen Jahres 
2 Zeile kann entfallen, soweit die Gemeinde keine aufgelaufenen Defizite aus den Jahresabschlüssen bzw. den Haushaltsplanungen am Ende des dem 
laufenden Haushaltsjahr vorausgegangenen Jahres aufweist. Die laufenden Nummern sind entsprechend anzupassen. 
3 Jahreszahl des laufenden Haushaltsjahres 
4 Jahreszahl des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres 
5 Jahreszahl des letzten Jahres der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
6 Zeile kann entfallen, soweit zum Ende der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung keine aufgelaufenen Defizite erwartet werden. Die laufenden Nummern 
sind entsprechend anzupassen. 
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Die Finanzlage der Gemeinde … stellt sich nach den vorliegenden Jahresrechnungen und der Planung wie folgt dar: 
 
Lfd. Nr.  in TEUR 

1. bis Ende 20…1 aufgelaufene Defizite2   
2. einen freien Finanzspielraum 20…3   
3. ein Defizit 20…3  
4. erwartete freie Finanzspielräume in den Jahren 20…4 bis 20…5  
5. erwartete Defizite in den Jahren 20…4 bis 20…5  
6. zu erwartende aufgelaufene Defizite bis Ende 20…5; 6  
7. eine Entnahmen aus allgemeine Rücklage in den Jahren 20…3 bis 20…5  
8. eine Zuführung an allgemeine Rücklage in den Jahren 20…3 bis 20…5  

  in TEUR EUR/Ew. 
9. eine Verschuldung Anfang 20…3   

10. eine Verschuldung Ende 20…5   
11. eine Gesamtverschuldung (Gesamt I) Anfang 20…3   
12. eine Gesamtverschuldung (Gesamt I) Ende 20…3   
13. eine Gesamtverschuldung (Gesamt I) Ende 20…5   
14. ein Bestand an Kassenkrediten Ende 20…1   
15. eine Gesamtverschuldung (Gesamt II) Anfang 20…3   
16. eine Gesamtverschuldung (Gesamt II) Ende 20…3   

 
                                                 
1 Jahreszahl des dem laufenden Haushaltsjahr vorangegangenen Jahres 
2 Zeile kann entfallen, soweit die Gemeinde keine aufgelaufenen Defizite aus den Jahresrechnungen bzw. den Haushaltsplanungen am Ende des dem laufenden 
Haushaltsjahr vorausgegangenen Jahres aufweist. Die laufenden Nummern sind entsprechend anzupassen. 
3 Jahreszahl des laufenden Haushaltsjahres 
4 Jahreszahl des dem Haushaltsjahr folgenden Jahres 
5 Jahreszahl des letzten Jahres der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
6 Zeile kann entfallen, soweit zum Ende der mittelfristigen Finanzplanung keine aufgelaufenen Defizite erwartet werden. Die laufenden Nummern sind 
entsprechend anzupassen. 



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2018 – 2023 
 Datum: 01.03.2021 
 SR/BeVoSr/383/2020/1 
 

Gremium Datum Behandlung 

Finanzausschuss 16.03.2021 Ö 

Hauptausschuss 22.03.2021 Ö 

Stadtvertretung 29.03.2021 Ö 

 
 
Verfasser: Herr Axel Koop  FB/Aktenzeichen: 20 10 11 
 
 

Haushaltsplan 2021; hier: Investitionsprogramm 2020 bis 
2024 
 
Zielsetzung: 
 
Nach § 75 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein sind Kommunen ver-
pflichtet, ihre Haushaltswirtschaft so zu planen, dass die stetige Erfüllung ihrer Auf-
gaben gesichert ist. Mit dem vorgelegten Finanzplan und dem ihm zu Grunde 
gelegten Investitionsprogramm wird durch Gegenüberstellung der Einnahmen und 
Ausgaben der Finanzrahmen dargestellt. 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss empfiehlt,  
 
der Hauptausschuss empfiehlt, 
 
und die Stadtvertretung beschließt, 
 
das Investitionsprogramm für die Haushaltsjahre 2020 bis 2024 gemäß Entwurf.  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Koech, Gunnar, Bürgermeister am 01.03.2021 
Koop, Axel am 11.02.2021 
 

 
Sachverhalt: 
 
Die Stadt Ratzeburg ist verpflichtet, ihre Haushaltswirtschaft so zu planen, dass die 
stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Aufschlüsse über die dauernde 

Ö  12.3Ö  12.3
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Leistungsfähigkeit ergeben sich aus der mittelfristigen Finanzplanung, die alle in den 
Planungsjahren für die Erfüllung der Aufgaben voraussichtlich eingehenden 
Einnahmen und zu leistenden Ausgaben enthält. In der Regel ist davon auszugehen, 
dass bei Vorliegen eines mittelfristig positiven Finanzspielraumes die Kredit-
verpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde im Einklang 
stehen.  
 
Nach § 83 der Gemeindeordnung hat die Gemeinde ihrer Haushaltswirtschaft eine 
fünfjährige Finanzplanung zu Grunde zu legen, welche wiederum auf einem 
Investitionsprogramm basiert. Das Investitionsprogramm ist separat zu beschließen. 
 
Als Anlage beigefügt ist der Finanzplan; das Investitionsprogramm ergibt sich aus 
der Anlage zum Vermögenshaushalt und ist hier nicht noch einmal beigefügt. Es ent-
hält die Fortschreibung des bereits von der Stadtvertretung beschlossenen 
Programms mit den erkennbaren Änderungen.  
 
Der Finanzplan basiert auf dem Entwurf des Verwaltungshaushaltes 2021 und ist mit 
den Empfehlungen aus dem Haushaltserlass 2021 unter Berücksichtigung örtlicher 
Besonderheiten sowie der Prognosen gemäß der November-Steuerschätzung 2020 
hochgerechnet. 
 
Wenngleich der Verwaltungshaushalt im lfd. Haushaltsjahr noch ausgeglichen 
werden kann, wird sowohl der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme als auch der 
Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen der Genehmigungspflicht seitens 
der Kommunalaufsichtsbehörde unterliegen. Grund hierfür sind die in der 
Finanzplanung ausgewiesenen Fehlbedarfe. 
 
Für die Inanspruchnahme von Haushaltsansätzen für Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen im Vermögenshaushalt gelten folglich die Vorgaben aus dem 
Runderlass zu §§ 85, 95g der Gemeindeordnung (Krediterlass vom 23.01.2017).  
 
Demnach kann die Kreditaufnahme nur als genehmigungsfähig angesehen werden, 
soweit sie notwendig ist zur Finanzierung  
 

- von Ersatzinvestitionen, die unabweisbar im Sinne von § 82 Abs. 1 GO sind 
(unabweisbar sind Maßnahmen dann, wenn ein Aufschub besonders 
unwirtschaftlich wäre) oder 
- von unaufschiebbaren Fortsetzungsmaßnahmen im Sinne von § 81 Abs. 1 
Nr. 1 GO oder 
- von Maßnahmen, die sich zu 100% über künftige Einnahmen oder 
Einsparungen selbst finanzieren (rentierliche Maßnahmen) oder 
- von Vorhaben, welche mit einer hohen Zuweisungsquote gefördert werden 
und zu erwarten ist, dass die Folgekosten in absehbarer Zeit von der Stadt 
getragen werden können. 

 
Im Übrigen wird auf die Unterlagen zum vorherigen Tagesordnungspunkt verwiesen.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine, da es sich um den Beschluss des Haushaltes handelt.  
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Anlagenverzeichnis: 
 
Finanzplan  
 
 
 



F I N A N Z P L A N U N G   (Stand: 22.02.2021)

Gruppierungs-
Nummer

0 - 2

0
allgemeine Zuweisungen und Umlagen

000, 001 Grundsteuer A und B 2.300 2.287 2.312 2.335 2.358 2.380
003 Gewerbesteuer  (brutto) 6.037 4.700 4.750 5.000 5.000 5.000

8.337 6.987 7.062 7.335 7.358 7.380

010 Gemeindeanteil an d. Einkommensteuer 5.940 5.718 6.068 6.371 6.686 7.005
012 Gemeindeanteil an d. Umsatzsteuer 968 1.049 1.048 922 940 977

6.908 6.767 7.116 7.293 7.626 7.982

02, 03 Andere Steuern, steuerähnliche Einnahmen 319 260 288 300 310 315
319 260 288 300 310 315

04 - 06
060 vom Bund 0 0 0 0 0 0
041, 051, 061 vom Land 4.970 7.623 5.837 6.106 6.356 6.713
062 von Gemeinden und Gemeindeverbänden 0 0 0 0 0 0

4.970 7.623 5.837 6.106 6.356 6.713

07 Allgemeine Umlagen 0 0 0 0 0 0
091 Bedarfsunabhängige Zuweisungen USt-Einnahmen (§ 32 FAG 533 595 601 621 639 651

(ehemals Ausgleichsleistungen Fam.Leist.Ausgl.)
0

nahmen, allgem. Zuweisungen und Umlagen 23.04120.90421.067 22.232 21.655 22.289

Summe Gruppe 00

Summe Gruppe 01

Summe Gruppen 02, 03

Allgemeine Zuweisungen:

Summe Gruppen 04 - 06

2020 2021 2022 2023 2024

1. Einnahmen und Ausgaben nach Arten - in TEUR-

Einnahme- bzw. Ausgabeart RE 2019

Einnahmen des Verwaltungshaushalts

Steuern, steuerähnliche Einnahmen, 

Summe der Steuern, steuerähnlichen Ein-

Seite: 1

Ö
  12.3

Ö
  12.3
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Gruppierungs-
Nummer

1 Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb

10, 11, 12 Gebühren und ähnliche Entgelte, zweckgeb. Abgaben 727 510 574 670 680 690
13, 14, 15 Einnahmen aus Verkauf, Mieten, Pachten,

sonstige Verwaltungs- u. Betriebseinnahmen
16, 17 Erstattungen, Zuweisungen und Zuschüsse für laufende

Zwecke:
davon:

160, 170 vom Bund 109 144 84 90 95 100
161, 171 vom Land 182 113 56 60 60 60
162, 163, 172,173 von Gemeinden und Gemeineverbänden,

von Zweckverbänden und dergleichen
164-169, 174-178 von übrigen Bereichen 522 418 420 420 420 420

1 Summe der Einnahmen aus Verwaltung und
Betrieb:

2 Sonstige Finanzeinnahmen:

20 Zinseinnahmen 4 2 3 3 3 3
21, 22 Gewinnanteile, Konzessionsabgaben 1.151 1.386 1.102 1.300 1.300 1.300
23 Schuldendiensthilfen 166 162 156 150 146 143
24 - 29 Übrige Finanzeinnahmen (inkl. Auflösung von SoPo) 2.480 2.447 3.237 2.461 2.461 2.461

(2021  775.800  €  Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage)
2 3.801 3.997 4.498 3.914 3.910 3.907

0 - 2 Summe der Einnahmen des 
Verwaltungshaushaltes:

2024

640

8.530

7.950

9.860

36.80835.991

Summe der sonstigen Finanzeinnahmen:

30.305 33.082 35.004 35.294

5.437 6.853 9.602 9.725 9.792

7.850 7.900

4.107 5.739 8.398 8.420 8.475

7.8385.0643.294

2021 2022 2023

635 637630604603

1.  Einnahmen und Ausgaben nach Arten - in TEUR-

Einnahme- bzw. Ausgabeart RE 2019 2020
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Gruppierungs-
Nummer

4 - 8 Ausgaben des Verwaltungshaushalts

40 - 47 Personalausgaben 5.599 6.052 6.344 6.443 6.536 6.634

5 - 6 Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand:

50 - 66 Sächlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand
(ohne Gruppen 67 und 68)

67 Erstattungen von Ausgaben des Verwaltungs-
haushaltes (ohne Untergruppe 679)

679 Innere Verrechnungen 0 0 0 0 0 0

68 Kalkulatorische Kosten:
680 - Abschreibungen 1.821 1.772 1.772 1.772 1.772 1.772
681 - Auflösung von Sonderposten 387 404 407 407 407 407
685 - Verzinsungen des Anlagekapitals 34 34 34 34 34 34
689 - Rückstellungen 0 0 0 0 0 0

2242 2.210 2.213 2.213 2.213 2.213

691 Kosten der Unterkunft 0 0 0 0 0 0

5 - 6 Summe des sächlichen Verwaltungs- und
Betriebsaufwandes:

7 Zuweisungen und Zuschüsse
(nicht für Investitionen) :

70 Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale oder 
ähnliche Einrichtungen

2024

8.960

14.357

2.650

Summe Gruppe 68

370

14.23710.388 11.948 14.060

3.184

2.600

14.147

2.550

3.184

2022

8.6638.270

3.1841.468

8.750 8.840

789 1.433 2.529

3.184

7.776

1.  Einnahmen und Ausgaben nach Arten - in TEUR-

Einnahme- bzw. Ausgabeart RE 2019 2020 2021 2023

Seite: 3



F I N A N Z P L A N U N G   (Stand: 22.02.2021)

Gruppierungs-
Nummer

71, 72 Zuweisungen und sonstige Zuschüsse für
lfd. Zwecke, Schuldendiensthilfen:

710, 720 an Bund 0 0 0 0 0 0
711, 721 an Land 0 0 0 0 0 0
712, 713, an Gemeinden und Gemeindeverbände,
722, 723 an Zweckverbände und dergleichen
715, 725 108 123 147 150 155 160
714, 716, 717, 718,
724, 726, 727, 728

3.997 5.079 6.030 6.099 6.217 6.336

73 - 79 Leistungen der Sozialhilfe und ähnliches 0 0 0 0 0 0

7 Summe der Zuweisungen und Zuschüsse: 4.786 6.512 8.559 8.649 8.817 8.986

8 Sonstige Finanzausgaben:

80 Zinsausgaben 162 137 126 130 135 140
810 Gewerbesteuerumlage 983 510 449 473 473 473
82, 83 Allgemeine Zuweisungen und Umlagen 5.857 5.861 5.669 5.700 5.750 5.800
84, 85 133 5 154 155 75 50
86 Zuführung zum Vermögenshaushalt 2.397 2.057 878 913 963 953
892 Deckung von Fehlbeträgen (Soll-Fehlbeträge) 0 0 0 1.235 2.551 3.546

8 Summe der sonstigen Finanzausgaben: 9.532 8.570 7.276 8.606 9.947 10.962

4 - 8 Summe der Ausgaben des
Verwaltungshaushaltes:

Fehlbedarf / "Überschuss" 0 0 -1.235 -2.551 -3.546 -4.131
strukturell 1.412 1.171 -1.235 -1.316 -995 -585

2.300

40.939

2024

3.8123.482 3.681

2.250

39.537

3.130

an kommunale Sonderrechnungen

an übrige Bereiche

Summe Gruppen 71, 72

Weitere Finanzausgaben, Deckungsreserve

30.305 33.082 36.239 37.845

759

2021 2022RE 2019

3.724

2023

3.876

2.225

1. Einnahmen und Ausgaben nach Arten - in TEUR-

Einnahme- bzw. Ausgabeart 2020

1.474 2.202

Seite: 4
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